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EDITORIAL 


Eine Reihe schriftlicher Anfragen und be- 
sorgter Aufrufe, obCILIP überhaupt noch 
einmal erscheinen werde, ist - wie die ver- 
spätete Auslieferung des I. Heftes/ 1982 
selbst - Anlaß, kurz die hinterstehenden 
Probleme der CILIP-Redaktion/Heraus- 
geberzunennen. 
CILIP istein „Neben“produkteines vonder 
Berghof-Stiftungüber mehrere Jahre geför- 
derten Forschungsprojekts zur Polizeient- 
wicklung in der BRD. Redaktion, techni- 
sche Herstellung und die Beiträge sind fast 
ausschließlich von den Mitarbeitern des 
Forschungsprojekts erarbeitet worden, so 
daß in Zeiten, in denen Anträge, Zwischen- 
und Endberichte geschrieben werden mußt 
ten, die Knappheit der Zeit und die Vor- 
dringlichkeit des Befristeten zwangsläufig 
aufKostenderCILIP-Produktionging,daß 
esunsnicht gelungen ist, hinreichend Arbei- 
ten und Beiträge nach außen zu delegieren, 
ohne daß uns damit diefragwürdige Freude 
der Arbeitslosigkeit geschenkt worden wä- 
re, plötzlich über hinreichend freie Zeit zu 
verfügen, dieindieCILIP-Produktionhätte 
gesteckt werden können. Bis zum Augen- 
blick sitzen die CILIP-Mitarbeiter noch an 
dem Versuch, das Ergebnis Sjähriger Be- 
schäftigung mit dem Strukturwandel der 
Polizei in den siebziger Jahren dem Inhalt 
wie der Darstelleung nach überzeugend zu 
Papier zu bringen - kurz: einen schlüssigen 
und lesbar-lesenswerten Endbericht zu er- 
stellen. Eine gewisse Projektmüdigkeit und 
die (Lohn-) Arbeitslosigkeit mögen zudem 
hinderlich gewesen sein, den Berg an abzu- 
schließenden Arbeiten mit flotter Handab- 
zutragen. Dies zur Erklärung der für die 
Vorbereitung einer Zeitschrift sehr proble- 
. matischen Unregelmäßigkeiten im Erschei- 
nungstermin. 
Sichergestellt ist, daß in diesem Jahr noch 2 
weitere Hefte erscheinen werden. Über die 
Zukunft von CILIP - ob nun als Konkurs- 
Meldung oder als optimistische Ankündi- 
gung: „Wir machen weiter“ - hoffen wir, im 
zweiten Heft dieses Jahres Nachricht geben 
zukönnen. 
Ein Schwerpunkt dieser Ausgabe hat die 
Ausbildung, vor allem den Ausbildungs- 


wandel bei der deutschen Polizei in den 70er 
Jahren zum Gegenstand. Das Bild vom 
„tumben Polizisten“, vondenen immerzwei 
zusammen auf Streife geschickt werden, 
damit sie wenigstens zusammen den Ab- 
schluß der Volksschule erreichen (so ein 
alter DDR-Witz) gilt jenseits seiner schon 
immer pointierten Überzogenheit - zumin- 
dest fürdie Bundesrepublik-nichtmehr, wie 
unsere Darstellung des Ausbildungswan- 
delsausweist. 

Ganz im GegenteilsindimletztenJahrzehnt 
große Anstrengungen gemacht worden, 
nicht nur moderne Technologien, sondern 
auch Intelligenzals Resource fürdenpolizei- 
lichen Apparat bereitzustellen. 
Weitergeführt haben wir in dieser Ausgabe 
die Berichte zum Thema Polizei und Haus- 
besetzung/Demonstrationen. Da in letzter 
Zeit wieder stärker polizeiöffentlich dısku- 
tiert, enthältdiesesHeftdieDokumentation 
eines Gesetzes-EntwurfszurrechtlichenRe- 
gelung des Einsatzes verdeckt arbeitender 
Polizisten, der uns ins Hausgeflattert ist. 
Für die nächste Ausgabe können wir eine 
Fallstudie mit überraschenden Ergebnissen 
zum polizeilichen Schußwaffengebrauch in 
der Bundesrepublik und u.a. einen Bericht 
zurRollevon ArmeeundPolizei imNordir- 
land-Konflikt, neben dem üblichen Spek- 
trum uns lesenswert erscheinender kleiner 
Informationssplitter, ankündigen. 
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Schwerpunkt 


Polizeiausbildung und -rekrutierung im Übergang zu den 80er Jahren - Die 
Mobilisierung von Intelligenz 


1. Vorbemerkung: 


Der nachfolgende ausführliche Überblick über die Rekrutierungs- und Ausbildungsrefor- 
men während der 60er und 70er Jahre ist Teil einer umfangreichen Studie, die, gerade 
abgeschlossen, darauf ausgeht, die „neue“ Polizei insgesamt zu beschreiben und analytisch 
in ihrem gesellschaftlichen „Sinn“ zu bewerten. Obwohl diese Übersicht also erst zurei- 
chend verständlich wird, wenn man sie in den Zusammenhang der anderen Änderungen 
der Polizei einordrenet, schienen uns Rekrutierungs- und Ausbildungsreformen für sich 
selbst - symptomatisch-sprechendundspannendgenug, umsieeinzelnundvorwegineiner 
der Polizei einordnet, schienen uns Rekrutierungs- und Ausbildungsreformen für sich 
selbst - symptomatisch-sprechend undspannendgenug, umsieeinzelnund vorwegineiner 
leicht gekürzten Fassung zu präsentieren. 


Die Kriterien, nach denen Bewerber für den Polizeiberuf ausgesucht und für die Ausbil- 
dung zugelassen werden, die Inhalte der Ausbildung, auch die institutionellen Formender 
Ausbildung drücken bestimmte Erwartungen und Anforderungen an den künftigen 
Polizeibeamten aus. Die Ziele der Polizeiorganisation und die Form, in der Aufgaben 
wahrgenommen werden sollen, sind in den Rekrutierungskriterienundder Ausbildungein 
Stück weit operationalisiert. Die Differenzierung der Polizeiorganisation entspricht einer 
Differenzierung der Rekrutierungskriterien und der Ausbildung. Zum einen wird für 
spezifische Aufgaben der Polizei geworben und ausgebildet - etwa für den schutzpolizeili- 
chen oder kriminalpolizeilichen Dienst-,zumanderen beziehensich Auswahlkriterienund 
Ausbildung aufspezifische Positionsgruppen innerhalbder Polizei alshierarchisch organi- 
sierter Institution. Deshalb ist zu vermuten, daß der andernorts beschriebene kräftige 
Wandel in der organisatorischen Struktur der Polizei im letzten Jahrzehnt seinen Aus- 
druck auch in einer Veränderung der Auswahlkriterien gegenüber Polizeibewerbern und 
der Ausbildung gefunden hat. 

Es entspricht einer alten Hoffnung, daß über veränderte Auswahlstrategien und eine 
verbesserte Ausbildung auch die Effektivität und die Form der Aufgabenwahrnehmung 
von Organisationen sich durchgreifend verbessern lasse. Während der Phase der Reform- 
euphorie, Ende der 60er/ Anfang der 70er Jahre, gab es parallel zur Gesamtdiskussion um 
die Bildungsreform auch innerhalb und außerhalbder Polizei eine breite Diskussion umdie 
Reform der Polizeiausbildung. 

Die Qualität der Polizeibeamten und damit die der Polizeiorganısatıon sollte ın zweierlei 
Hinsicht verändert werden: 

- Im Hinblick auf die habituelle Prägung der Polizeibeamten. Berufsverständnis, Arbeits- 
motivation und Werthaltungen sollten demokratisiert werden. 

-Im Hinblick auf instrumentelle Fähigkeiten, um die Polizeibeamten effektiver handeln zu 
lassen. 


Und in der Tat hat sich im letzten Jahrzehnt ein einschneidender Wandel bei der 
Rekrutierung neuer Polizeibeamter und bei ihrer Ausbildung vollzogen. Die Konsequen- 
zen dieses Wandels für den Alltag polizeilicher Aufgabenwahrnehmung werden stärker in 
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der Zukunlt denn heutesichtbar. Vondiesem Wandelbetrotfen sinanus jene Pollzeibean- 
ten, dieab Anfang, ehernochabMitteder 70er Jahre in den Polizeidienst getretensind. Der 
Personalausbau der bundesrepublikanischen Polizei im letzten Jahrzehnt führt immerhin 
dazu, daß ein anhand neuer Kriterien ausgewähltes und anders ausgebildetes Personal 
schnell den Polizeialltag beeinflussen dürfte. Die folgende Darstellung dieses Wandels 
steht unter dem Vorbehalt, daß sie aufgrund der Zugangsprobleme „von außen“ erfolgen 
muß - also ihr Material nicht aus teilnehmender Beobachtung bei der Ausbildung von 
Polizeibeamten oder aus Interviews mit Polizeianwärtern gewonnen ist. Diese Material- 
lücke ist nicht zu schließen. Gespräche mit Experten, die in der Ausbildung von Polizeibe- 
amten tätigsind, warenein Versuch, die folgende Darstellung und vorsichtigen Wertungen 
des Ausbildungswandels abzusichern. - 

Unbeschadet der Lücke im Material bleibtallerdings fraglich - und ist in der bildungssozio- 
logischen Literatur bis heute umstritten! -, ob und inwieweit sich Veränderungen hand- 
werklich-technischer Fertigkeiten nicht nur, sondern Änderungen von Bewußtsein und 
Verhalten insgesamt gezielt durch Reformen der Rekrutierung und insbesondere des 
Ausbildungsinhalts und veränderter Ausbildungsformen erzielen lassen. Die Antwort auf 
diese Frage hängt einesteils davon ab, inwieweit es überhaupt gelingen kann, aus einem 
Geflecht so vieler Einflußfaktoren den Faktdr „Rekrutierung“ oder den Faktor „Ausbil- 
dung“ und „Ausbildungsreform“ hinreichend zu isolieren undin der Wirkungzu „messen“. 
Zum anderen wird die Antwort aber vor allem auch durch dieunterschiedlicheRadikalität 
der Reformen bedingt. Betreffen diese Veränderungen “nur“ Ausbildungsinhalte und 
einzelne Kurstypen oder wird die Organisation der Ausbildung insgesamt umstrukturiert, 
einschließlich des Zusammenhangs von Ausbildung („Theorie“) und Beruf („Praxis“)? 
Unabhängig vom Erfolg oder Mißerfolg der in den folgenden Abschnitten geschilderten 
Reformen lassen sich dieselben aber in jedem Fall als Symtome einer veränderten 
Konzeption der Polizei qualifizieren. Hinzu kommt, daß wir uns nicht allein auf Verände- 
rungen des Bildungssystems der Polizei beschränkt haben, sondern zusammen damit die 
Änderungen der Rekrutierung und des Stellenkegels behandeln. Die Verklammerung 
dieser drei Änderungen läßt, wenn nicht eine habituelle, so doch eine erhebliche Verschie- 
bung in den Fertigkeiten und teilweise auch Ansprüchen der Polizei vermuten. 


2. Verschiebung der Proportionen des Stellenkegels 


Eine unmittelbar auf die Rekrutierungsanforderungen und auf die Ausbildung durch- 
schlagende Konsequenz des Wandels der Polizeiorganisation in den 70er Jahren ist die 
drastische Verschiebung der Proportionen des Stellenkegels. Die Zahl der Polizeibeamten 
im letzten Jahrzehnt insgesamt stieg erheblich an. Gleichzeitig wurden die Stellen im 
gehobenen und höheren Dienst der Polizei überproportional ausgeweitet. 

Noch 1960 waren 92,2% aller Beschältigten der Polizei der Länder ım mittleren Dienst 
eingruppiert. Bis 1974 verringertesich der Anteilder Beamten immittleren Dienst auf89%, 
bis 1980 auf 81,54% (vergl. Tabelle 1). Diese Veränderung des Stellengefüges in der Polizei 
drückt mehr aus als eine besoldungspolitische Verbesserung. Die Einkommensentwick- 
lungbeiden Polizeibeamten entspricht generell der positiven Entwicklung der Einkommen 
im öffentlichen Dienst im letzten Jahrzehnt. Neben dem üblichen System der Stellenzula- 
gen bei der Polizei wird das Planstellenverhältnis innerhalb der einzelnen Laufbahngrup- 
pen zugunsten eines höheren Anteils der höheren Besoldungsstufen verschoben. ? 

Diese Veränderung des Stellenkegels erfolgt zum einen durch eine Neubewertung spezifi- 
scher polizeilicher Tätigkeiten. Hiervon hat vor allem die Kriminalpolizei profitiert, die 
traditionell mehr professionalisiert ist als die Schutzpolizei. 


STELLENVERHÄLTNISS DER LAUFBAHNGRUPPEN 
DES POLIZEIVOLLZUGSDIENSTES 


mittlerer : gehobener : höherer Dienst 


Stand vom 1.4.1972 Stand vom 1.Juni 1980 
(Quelle: Die Streife, Heft 4/1972) (Quelle: Hessische Pol 
Bundesland Schutzpolizei Kriminalpolizei Schutzpolizei Krimin 
Bayern (einschl.Ver- 79 : 20 1 
waltung) 
Baden-Württemberg 93,1:6,5:0,4 73,2:25,0€£1,8 86,5:12,8:0,7 54,5:4 
Hessen 91,7:8,0:0,3 76,0:22,3:1,7 85,4:14,0:0,7 55,9:4 
Niedersachsen 93,7:5,8:0,5 85,0:13,4:1,6 82,4:15,9:1,3 52,1:4 
‘ Nordrhein-Westfalen 93,5:5,7:0,8 74,0:24,1:1,9 88,1:11,0:0,9 41,5:5 
Rheinland-Pfalz 93,1:6,4:0,5 84,1:15,2:0,7 88,8:10,2:1,1 62,3:3 
Schleswig-Holstein 93,5:5,5:1,0 71,7:25,7:2,6 90,0: 9,0:1,o 57,0:4 
Saarland 94,0:5,4:0,6 82,4:15,3:2,3 85,1:14,1:0,8 57,3:3 
Berlin (ohne BPA) 94,6:4,8:0,6 86,7:12,0:1,3 74,6:24,0:1,5 26,5:6 
Bremen . 93,4:6,0:0,6 88,1:10,7:1,2 80,3:18,8:0,9 b2, 73] 
Hamburg 92,1:6,9:1,0 84,5:13,2:2,3 85,7:13,3:1,0 57,3:4 


Die Angaben für Bayern beziehen sich auf das Jahr 1978. 
Quelle: Polizei - Technik - Verkehr, Sonderheft I, 1978: 
Bayern und seine Polizei 


1960 gehörten 92,2 % der Beamten und Angestellten des Polizeivollzugsdienstes 
der Länder dem mittleren Dienst an, 
1974 gehörten 89 % der Vollzugsbeamten dem mittleren Dienst an. 


1977 gehörten Bo % der Vollzugsbeamten der Länder dem mittleren Dienst, 
18 z dem gehobenen Dienst, 
2:.% dem höheren Dienst an. 


1979 


(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 1/1976; Stat. Bundesamt, Fachserie L, Reihe 4 (Person 
Stichtag 30.Juni 1974; Stat. Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6 (Personal des öff 
Stichtag 30.Juni 1977) 
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Waren noch 1972 mit erheblichen länderspezifischen Abweichungen weniger als 20% der 
Kripobeamten auf Stellen des gehobenen und höheren Dienstes, so hat sich der Anteil bis 
1980 auf knapp 50% erhöht und soll zukünftig 80-100% erreichen. In Zukunft wird ein 
Fachhochschulabschluß die Mindestqualifikation jedes Kriminalbeamten sein. 
Wenngleich nicht im selben Umfang, zeigt sich auch bei der Schutzpolizei eine deutliche 
Verschiebung im Stellenkegel zugunsten des gehobenen undhöheren Dienstes. Waren hier 
noch 1972 im Länderschnitt wie herkömmlich an die 93% der Beamten in Stellen des 
mittleren Dienstes, so zeigt sich hier die Tendenz, den Anteil der Stellen des gehobenen 
Dienstes an ca. 20% anzunähern. Auch hier gilt ab 1980 die Fachhochschulausbildung als 
Voraussetzung für die Stellenbesetzung. 

Im Jahre 1980 reduzierte sich in Berlin die Zahl der Beamten im mittleren, schutzpolizeili- 
chen Dienst bereits auf 74,6%. Der Ausbau der Stellen im gehobenen und höheren Dienst 
ist weniger eine Folge von Stellenneubewertungen, sondern eine Folge des Ausbaus von 
Stellen in Leitungs- und Führungsfunktionen. Vor allem die Stabsstellen und Stellen im 
höheren technischen Dienst ohne unmittelbare Vollzugsfunktionen wurden als Folge des 
Technologie-Schubes ausgebaut. Abweichend von der Kriminalpolizei bleibtes jedoch bei 
der Schutzpolizei dabei, daß die Männer & der Front des schutzpolizeilichen Einsatzes, 
vom Sonderfall des Kontaktbereichbeamten in Berlin abgesehen, Beamte des mittleren 
Dienstes ohne Fachhochschulausbildung sind. 


Berücksichtigt man das Zahlenverhältnis von Kripo und Schupo (Kripo im Länderdurch- 
schnitt ca. 20% des Schutzpolizeipersonals), die unterschiedlichen Stellenkegel und die 
Zielvorstellungen der Länder, so läßt sich für das Gesamtvollzugspersonal in der überseh- 
baren Zukunft ein Anteil von ca. 30% mit dem allgemeinbildenden Abschluß der Hoch- 
schulreife und polizeiinterner Fachhochschulausbildung kalkulieren. 

Seine Bedeutung für den Strukturwandel der Polizei in den 70er Jahren erhält diese 
Veränderung erst, wenn man sie im Kontext der veränderten Ausbildung speziell für den 
gehobenen und höheren Dienst wertet. Erst dann wird deutlich, daß der veränderte 
Stellenkegel kein bloßes Produkt der Neubewertung alter Funktionen ist. Eine parallele 
Entwicklung ist beim Bundesgrenzschutzerkennbar. Das Bundeskriminalamt hatteschon 
traditionell, seiner spezifischen Aufgabe entsprechend, einen sehr hohen Anteil an Krimi- 
nalbeamten des gehobenen und höheren Dienstes und verfügt heute bei den Stellen der 
kriminalpolizeilichen Laufbahn ausschließlich über Stellen des gehobenen und höheren 
Dienstes. 


3. Die Rekrutierung von Polizeibeamten 


Einschneidend verändert haben sich im letzten Jahrzehnt auch dieRekrutierungskriterien 
für den Berufdes Polizeibeamten. Veränderte Rekrutierungskriterien verweisenzumeinen 
auf gewandelte Anforderungen der Polizeiorganisation an ihren Nachwuchs. Zum ande- 
ren zeigen sie auch an, daß auf dem Arbeitsmarkt veränderte qualifikatorische Erwartun- 
gen gegenüber den Bewerbern für den Polizeiberuf durchsetzbar sind. Diestarke Abhän- 
gigkeit der Polizei bei der Nachwuchswerbung vom Arbeitsmarkt ist ein altes Thema’. 
Bis Anfangder 70er Jahre gabessehr große Probleme, geeignete Polizeibewerberzu finden. 
Über lange Jahre lagen deshalb der Polizeivilzugsdienst der Länder und der Bundesgrenz- 
schutz inderlIst-Stärke erheblich unter der bewilligtenSoll-Stärke. Dieses Problemhatsich 
erst Mitte der 70er Jahre weitgehend gelöst. Angesichts struktureller Arbeitslosigkeit ist 
der Beruf attraktiver geworden, begünstigt durch die Lohnentwicklung im öffentlichen 
Dienst und den nachhaltig verbesserten Aufstiegschancen, die sich im gewandelten 
Stellenkegelausdrücken. Obwohl seit den 70er Jahren alle Polizeiorganisationen von Bund 
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und Ländern personell expandieren, die Nachfrage nach polizeitauglichen Bewerbern 

entsprechend wuchs und zudem die qualifikatorischen Anforderungen an Bewerber höher 

angesetzt worden waren denn zuvor, konnte 1975 die GdP-Zeitung „Deutsche Polizei“* 

melden: „Numerus clausus bei der Polizei“. Im September 1976 berichtete „Die Zeit“‘: Bei 

en Polizei haben Bewerber, die nur den Hauptschulabschluß haben, so gut wie keine 
hancen.“ 


Einzelne Bundesländer können inzwischen dazu übergehen, die als Werbung gedachte 
Sonderförderung von Bewerbern mit Abitur zu streichen oder gar, wie 198] Hessen, durch 
laufbahnrechtliche Veränderungen die Dienstbezüge der Polizeianwärter von ca. 1.800 
DM auf ca. 1.400 DM zu senken’. 

Ein weiterer Faktor, der auf die Bewerberlage Einfluß hat und der in den letzten Jahren 
verändert wurde, ist das Prinzip der „Einheitslaufbahn“. Dieses Prinzip der Einheitslauf- 
bahn besagt, daß jedem Beamten jenach Eignung, Befähigungundl.eistung der Aufstiegin 
alle Ämter und Laufbahngruppen vom mittleren bis zum höheren Dienst offensteht. 
Zugleich muß aber jeder Beamte auch alle Laufbahngruppen durchlaufen. Mithin waren 
die Einstellungsvoraussetzungen der Polizei nur auf die Anforderungen des mittleren 
Dienstes abgestellt. Voraussetzung war bis Ende der 60er Jahre die Grundschule. Die für 
höhere Positionen als notwendig erachtete Allgemeinbildung wurde wie die Fachausbil- 
dung polizeiintern vermittelt. Bewerber mit Realschulabschluß oder Abitur wurden 
derselben Grundausbildung und damit laufbahnmäßigen Einstufung unterzogen wie 
Hauptschüler. Sie erhielten nur einen Zeitbonus, da ein Teil des allgemeinbildenden 
Unterrichts entfallen konnte. Auf Seiten der Bewerber hat diese Einheitslaufbahn in den 
50er und 60er Jahre dazu geführt, daß sich fast ausschließlich Bewerber mit Grund-/ 
Hauptschulabschluß für den Polizeiberuf interessierten. Um Bewerber mit höherer Allge- 
meinbildung für die Polizei zu gewinnen, wurden in einigen Bundesländern begrenzte 
Ausnahmeregelungen für den direkten Einstieg in höhere Laufbahngruppen besonders bei 
der Kriminalpolizei eingeführt.* 


Ergebnis der Gesamtbedingungen von Arbeitsmarktsituation, Prinzip der Einheitslauf- 
bahn und Stellenkegel in den S0er und 60er Jahren war, daß der Polizeiberuf eineDomäne 
von Volks-/Hauptschulabsolventen und lebensälteren Bewerbern aus handwerklichen 
Berufen war. Dies entsprach zunächst auch den Bedürfnissen der Polızeiorganisation, die 
militärähnlich aus.einem kleinen Stamm von Unteroffizieren und einem noch kleineren 
Stamm von „Generälen“ in Führungs- und Leitungsfunktionen bestand, denen über 90% 
Mannschaften gegenüberstanden. S 
Als gegen Ende der 60er Jahresich die Auswahl der Polizisten veränderte und Aspiranten 
mit weiterführender Allgemeinbildung bevorzugt wurden, änderte sich die Bewerberlage 
noch kaum. Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre hat sich das Bild stark gewandelt. 
Sofern noch zugelassen, haben Bewerber nur mit Hauptschulabschluß nur noch geringe 
Chancen, die Eignungsprüfungen zu bestehen. Die Zahl dieser Bewerber geht zurück. Es 
überwiegen Bewerber mit Realschulabschluß. Der Anteilan Bewerbern mitHochschulrei- 
fe hat so zugenommen, daß einzelne Bundesländer die Sonderförderung von Abiturienten 
abgeschafft haben (so etwa Baden-Württemberg). Obwohl der Musterentwurf eines 
Laufbahngeseizes der IMK von 1975 auch den Direkteinstieg in den gehobenen Dienst für 
Abiturienten vorsieht (sie beginnen die Polizeilaufbahn mit dem Studium an den Fach- 
hochschulen der Polizei), sind verschiedene Bundesländer dazu übergegangen, Quoten für 
den Anteilan Abiturienten festzulegen, dieden Weg des Direkteinstieges gehen dürfen. In 
Baden-Württemberg müssen fortan Abiturienten prinzipiell zunächst die Laufbahn des 
mittleren Dienstes absolvieren, bevor sie, konkurrierend mit anderen Bewerbern, gegebe- 
nenfalls für das Studium an der Polizeifachhochschule zugelassen werden. 


Das Eignungswahlverfahren: 

Sieht man zunächst von Sonderregelungenetwafür den gehobenentechnischen Dienstetc. 
ab, so gelten mit geringfügigen Abweichungen für die Bundesländer folgende Vorausset- 
zungen für die Zulassung zur Ausbildung als Polizeibeamter: 

Der Bewerber muß 

- Deutscher im Sinne des Art. 115 GG sein: 

- die Gewähr bieten, jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung (fdGO) 
einzutreten; 

- einen guten Leumund haben und gerichtlich nicht vorbestraft sein: 

- gesund, körperlich leistungsfähig und polizeidiensttauglich sein. 


Das Mindestalter ist in den 70er Jahren auf 16 Jahre herabgesetzt worden, als Mindestgrö- 
ße werden in der Regel 1,66 m abverlangt. Im Eignungsauswahlverfahren(Leumundüber- 
prüfung, die ärztliche Untersuchung auf Polizeidiensttauglichkeit und verschiedene Eig- 
nungstests) fallen bis zu 80% der Bewerber durch. 

Die gesundheitliche Polizeitauglichkeit, bundeseinheitlich in der PDV 300 geregelt, wurde 
1972 neu gefaßt, um „den Ärzten einen größeren Ermessensspielraum" als früher zu geben, 
mit dem Ziel, die, ‚Entscheidungen in Grenzfällen zugunsten der Bewerber, die in geistiger 
Hinsicht ‘besonders geeignet’ und 'geeignet' erscheinen“, zu geben.” Im Kontext des 
Gesamttrends in Richtung höherer intellektuelle Anforderungen an den Polizeibeamten 
ist diese Verschiebung recht aussagekräftig. Die intellektuelle und emotionale Tauglich- 
keit der Bewerber wirdineiner Reihevon Einzeltests geprüft. Sie bestehen für alleBewerber 
aus einem Diktat zur Prüfung der Rechtschreibfähigkeiten, einem Aufsatz, psychologi- 
schen Testverfahren, Gruppendiskussionen und Einzelgesprächen. Während Anfang der 
70er Jahre die meisten Bewerber!" noch an der körperlichen Eignungsprüfungscheiterten, 
hat sich das Verhältnis geändert. Zunehmend scheitern Bewerber an den Tests zur 
„geistigen“ Polizeidiensttauglichkeit. Zwar gibt es bisher noch keine bundeseinheitlichen 
Tests für Polizeibewerber, soweit esdie „geistige“ Eignung betrifft. Übereinstimmend zeigt 
sich dennoch, daß die Beherrschung von Sprache, Rechtschreibung sowie die Ausdrucks- 
fähigkeit größere Bedeutungerlangt hat. Schließlich wirdin vielen Bundesländern auch die 
psychische Belastbarkeit in Streßsituationen getestet. 

In Einzelgesprächen wirdschließlichnoch das mündliche Ausdrucksvermögen, die Berufs- 
motivation, das Interesse am Zeitgeschehen etc. geprüft. Eine Wertung dieser Eignungs- 
auswahlverfahren unter der Frage, welche spezifischen habituellen und charakterlichen 
Merkmale bevorzugt werden, ist nicht möglich. Immerhin ist anhand des hier 
vorliegenden Materials erkennbar, daß sich im letzten Jahrzehnt die Bewerberauswahl 
der Polizei in Richtung verstärkter Allgemeinbildung und höherer intellektueller 
Fähigkeiten entwickelt hat. 


4.Polizeiausbildung Anfang der 80er Jahre 


Ab Mitte der 60er Jahre begann eine lebhafte fachinterne Diskussion um neue Ausbil- 
dungsformen und Inhalte unter dem Stichwort „Polizeiausbildung für das Jahr 2000“ '!, 
Als Ziele wurden genannt: j 

- Anhebung des Bildungsniveaus 

- Demokratisierung der Ausbildungsinhalte und Aüusbildungsformen, als Forderung vor 
allem gerichtet gegen die langjährige Kasernierung und den militärischen Drill in der 
Grundausbildung 

- Neubezug der Ausbildung auf die Alltagsaufgaben der Polizei 
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- Harmonisierung bzw. Standardisierung der Ausbildungzwischen den Ländern undunter 
Einbeziehung des Bundesgrenzschutzes'?. 


Im „Programm für die Innere Sicherheit“ der IMK von 1972 wurden schließlich jene 
Strukturen eines neuen, vereinheitlichten Laufbahnrechts und vereinheitlichte Ausbil- 
dungspläne beschlossen und im Detail konkretisiert in zwei Musterausbildungsplänen, die 
im Juni 1975 von der IMK gebilligt und der Öffentlichkeit vorgelegt wurden. '* 

Die Ausbildung des höheren Polizeivollzugsdienstes war bereits 1972 durch ein Bund-Län- 
der-Abkommen „über die einheitliche Ausbildung der Anwärter für den höheren Polizei- 
vollzugsdienst und über die Polizeiführungsakademie“ und durch eine darauf bezogene 
Prüfungsordnung bundeseinheitlich geregelt worden.'* 


Faktische Einheitslaufbahn und Ausbildungsautarkie der Polizei - Die Festschreibung des 
Polizeighettos 


Traditionell galt bei der bundesdeutschen Polizei das Prinzip der sogenannten Einheits- 
laufbahn. Sie bedeutet, daß jeder Polizei-Aspirant unabhängig von seiner Vorbildung in 
der untersten Laufbahngruppe beginnt - bei der Polizei im mittleren Dienst- undsich der 
Zugang zu höherenl.aufbahngruppen ausschließlichnach polizeiinternen Aufstiegsregeln 
und Ausbildungsgängen erschließt. Ein Doppeltes ist damit garantiert: 

Jeder Polizeibeamte erhält dieselbe berufliche Grundsozialisation. Die gesamte berufliche 
Qualifikation für alle Ämter und Laufbahngruppen liegt in den Händen der Polizei. Auf 
Bewerberseite hatte dieses Prinzip allerdings zur Folge. daß unter ausgeglichenen Arbeits- 
marktbedingungen sich für den Polizeiberufüberwiegend Bewerber mit Schulabschluß der 
Hauptschule oder ältere Bewerber mit Hauptschulabschluß und abgeschlossener hand- 
werklicher Lehre meldeten. Realschüler, Abiturienten oder gar Hochschulabsolventen 
sich nieht für den Polizeiberuf interessieren. Die für höhere Laufbahngruppen als notwen- 
dig erachtete höhere Allgemeinbildung wurde gleichfalls polizeiintern vermittelt. Zwar 
hatte mit dem Prinzip der Einheitslaufbahn „jeder Polizeibeamte den Marschalstab im 
Tornister” (Hessens Innenminister Gries), d.h. die Chance des Aufstiegs durch organisa- 
tionsinterne weiterführende Qualifikation. Die Chance konnte alleıdings, gemessen an 
dem bereits dokumentierten Stellenverhältnis, kaum genutzt werden. Das Prinzip des „von 
der Pike auf auf lernen“, also der Einheitslaufbahn und der Rekrutierung des 
Führungspersonals aus den eigenen Reihen durch Aufstiegsbeamte wird u.a. aus 
spezifischen Anforderungen des Polizeiberufs begründet: 


„Die derzeitige Ausbildung im Rahmen der Einheitslaufbahn ist gerade darauf gerichtet, 
daß der Beamte, der auseinem Laufbahnabschnitt in den anderen übertritt, immer wieder 
mit der Praxis in erforderlichem Maße konfrontiert wird. Der Weitergang seiner Ausbil- 
dung hängt entscheidend davnn ab, daß er sich in jeweils neuen Tätigkeiten bewährt. Die 
polizeiliche Tätigkeit, dies dürfte jedem, der mit dem Polizeidienst nur einigermaßen 
vertraut ist, bekannt sein, beruht erheblich darauf, daß der Beamte in einem höheren 
Ausbildungs- und Laufbahnabschnitt dieerforderlichen Erfahrungen auch im verlassenen 
Laufbahnabschnitt hat sammeln können. Insoweit ist die Laufbahn des Polizeivollzugs- 
dienstes gerade nicht mit der Laufbahn z.B. der allgemeinen Verwaltung vergleichbar, 
denn in diesen Bereichen wird eine völlig andere Tätigkeit im neuen Laufbahnabschnitt 
ausgeübt, Bei der Polizei beruht aber z.B. die Beurteilung der Lage gerade darauf, daß der 
Polizeiführer auch die Tätigkeit seiner Mitarbeiter in allen Bereichen bis ins einzelne 
beurteilen kann. Es kann z.B. nur jemand den polizeilichen Streifendienst effektiver 
gestalten, wenn er weiß, undzwar auseigener Erfahrung, wieder polizeilicheStreifendienst 
bisher ausgeübt worden ist. Wer dies nicht kennt, kann gar nicht beurteilen, welche 
Aufgaben in diesem Tätigkeitsbereich vollzogen werden müssen.“'? 
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Diese Einheitslaufbahn - mit der Ausbildungsautarkie der Polizei - hat vor allen Dingen 
zwei bedeutsame Wirkungen: zum einen dient sie der Herausbildung eines geschlossenen 
esprit de corps, zum anderen - und damit verbunden - die Abkapselung nach außen, zur 
Gesellschaft, setzt den Polizeibeamten in eine Ghetto-Situation. Für einen traditionell so 
starr hierarchisch nach dem Prinzip von Befehl und Gehorsam organisierten Apparat wie 
der Polizei gilt gerade auch für das Führungspersonal das militärische Prinzip, daß nur 
führen kann, wer zu gehorchen gelernt hat. Dort, wo in den S0er und 60er Jahren der 
Seiteneinstieg, also der unmittelbare Einstieg in eine höhere Laufbahngruppe des Polizei- 
dienstes etwa für Akademiker als Ausnahmeregelung zulässig war, ging es fast ausschließ- 
lich um funktionsbezogene Posten destechnischen Dienstes: d.h. der promovierte Biologe, 
Ingenieur, Physiker, Mediziner als Spezialist kriminaltechnischer Untersuchungen, nicht 
also für Führungsaufgaben im unmittelbaren Vollzugsdienst. 
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Die inzwischen in Kraft getretene Neufassung des Laufbahnrechtes eröffnet nun die 
Möglichkeit des Einstieges in höhere Laufbahngruppen für Bewerber, diedieentsprechen- 
de höhere Allgemeinbildung mitbringen. Intendiert war damit, zum einen neue Bewerber- 
gruppen (Realschüler, Abiturienten, Hochschulabsolventen) für den Polizeidienst zu 
gewinnen, das „Ghetto interner Bildungsarbeit“ '!* zu öffnen und „einen Teil von Ideen und 
Anregungen, die Bewerber mit qualifizierten Schulabschlüssen als für die Polizei nützlich 
in ihren beruflichen Werdegang einbringen können“, sich zu erschließen. '” 

Um aber weiterhin Nachwuchs für höhere Laufbahnpositionen aus den Reihen des 
mittleren Dienstes rekrutieren zu können, regelt die neue Laufbahnverordnung, daß „die 
Einstellungsvoraussetzungen der höheren Laufbahngruppen, soweit es sich um Bildungs- 
abschlüsse handelt, während einer Aufstiegsausbildung voll nachgeholt werden müs- 
sen“'®. 

Obwohl, ganz entsprechend der Musterentwurfs-Laufbahnverordnung, in den Landes- 
Polizeibeamten-Gesetzen der Laufbahngruppeneinstieg aufgenommen wurde, zielt die 
Praxis doch darauf, die sozialisierende Wirkung der Einheitslaufbahn und des Prinzips 
„von der Pike auf lernen“ als Regelfall festzuschreiben. Begünstigt wurde diese Praxis 
durch die dramatische Veränderung der Bewerberlage in den 70er Jahren. 

Während Baden-Württemberg den Direkteinstieg in dieLaufbahngruppen des gehobenen 
und höheren Dienstes für den unmittelbaren Polizeivollzugsdienst inzwischen wieder 
prinzipiell ausgeschlossen hat mit Ausnahme von Absolventen technischer Fachhoch- 
schulen z.B. mit Fachrichtung Fernmeldewesen, EDV etc. (die konventionelle Ausnahme- 
regelung der 50er und 60er Jahre für den technischen Dienst innerhalb der Polizei) haben 
der Rest der Bundesländer über feste Quotierungen sichergestellt, daß im Vollzugsdienst 
sich der gehobene und höhere Dienst überwiegend aus Aufstiegsbeamten rekrutiert, die 
auch die allgemeinen Bildungsvoraussetzungen polizeiintern erwerben.'” 


Auf dem Hintergrund einer veränderten Bewerberlage mit Abiturientendrang und der 
arbeitsmarktpolitisch begründeten Bereitschaft von Abiturienten, „auch ohne Zusage 
einer besonderen Förderung für den gehobenen Polizeivollzugsdienst“ in den mittleren 
Dienst eingestellt zu werden”, entfiel für BW dieNotwendigkeit, weiterhin einen besonde- 
ren Anreiz für Bewerber mit Abitur zu schaffen. Seit 1980 haben mithin in diesem Land 
auch Abiturienten ohne Ausnahme die gleiche Ausbildung wie andere Bewerber für die 
Laufbahn des mittleren Dienstes zu machen, um nach Abschluß der Laufbahnprüfung, 
konkurrierend mit Beamten, die den Lehrgang zum Erwerb der Fachhochschulreife 
absolviert haben, im „Rahmen der dienstlichen Bedürfnisse“ für das Fachhochschulstu- 
dium zugelassen zu werden. 

Auch für den höheren Dienst, also der Ratslaufbahn in der Polizei mit einem Stellenanteil 
von ca. 1,5 - 2%, ist im Prinzip der Direkteinstieg zugelassen, wenn ein Bewerber ein 
Hochschulstudium mindestens mit einer Ersten Staatsprüfung bzw. einer Universitäts- 
oder Hochschulprüfung abgeschlossen hat „und dadurch über Kenntnisse und Fähigkei- 
ten verfügt, die für seine Verwendung im Polizeivollzugsdienst besonders förderlich sind“ 
($ 19 POLLVO). 

Die angenommenen Bewerber absolvieren ein Jahr Vorbereitungsdienst bei der jeweiligen 
Landespolizei und verbringen die zweite, l-jährige Ausbildungsphase an der Polizeifüh- 
rungs-Akademie. Diese Direkt-Einstiegsregelung für den höheren Dienst istinerster Linie 
für Juristen und künftige Beamte im technischen Dienst gedacht, soll aber wie beim 
gehobenen Dienst der Ausnahmefall bleiben. Zieht man eine vorsichtige Summe dieser 
laufbahnrechtlichen Neuregelungen, so ist folgendes festzuhalten: Auch inden 80er Jahren 
wird der gehobene und höhere Dienst der Polizei sich aus Aufstiegsbeamten rekrutieren, 
die ihre polizeiliche Grundausbildung von 2 1/2 Jahren - soweit der Realschulabschluß 
nachgeholt werden muß, von 3 Jahren - aufder Polizeischule und in der Bereitschaftspoli- 
zei erhalten und anschließend mehrere Jahre Dienst in der mittleren Laufbahngruppe 
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absolvieren. Dadurch, daß das Alter für die Zulassung zum Polizeidienst auf 16 Jahre 
gesenkt wurde (Anfang der 50er Jahre war es auf das 19. Lebensjahr festgelegt), wird im 
Regelfall der künftige Polizeibeamte direkt vonder Schule,überwiegendRealschule, inden 
Polizeidienst kommen und keinerlei sonstige, dem Polizeiberuf vorgeschaltete berufliche 
Erfahrungen haben. Die für den Aufstieg geforderten allgemeinbildenden und fachlichen 
Qualifikationen werden im Regelfall ausschließlich polizeiintern vermittelt. Das Ghetto 
polizeiinterner Bildung wird nicht durchbrochen. 

Im Regelfall werden mithin bei künftigen Polizeibeamten während des gesamten berufli- 
chen Werdeganges sich die Außenkontakte ab dem 16. Lebensjahr auf ein Minimum 
reduzieren. 


Veränderte Lehrinhalte und harmonisierte Ausbildungszeiten für den mittleren Dienst - 
veränderte Ausbildungsformen und Ausbildungsziele für den polizeilichen Offizierscorps 


Inhaltlicher Kern der gesamten Ausbildungsreform für den Polizeidienst ist die Einfüh- 
rung der Fachhochschulausbildung für den in seinem Anteil am Stellenkegel in den 70er 
Jahren angewachsenen gehobenen Dienst. 

Daran gemessen, haben sich Ausbildungsformen und Inhalte für den mittleren Dienst nur 
punktuell geändert. 


a)Ausbildung für den mittleren Dienst Anfang der 80er Jahre. 


Die Ausbildungszeit für den mittleren Dienst wurde bundeseinheitlich fürRealschulabsol- 
venten auf 2 1/2 Jahre, für Hauptschulabsolventen auf’ 3 Jahre festgelegt. Hauptschüler 
sollen in jenem halben Jahr den allgemeinbildenden Abschluß der Realschule nachholen. 
Die erste Phase, eine einjährige Grundausbildung, absolvieren die Polizeianwärteraufder 
Polizeischule. Kaserniert (das neue Wort heißt „internatsmäßig") in Mehrbett-Stuben 
unterbracht, eingesperrt in ein Korsett von Dienst-, Unterkunfts-, Stuben- und Schran- 
kordnungen, die den Vorgesetzten eine breite Palette von Sanktionsmöglichkeiten geben, 
sind sie einem streng durchgeregelten Tagesablauf unterworfen. Zur äußeren Uniformie- 
rung tritt die Uniformierung von Handlungs- und Bewegungsabläufen im Rahmen der 
Körperschulung und Formalausbildung. Da die „körperliche Schulung des Polizeibeam- 
ten zugleich eine seelisch-geistige Erziehung ist“?!, nimmt Sportunterricht mit knapp 13% 
der Gesamtausbildungszeit einen beachtlich hohen Anteil der Ausbildungszeit in An- 
spruch”. Im Vergleich zu den 50er und 60er Jahren mittäglichen Formalausbildungsstun- 
den (Exerzieren, Üben von Gewehrgriffen etc.) ist die Rolle der Formalausbildung 
allerdings stark in den Hintergrund getreten. 

Die Ausbildungsinhalte sind in fachtheoretische und fachpraktische Fächer gegliedert. 
Vom Fach Psychologie/Soziologie abgesehen, das im letzten Jahrzehnt in den meisten 
Bundesländern neu in die fachtheoretische Ausbildung eingegliedert wurden undca. 0,8% 
der Gesamtausbildungsstunden ausmacht, liegt nach wie vor das Schwergewicht der 
fachtheoretischen Ausbildung in einem umfangreichen rechtskundlichen Unterricht, der 
über 2/3 (knapp 65%) der Zeit für fachtheoretische Ausbildung füllt. Erteilt wird dieser 
fachtheoretische Unterricht von Polizeipraktikern. Die Qualität der fachtheoretischen 
Unterrichts, die spezifische Interpretation der Inhalte und die Art und Weise der Vermitt- 
lung zu qualifizieren, wäre im Kontext einer Darstellung der Ausbildung wichtig, ver- 
schließt sich hier aber aufgrund der schon benannten Schwierigkeiten, Informationen zu 
erhalten. : 

Nach der einjährigen Grundausbildung auf der Polizeischule erfolgt die weitere fachtheo- 
retische und fachpraktische Ausbildung erneut in kasernierter Form beider Bereitschafts- 
polizei in speziellen Ausbildungseinheiten. Die Trennung von Ausbildungs-Einheitenund 
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Einsatzbereitschaften, ist selbst eine neuere Entwicklung. Damit soll erreicht werden, daß 
die stärker an Aufgaben des polizeilichen Einzeldienstes orientierte Ausbildung nicht mehr 
durch Einsätze der Bereitschaftspolizei unterbrochen wird und gleichzeitigin den Einsatz- 
hundertschaften der Bereitschaftspolizei nur voll ausgebildete Beamte zum Einsatz kom- 
men. 

Ursprünglich 1950 als Truppenpolizei zur Aufstandsbekämpfung gegründet mit gleichzei- 
tiger Ausbildungsfunktion lag dasSchwergewicht der Ausbildungin der Bereitschaftspoli- 
zei in den 50er und 60er Jahren darauf, möglichst schnell „einsatzfähige und geschlossene 
Verbände zu erzielen" nach der Devise „Die bewaffneteOrdnungspolizei ist der waffentra- 
gende Repräsentant des Staates.“ ?' 


Auszug aus dem Musterausbildungsplan für den mittleren Dienst der 
Schutzpolizei 


21 
Fachtheoretische Ausbildung icällien, 


Fächer Unterrichts- Zeit- 
stunden stunden 


Staats- und Verfassungsrechv/staatspolitische Bildung 110 
Politische Tagesfragen 90 
Strafrechv/Strafprozeßrecht! 160 
Bürgerliches Recht 20 
Orlnungiwidrickenenrecht 30 
Polizei- und Ordnungsrecht? 149 
Verkehrsrecht 100 
Kriminalstatistik einschl. Kriminaltechnik 90 
Öffentliches Dienstrecht 70 
Psychologie/Soziologie 40 
Dienstkunde/Einsatzlehre 100 
Lebenskunde 30 


Insgesarnt 980 


' Für die Bereiche Strai- und Strafprozeßrecht sollten je 80 Unterrichtsstunden vorgesehen werden. 
2 Fur den Bereich des Polizeirechts sollien ICC Unrerrichisstunden vorgesehen werden. 


Fachpraktische Ausbildung 


Atisbildung für den Einsatz (Grundlagen) 
Kraftfahr- und Verkehrsausbildung 
Fernmeldeausbildung 

Erste Hilfe 

Maschinenschreiben 

Sport 

Arbeits-/Verfügungsstunden 


Zwischensumme 
Praktischer Einsatz auf einem Revier o.ä. (12 Wochen) 


Insgesamt 


Quelle: Die Polizei, Heft 12/1975. Beilage S. III 
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Gemessen an den Aufgaben des polizeilichen Einzeldienstes, der andere instrumentelle 
und habituelle Fähigkeiten von Polizeibeamten verlangte, entsprach dieGrundausbildung 
in der Bereitschaftspolizei als Durchgangsstadium für den Einzeldienstin keiner Weise den 
späteren Erfordernissen und kam deshalb zunehmend unter Beschuß. Die Notstandsge- 
setzgebung von 1968, mit der der Bundeswehr die Rolle einer Bürgerkriegsarmee zugewie- 
sen wurde und zudem ein Wandel in den Bedrohungsanalysen führten zusammen mit 
anderen Faktoren dazu, das stark militärische Element in der Bereitschaftspolizei ein 
Stück weit abzubauen. Formalausbildung und Gefechtsübungen traten in den Hinter- 
grund, bereits 1969 wurden Granatwerfer ausgesondert, die alten Polizeidienstvorschrif- 
ten für den großen und außerordentlichen Sicherheits- und Ordnungsdienst mit strikt 
militärischem Charakter ersetzt durch neue PDVs (vgl. etwa PDV 100), die an situations- 
spezifischeren und flexibleren Polizeieinsätzen auch in Verbandsform orientiert sind. 
Zugleich gab der Planstellenzuwachs für die Polizeien der Länder und die günstige 
Bewerberlage auch die Chance, innerhalb der Bereitschaftspolizei neue Einsatzhundert- 
schaften zu bilden, die ausschließlich aus Beamten rekrutiert sind, die ihre berufliche 
Ausbildung für den mittleren Dienst abgeschlossen haben. Also müssen nicht mehr 
Bereitschaftspolizeieinheiten in den Einsatz geschickt werden, die überwiegend aus 17- 
oder I8-jährigen Polizisten „im 2. Lehrjahr“ bestehen. 

Auf diesem Hintergrund wurde jene von der IMK 1975 beschlossene und in einigen 
Bundesländern bereits realisierte Trennung von Ausbildungs- und Einsatzhundertschaf- 
ten innerhalb der Bereitschaftspolizei erst möglich. Diese Entwicklung ist allerdings noch 
nicht abgeschlossen. 

Derzeit werden noch 17- oder I8-jährige „Polizeilehrlinge“ aus den Ausbildungs- oder 
Lehreinheiten an die Front des Verbandseinsatzes in Kalkar, Grohnde oderam Flughafen 
Frankfurt eingesetzt. 

Schwerpunkt der 2. Ausbildungsphase bei der Bereitschaftspolizei ist neben Sport (ein- 
schließlich Selbstverteidigung) mit IO Wochenstunden die fachpraktische Ausbildung. 
Neben die technische Spezialausbildung (Kraftfahrausbildung, Fernmeldeausbildung) 
trıtt die Ausbildung für den sog. „geschlossenen Einsatz“ im Verband. Aber sehr viel 
stärker als in den 50er und 60er Jahren erfolgt auch die fachpraktische Ausbildung fürden 
polizeilichen Einzeldienst. An die Ausbildung in den Ausbildungshundertschaften der 
Bereitschaftspolizei schließt sichein mehrwöchiger praktischer EinsatzaufPolizeirevieren 
an. Dort werden die angehenden Polizisten im Praktikantenstatus mit den konkreten 
Bedingungen des Arbeitsplatzes im Einzeldienst vertraut gemacht. Im letzten halben Jahr 
nehmen die Beamten an einem 6-monatigen Abschlußlehrgangteil,der mit der Prüfung für 
den mittleren Polizeivollzugsdienst (Fachprüfung I) endet. 

Versucht man, die Veränderungen in der Ausbildung für den mittleren Dienst im letzten 
Jahrzehnt zu qualifizieren, so ist als Ergebnis zu nennen: 


Am Inhalt gemessen, zeigt sicheine deutliche Tendenz zurfachpraktischen Ausbildung für 
den polizeilichen Einzeldienst. Die Rechtsausbildung hat ihren vergleichweise hohen 
Stundenanteil beibehalten. Psychologie/Soziologie als spezifisches Unterrichtsfach spie- 
len nur am Rande eine Rolle. Entsprechend der Funktion der Polizei als Monopolinstanz 
legitimer physischer Gewaltsamkeit haben in der fachpraktischen Ausbildung gewaltbe- 
wehrte Techniken und Konfliktbeherrschung - von der Selbstverteidigung über den 
Umgang mit Waffen bis zu Techniken des geschlossenen Einsatzes - ihren hohen Stellen- 
wert behalten. Dies entspricht auch der Funktion des mittleren Dienstes speziell bei der 
Schutzpolizei. Sei es im geschlossenen Einsatz, sei es im Streifendienst oder in Sonderein- 
satzkommandos - es sind immer und in erster Linie die Beamten des mittleren Dienstes, die 
als unmittelbare Gewaltexekutoren an der Front des polizeilichen Einsatzes auftreten. 

Noch weniger als die Inhalte der Ausbildung für den mittleren Dienst haben sich die 
Formen der Ausbildung verändert. Die Sozialisation in Form kasernierter Vergesellschaf- 
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tung mit männerbündischem Charakter, die die Polizeianwärter nicht nur während des 
täglichen Dienstes bzw. der Ausbildungszeit einem strengen und uniformen Reglement 
unterwirft, sondern auch in der dienstfreien Zeit schneiden fast allezivilen Außenkontakte 
mit Eintitt in den Polizeidienst ab. Unvergleichbar stärker alsinallenanderen Berufsgrup- 
pen, vom Militär abgesehen, ist der Polizeibeamte damit in seinen sozialen Kontakten auf 
den engen Bereich seiner Berufskollegen angewiesen. Er unterliegt dienstlich wie außer- 
dienstlich der formalen und der informellen Kontrolle seiner Berufsgruppe. In der 
Reformphase der antidemokratischen Sozialisationseffekte wegen ausdrücklich proble- 
matisiert, wurde nichtsdestotrotz eine Ausbildungsform fortgeschrieben, die bereits inı 
Preußen des 19. Jahrhunderts galt: die berufliche Eingangssozialisation in langjähriger 
militärischer oder militärähnlicher kasernierter Vergesellschaftung. 


b) Fachhochschulausbildung für den gehobenen Dienst - die Intellektualisierung eines breiten 
Mittelbaus. 

Kern der Ausbildungsreform in den siebziger Jahren ist, so wurde eingangs formuliert, die 
Einführung der Fachhochschulausbildung für den gehobenen Dienst der Polizei (Kom- 
missarslaufbahngruppen). 

Trotz der parallelen Anhebung des Ausbildungsniveaus insgesamt erhält die Fachhoch- 
schulausbildung im Kontext des Strukturwandels der Polizei in den 70er Jahren ihre 
spezifischen Moniente. Diese lassen sich aus dem Wandel der Formen polizeilicher 
Aufgabenwahrnehmung erschließen.‘ 

Es bleibt auffällig, daß die als notwendig erachtete neue Qualität der Ausbildung für den 
polizeilichen Mittelbau und die Führungskader nicht entwickelt wird aus spezifischen 
Teilzielen polizeilicher Aufgabenwahrnehmung. Recht nebulös wird stattdessen konsta- 
tiert. daß alles in Bewegung sei, genaueres nicht gesagt werden könne, in der Zukunftnoch 
mehr in Bewegung komme und dies schließlich das Problem unserer Gesellschaft sei.”* 
Bestenfalls wird noch auf wachsende Technisierung und zunehmende Mobilität, wachsen- 
de Verwissenschaftlichung und zunehmende Kritikbereitschaft der Bevölkerung verwie- 
sen - Faktoren, auf die küntige Polizeibeamte intellektuell vorzubereiten sind. Diel.ösung 
könne nicht darin bestehen, die traditionellen Ausbildungssysteme um neue Fächer und 
Inhalte zu erweitern. sondern es müsse cine Synthese von Theorie und Praxis gefunden 
werden im Gegensatz zur traditionellen Ausbildung, in der der Schwerpunkt zu schr „auf 
der Praxis oder dem, was dafür gehalten wurde”, gelegen habe. 

Polizeidirektor Meyer, Hessisches Innenminmisterium, hat das Problem und seine Lösung 
mit folgenden Worten formuliert: 

„Die Schwierigkeit liegt jedoch darin, die Ausbildung eines Beamten zu planen, der auch 
den künftig zuerwartenden Anforderungen, die noch gar nicht spezifiziert werden können, 
gerecht werden kann. Dies läßtsich grundsätzlich nurerreichen, wenn das Studienziel nicht 
so sehr auf die Vermittlung von konkretem Faktenwissen abstellt, sondern den Absolven- 
ten zu einem fundierten Methodenwissen verhilft, das ihn zu prinzipiellgr Innovation 
befähigt." 

Die „Theoretiker” der polizeilichen Ausbildungsreform befanden sich in ihren vagen 
Vorstellungen allerdings, die vor allem darauf hinausliefen, die Flexibilität und die 
Mobilität der Polizisten zu befördern, in bester Gesellschaft. Standen doch die bildungs- 
ökonomisch informierte Anhebung und Reform der Ausbildung insgesamt - weit über die 
Polizeihinaus- vor der Schwierigkeit, daßemphatischmehrundbessere Leistung gefordert 
wurde, nicht zuletzt weilsonst dieökonomische Konkurrenznicht zu bestehen sei, daß aber 
unklar blieb, welches Maß an Leistung (und entsprechender Vorqualifikation) wound wie 
erforderlich sei. Die Bildungspolitik wurde zu so etwas wie einem qualifikatorischen 
Bereitschaftsdienst im Hinblick auf zukünftige Probleme. Nachdem die Bildungsökono- 
mie zunächst noch präzise Bedarfszahlen meinte liefern zu können, resignierte sie Anfang 
der 70er Jahre genau an der Stelle, die die polizeilichen Bildungsreformen aucherreichten: 
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es komme darauf an, daß Wirtschaft, dal Staat und Gesellschaft insgesamt über ein 
genügend flexibles und also mobiles „Ausbildungspotential“, genauer ein Potential an 
Ausgebildeten verfügten. Die verstärkte und verbesserte Ausbildung sollte die einzelnen 
also vor allem dazu instandsetzen, nahezu überall einsatzfähig zu sein. 

In der Vision einer neuen Polizei wird gleichfalls der neue intellektualisierte Typ zumindest 
der Polizeibeamten in Führungs- und Stabsstellen verlangt. 

„Das Herausheben aus handwerklicher Vordergründigkeit, die Lösung der Polizei von 
ihrer Truppenvergangenheit einerseits und der Verwaltungsstarrheit andererseits ohne 
gleichzeitigen Verzicht auf die Stabilisationselemente aus diesen geschichtlichen Anleh- 
nungen, die Entwicklungder Polizeizueinem dynamischen Instrument einerübergeordne- 
ten Sozialpolitik im weiteren Sinne“. So formuliert Bremens Ltd. Kriminaldirektor Dr. 
Herbert Schäfer den über eine bloß intellektuelle Vorbereitungaufeine ungewisse Zukunft 
hinausgehenden zweiten Aspekt. * 

Zusammenfassend hat Weiß in seiner Kommentierung des Musterentwurfs einer Lauf- 
bahnverordnung für den Polizeidienst die Intentionen der Fachhochschulausbildung 
formuliert und begründet: 


„Die Anforderungen an die Polizei sind ständig gestiegen und steigen weiter. Dies gilt 
insbesondere auch für den gehobenen Dienst, dessen Funktionen vielfach nicht mehr 
geprägt sind durch die bloße Reaktion auf Probleme, sondern die heutzutage weitgehend 
mit der Kategorien Planung und Gestaltung bezeichnet werden können. Diese Ausbildung 
des gehobenen Dienstes muß daher mehr als bisher zum analytischen Denken und zur 
Beherrschung moderner Planungsmethoden führen. Sie muß ferner ebenfalls mehr als 
bisher zum selbständigen Tätigwerden motivieren. 

Dazu isteine Anhebungderbisherigen Ausbildung auf die Ebene wissenschaftsorientierter 
Ausbildungsgänge geboten. Gleichrangig neben diesen Überlegungen stehen die sich aus 
der Bildungspolitik ergebenden Konsequenzen. Die erstrebte Gleichrangigkeit vonberuf- 
licher und allgemeiner Bildung erfordert die Einführung von Ausbildungsgängen, die in 
der jeweiligen Ebene sich entsprechende Qualifikationen verleihen. Die Qualifikationen 
haben u.a. auch das Ziel, weiterführende Bildungsgänge zu öffnen. Diese Bestrebungen 
haben eine weitgehende horizontale und vertikale Durchlässigkeit des Bildungswesens 
herbeigeführt, dessen Gegenstück im staatlichen Bereich noch nicht voll verwirklicht 
worden ist." ?? 


Es geht um neue Fähigkeiten des Apparates, organisiert im personellausgebauten Bereich 
des gehobenen Dienstes. Für die unmittelbaren Gewaltexekutoren des mittleren Dienstes, 
also die Basisbeamten, sind entsprechende Zielvorgaben in der Ausbildungsreform nicht 
formuliert und angestrebt worden. Gemessen an der bisherigen Ausbildung für den 
gehobenen Polizeivollzugsdienst hat sich die Gesamtausbildungszeit verdoppelt, entspre- 
chend auch die Stundenzahl für die theoretische Ausbildung. Parallel zur verstärkten 
organisatorischen Integration von Schutz- und Kriminalpolizei erfolgt eine weitgehend 
gemeinsame Ausbildung von Schutz- und Kriminalpolizeianwärtern mit Differenzierun- 
gen nur in den Polizeiführungs- und kriminalwissenschaftlichen Fächern und in den 
berufspraktischen Ausbildungszeiten. 

Neu im Fächerkatalogsind vor allem die im Rahmenstudienplan derIMK unter Kategorie 
„allgemeinwissenschäftliche Lehrgegenstände“ subsummierten methodischen Fächer, 
während sozialwissenschaftliche Fächer bereitsihren Platz inden Lehrstoffverteilungsplä- 
nen der Fachlehrgänge zum gehobenen Dienst hatten. 


c) Die institutionelle Form der Ausbildung 
Wurde zu Beginn der Ausbildungsreformdiskussion noch ausdrücklich davon gespro- 


chen, die Polizei zur Gesellschaft zu öffnen und das Ghetto polizeiinterner Ausbildung 
aufzubrechen gerade auch über die neue Ausbildungsinstitution Fachhochschule°®, so 
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wurde, je näher die Fachhochschulausbildung heranrückte, eine doppelte Befürchtung 
formuliert: 

- Die Angst vor der Verwissenschaftlichung 

- Die Angst vor der „Verstudentisierung“ der Polizeibeamten, anders ausgedrückt, die 
Angst vor habituellen Änderungen"". 

Es wurde alles nur denkbare getan, um die „vollzugspolizeiliche Komponente der Fach- 
hochschule“? zu retten. 

Die erste Festlegung betrifft den Status der Fachhochschulen, an denen der gehobene 
Dienst der Polizei ausgebildet wird. Während das Bundes-Beamtenrechtsrahmengesetz 
den Status offenläßt, entschieden sich alle Bundesländer, den betreffenden Fachhochschu- 
len einen verwaltungsinternen Status zu erteilen bis auf Baden-Württemberg. Hier erhielt 
die Fachhochschule den noch engeren Status einer polizei-internen Fachhochschule. 
Unter anderem hat dies die Konsequenz, daß die Studierenden den dienstrechtlichen 
Kautelen eines Beamten unterworfen sind. 


„Die Studierenden sind keine Studenten im Sinne einer allgemeinen Hochschule, sondern, 
bei Beachtungaller Besonderheiten, die sich aus dem Status eines l.ernenden aneinerFHS 
ergeben, Beamte, die unter laufbahnrechtlichen Bedingungen ıhr Studium begonnen 
haben und dabei beamtenrechtlicher Aufsicht unterstehen. Möglichestudentische Freihei- 


ten enden dort, wo sie mit Pflichten aus dem Beamtenverhältnis kollidieren“.?* 


Berlins Polizei-Vizepräsident Pfennig resümierte diese Angste, um zugleich auf dem 
Hintergrund der Erfahrungen mit den ersten Absolventengenerationen der Berliner 
Polizeifachhochschule deutlich zu machen, daß diese Befürchtungen grundlos gewesen 
seien: 

„Die Studenten der Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege Berlin besitzen 
einen nenartigen Rechtsstatus aus Hochschul- und Beamtenrecht (Huhn. Die Fachhoch- 
schule für Rechtspflege und Verwaltung Berlin. ZBR 1974, S. 145). Aus diesem Grunde 
befürchtete manch einer, daß das Spannungsverhältnis zwischen dem hochschulrechtli- 
chen Status des Studenten und dem beamtenrechtlichen Dienst- und Treueverhältnis 
konfliktträchtig und geeignet sein könnte, den einzelnen in seiner Standortbestimmung 
unsicher zu machen. Derartige Befürchtungen haben sich nicht bestätigt, wenngleich nicht 
verkannt werden soll. daß zunächst einige Ungewohntheiten und Auffälligkeiten zu 
bemerken waren. Solche Besonderheiten zeigten sich sowohl bei Aufstiegsbeamten wie 
auch bei Laulbahnbewerbern. Dazu gehörte die gelegentliche HerauskehrungdesStuden- 
tenstatus, wie z.B. die Überbetonung des zivilen Außeren Bildes oder die Inanspruchnah- 
me der Freiheit zum Nichtbesuchen von Vorlesungen. Insbesondere der Übergang vom 
Vollzeitstudium in das Praxissemester war risikoträchtig, weil damit für den Studenten 
jeweils eine Art Rollenwechsel verbunden war. Aus der Freiheit einer akademischen 
l.chrveranstaltung kommend, wurde er plötzlich mit Dingen konlrontiert, die Disziplin 
verlangten oder nach eintönig wirkenden Regeln zu vollziehen waren. Bisweilen wurde ihm 
bereits Verantwortung übertragen, so daß er sich als Vorgesetzter persönlich durchsetzen 
mußte. Für die Studenten der Fachrichtung „Schutzpolizei” kam die Pflicht zum Tragen 
der Dienstkleidung hinzu”. 


Zwar „muß beachtet werden. daß der Fachbereich Polizei keine Polizeidienststelle im 
herkömmlichen Sinne ist”, jedoch gilt es, die „vollzugspolizeiliche Komponente gleich- 
wertig vertreten” zu lassen neben der wissenschaftlichen Attitüde. '* 

Die Furcht vor der Wissenschaft bzw. der Theorie durchzieht als zweites Moment die 
Literatur zur Fachhochschulausbildung. Die Befürchtung, das wissenschaftsorientierte 
Studium werde zu einer lebens- und praxisfernen Theoretisierung der Ausbildung füh- 
ren“’”’ und bestenfalls „Schmalspurjuristen“ und „Schmalspursoziologen“, aber keine 
Polizeibeamten mehr aus dem Studium entlassen, führte zu einer - so scheint es - äußerst 
rigiden Einbindung der verwaltungsinternen Polizeifachbranche in das System der Voll- 
zugspolizei. 
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„Zur Erfolgsgarantie einer soliden berufsbezogenen Ausbildung gehört dann auch, daß 
polizeitypische Besonderheiten erhalten bleiben, um in möglichst enger Beziehung zur 
polizeilichen Praxis auch die Funktionsabläufe im internen Betrieb des Fachbereichs 
gestalten zu können. Die unmittelbare dienstrechtliche Zugehörigkeit der studierenden 
Beamten zum Fachbereich Polizei und die entsprechende haushaltsrechtliche Zuordnung 
sind dafür grundsätzliche Beispiele. “'? 


Um der „möglichen ‘Entfremdung’ von der Praxis oder ‘Entpolizeilichung’ der neuen 
Ausbildung entgegenzuwirken“*” wird bei den Lehrenden der Polizeifachhochschule auf 
Beschluß der IMK mit dem Prinzip, daß Lehrende an Fachhochschulen grundsätzlicheine 
abgeschlossene akademische Ausbildung nachzuweisen haben. gebrochen. Die Dozenten 
für Polizeiführungs- und Kriminalwissenschaften, d.h. für knapp 40% der Gesamtstun- 
denzahl des theoretischen Studiums, sind Polizeivollzugsbeamten des höheren Dienstes, 


„da die zu behandelnden Stoffgebiete ohne polizeiliche Ausbildung und vollzugspolizeili- 
che Erfahrung nicht vermittelt werden können. Selbstverständlich wird in den Rechtswis- 
senschaften von Dozenten gelehrt, die ein akademisches Studium absolviert haben. 
Gleiches gilt für die Fächer der Sozial- und Erziehungswissenschaften sowie der Allge- 
meinwissenschaftlichen Lehrgegenstände. Aber auch hier war darauf zu achten, daß die 
Lehrenden nach Möglichkeit bereits in ihrer bisherigen Tätigkeit mit vollzugspolizeilichen 
Problemen befaßt waren undinder Lagesind, inder Lehreden erforderlichen Polizeibezug 
herzustellen“*" 


Nicht nur für Berlin giltaber. daß auch in den Rechislächern überwiegend Polizeipraktiker 
ohne juristischen Hochschulabschluß lehren. Zudem gibt es Tendenzen. den Personalbe- 
darf an Lehrenden im Fachbereich Polizei noch stärker verwaltungsintern zu rekrutieren 
bzw. die Lehre ganz überwiegend Praktikern zu übertragen.*' 

Ein weiteres Element, mit dem die Gefahr unkontrollierter Entwicklungen habitueller 
„Fehl“-Entwicklungen im Studium und unkontrollierter von außen gebannt werden soll. 
ist die Zulassungspraxis im Studium. Bis auf NRW, das ein Konzept der integrierten 
Ausbildung von Polizeibeamten und Verwaltungsbeamten verfolgt undnurinden Polizei- 
führungs- und kriminalwissenschaftlichen Fächern die Beamten durch hauptamtliche 
Dozenten der Polizei ausbilden läßt, ansonsten aber Verwaltungsbeamte und Polizei-Be- 
amte zusammen der Obhut polizeifremder Lehrkräfte überläßt. sind die Polizeifachberei- 
che innerhalb der Fachhochschulen für öffentliche Verwaltung npch einmalabgeschottet. 
Durch die Organisation der Fachhochschulausbildung wirdalles getan, umzuverhindern, 
daß die Beamten durch Außenkontakte und entsprechende Denkanstöße sich den Zwän- 
gen der berufsspezifischen Isolation entziehen können. Auch die Abfolge von theoreti- 
schen und praktischen Ausbildungsschritten, deren Verhältnis in den Bundesländern 
unterschiedlich ist und zwischen 18 zu 18 Monaten (Bayern/Niedersachsen) bis zu einem 
Verhältnis von 24 Monaten Fachtheorie zu 12 Monaten Fachpraxis (Saarland) schwankt, 
ist problematisch. Insbesondere bei dem Verhältnis von 18:18 Monaten stellt sich die 
Frage, ob diese gleichwertige Aufgliederung von theoretischen und berufspraktischen 
Anteilen unter den spezifischen Rahmenbedingungen des polizeilichen Laufbahnrechts 
und des verwaltungsinternen Charaktersder Polizeifachhochschulen für die gesellschaftli- 
che und berufliche Situierung der Polizei-Fachhochschulabsolventen nicht zu einschnei- 
dend anderen Ergebnissen führt - und führen soll - als z.B. bei Absolventen der Fachhoch- 
schulen für Sozialarbeit oder Sozialpädagogik. _ _ 

Während der künftige Sozialarbeiter über die berufspraktischen Teiledes Fachhochschul- 
studiums den ersten Einblick in das künftige berufliche Tätigkeitsfeldin seinen verschiede- 
nen Facetten erhält, ist der Regel-Absolvent der Polizei-FHS bereits über Jahre inseinem 
Berufsfeld tätig gewesen. Während der Sozialarbeiter-Student mit dem vergleichsweise 
unverbindlichen Status eines Studenten Studium und Praktika absolviert, unterliegt der 
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Polizei-Fachhochschulabsolvent den disziplinar«ınd beamtenrechtlichen Kautelen seines 
Berufes. Er ist als Schutzpolizeibeamter zudem verpflichtet, auch im Studium die Uniform 
zu tragen. Inden meisten Bundesländern ist der polizeilicheStudent während desStudiums 
„Internatsmäßig“ untergebrachtmitseinesgleichen(Ausnahme NRW, wosich Polizeifach- 
hochschule-Studenten „Buden“ suchen müssen, auch Berlin)undzudem als Eingriffsreser- 
vezum Teilausdrücklich eingeplant (soz.B. in Baden-Württembergmit.der Verpflichtung, 
die Waffe bei sich zu tragen), ansonsten nach Bedarf während der Studienzeit für Einsätze 
heranziehbar. Was als sinnvolle Verbindung theoretischer Ausbildung und Reflexion mit 
praktischer Berufsfelderkundung für Berufsanfänger im Bereich der Sozialarbeit er- 
scheint, birgt für den Regel-Studenten der Polizeifachhochschule die Gefahr in sich, daß 
die nach vier Monaten theoretischer Ausbildung inclusive Prüfungszeiten immer wieder 
durch lange Praktika unterbrochene Studienzeit gerade keine Chance läßt zur kritischen 
Distanz und Reflexion der beruflichen Tätigkeit. 


d) Der höhere Dienst (Ratslaufbahn) 


Bereits 1972 wurde durch ein Bund-Länder-Abkommen „über dieeinheitliche Ausbildung 
der Anwärter für den höheren Polizeivollzugsdienst und über die Polizeiführungsakade- 
mie"? die Ausbildung für Beamte des höheren Dienstes der Schutz- und Kriminalpolizei 
bundeseinheitlich und inhaltlich neu gestaltet. Zugleich wurde das bisherige Polizei-Insti- 
tut Hiltrup in Polizeiführungsakademie umbenannt, in der Literatur auch gern als 
Polizei-Universität bezeichnet. 

Wie im Begriff „Führungsakademie” schon ausgedrückt. sollen die Ratsanwärter auf die 
spezifischen Führungsaufgaben ihrer Lautbahngruppe vorbereitet werden, die in Art. 5 
des Abkommens so umrissen werden: 

„1. größere Polizeidienststellen und Polizeieinheiten zu führen 

2. den Einsatz der Polizei in Führungsstellen zu leiten 

3. besondere Aufgaben in Zentralbehörden des Bundes und der Länder sowie in Obersten 
Bundes- und Länderbehörden wahrzunehmen; 

4. bei der Aus- und Fortbildung der Polizeivollzugsbeamten mitzuwirken.“ 


Wie bei der Fachhochschulausbildung ist auch hier Methodenwissen, d.h. die „Befähi- 
gung, sich entwickelnde Probleme frühzeitig zu erkennen, längerfristige Prognosen zu 
erstellen, entsprechende Schlußfolgerungen zu ziehen und Zielvorgaben zu erarbeiten 
sowie Entscheidungen zu finden, ihren Vollzug zu planen und den Erfolg zu kontrollieren“ 
als systematisch eingeführtes Ausbildungsziel insbesondere des 2. Studienabschnittes an 
der PFA benannt". Das als neues Fach aufgenommene Gebiet der „Führungslehre“** ist 
Kernfach dieses angestrebten neuen Methodenwissens, auf dessen Grundlage ein Wandel 
von der „intuitiven zur kalkulierten“ Polizei angestrebt wird. Die klassische „Polizeiver- 
wendungslehre“ wurde in „Einsatzlehre* umbenannt und behielt, gemessen am Zeitbud- 
get, ihre alte Bedeutung mit I80 Stunden. Es wurde mehr als Jargon-Wechsel indemSinne 
vollzogen, daß der alte Begriff Polizeiverwendung durch die modernere Kategorie Füh- 
rungslehre abgelöst worden wäre. Entgegen deralten Praxis der Ratsausbildungerfolgt seit 
1973 im wesentlichen eine gemeinsame Ausbildung von Kripo-undSchutzpolizei-Ratsan- 
wärtern, gerade auch in Führungs- und Einsatzlehre. Für dieKripo-Rats-Anwärter, diein 
den 60er Jahren nur 50 Stunden im Fach Polizeiverwendung unterrichtet wurden, 
erweiterte sich damit die Ausbildung für Führungsaufgaben in Linien- und Stabsfunktion 
auf 280 Stunden. Getrennt ist der Studiengang für beide Funktionsgruppen nur noch bei 
den Fächern Verkehrslehre(aufdas beiden künftigen Beamten in der höheren Kripo-Lauf- 
bahn verzichtet wird) und Kriminologie/Kriminalistik. Der spezifischen Aufgabe gemäß 
werden Kripo-Beamten insgesamt 210 Stunden Kriminalistik gegenüber 110 Stunden bei 
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den Beamten der uniformicerten Polizei gelehrt. Verändert wurden zudem die Unterrichts- 
formen. Mit dem traditionellen, nach Fächern gegliederten Unterricht wurde in starkem 
Maße gebrochen, fächerübergreifende Unterrichtsformen, orientiert an spezifischen Leit- 
themen der PDV (so „Großveranstaltungen mit apolitischem Charakter“, „Androhung 
von Anschlägen“, „Entführung, Geiselnahme, Erpressung” etc.) eingeführt. 


Ratsausbildung ab 1973 an der Pelizei-Führungsakademie Hiltrup 


Polizeitührungs- und Kriminalwissenschalten 

— Führungslehre 100 Stunden 
— Einsatzlehre 180 Stunden 
— Verkehrsiehre 100 Stunden 
— Kriminologie Kriminalistik 110 Stunden 


Rechiswissenschaft 
- Eingriffsrecht (einschl. Haftungsrecht) 140 Stunden 
— Staats- und Verfassungsrecht 60 Stunden 


Gesellschaftswissenschaften 


— Politologie 50 Stunden 
- Psychologie 5C Stunden 
- Soziologie 20 Stunden 
— Wirtschaftsiehre 20 Stunden 


Gastvorträge, Sonderveranstaltungen 45 Stunden 
875 Stunden 


Quelle: Schriftenreihe der PFA. Heft 1/1974, S, 


Diese Ausbildungsform mit dem Wechsel von Vorlesungen. Unterrichtsgesprächen und 
Gruppenarbeit entlang spezifischer Projekte soll zum einen die Figenaktivität und den 
kooperativen Führungsstil entwickeln helfen, zumanderenkomplexe polizeiliche Lagen in 
ihrem Zusammenspiel von „politischen, wirtschaftlichen, sozialen und psychologischen 
Aspekten“ im Sinne exemplarischen l.ernens durchschaubar machen. Zu diesen Projekt- 
studienphasen, die als zeitliche Einheiten durchgeführt werden, gehört schließlich. daß sie 
jeweils mit einer ein- oder mehrtätigen Übung abschließen." 


Der Lehrkörper der PFA 

Konsequenter noch als an den Polizei-Fachhochschulen wurde beider Führungsakademie 
darauf Wert gelegt, einen „polizeifesten“ l.ehrkörper zurekrutieren, derdurch Gastdozen- 
ten von „wissenschaftlichen undähnlichen Bildungseinrichtungen“ ergänzt werden soll.*° 
Die hauptamtlichen Fachbereichsleiter und die hauptamtlichen Dozenten werden vonden 
beteiligten Ländern zur PFA „abgeordnet“, zu Teilen faktisch als „Strafversetzung” 
begriffen.** 

Zu den formalen Berufungskriterien heißt esim Abkommen: 

Die Fachbereichslejter müssen entsprechend den Anforderungen deremzelnen Fachberei- 
che Hochschullehrer oder andere wissenschaftlich tätige Personen. Beamte mit der 
Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst oder Beamte des 
Höheren Polizeivollzugsdienstes des Bundes oder eines Landes sein.” (Art. 13) 
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Im Jahre 1980 setzte sich der hauptamtliche Lehrkörper (35 Mann einschließlich zweier 
Polizei-Pfarrer) aus 17 Polizeidirektaren. 9 Polizeiräten, einem Potizeipräsidenten, einem 
Oberregierungsrat, einem Ministerialrat, zwei Vorsitzenden Richtern an Oberverwal- 
tungsgerichten (hiervon ein Richter zugleich Professor). einem Diplompsychologen im 
Range eines Oberschulrates im Polizeidienst, einem Polizeischulrektor und jenen schon 
genannten beiden Polizei-Pfarrern zusammen.” 

Das Praktiker-Ghetto ist fast perfekt und wird (so zumindest 1975) durch einen Wach- 
dienst aus L.chrgangsteilnehmern und Dozenten auchäußerlich abgeschottet."* Imübrigen 
sieht das Abkommen vor. dal spätestens nach 5 Dienstjahren an der PFA die Dozenten 
wieder in den Vollzugsdienst zurückkehren. 


Rekrutierung, Zulassungsbedingungen und Auswablverläahren für die Ausbildung zum höheren 
Dienst: 

Von den wenigen Direkteinsteigern in die l.aufbahn des höheren Dienstes abgesehen, die 
gleichfalls an der „Polizei-Universität in Hiltrup” studieren, sind die Ratsanwärter last 
ausschließlich Beamte mit langjähriger Tätigkeit im gehobenen Dienst. Siekönnen sich für 
die Ratsausbildung bewerben oder werden von der Dienststelle vorgeschlagen. nachdem 
die Auswahl von Bewerbern für den höheren Dienst formell ausgeschrieben worden ist. 
Mit kleinen Abweichungen dürfte das Auswahlverfahren in Hessen typisch sein, das 
folgenden Weg einschreitet: 

In der Ausschreibung werden bereitsals Mindestkriterien für die Zulassung zum Eignungs- 
auswahlverlahren genannt: 

IH. Fachprüfung mit der Note3und besser. mindestens 4jährige Berufspraxisimgehobenen 
Dienst und ein l.ebensalter unter 40 Jahren. Bewerber werden zudem vordemunmittelba- 
ren Eigenungsverlahren über mehrere Monate an verschiedenen Dienstplätzen eingesetzt. 
um eine „sachgerechte Beurteilung” zu ermöglichen. Ein Prüfungsausschuß entscheidet 
schließlich darüber, welche Bewerber für die Eignungsprüfung zugelassen. zurück gestellt 
oder abgelehnt werden. Ist dieser Filter passiert, werden die Bewerber zweieinhalb Tage 
einem Testverfahren der „Deutschen Gesellschaft für Personalwesen e.V.” auspeselz1.” 


5. Mobilisierung instrumenteller Intelligenz - 
eine knappe Summe des Wandels von Rekrutierungskriterien, des Stellenkegels und der 
Ausbildungsrelorm in den siebziger Jahren 


Im Zusammenspiel des Wandels dieser drei untersuchten Elemente läßt sich die These 
formulieren. daß die bundesrepublikanische Polizei Anfang der achtziger Jahre neue 
Ressourcen für polizeiliches Handeln entwickelt hat: die Intelligenz. Dabei geht es um neue 
Qualitäten der Organisation, nicht um Qualitäten aller ihrer Mitglieder. Die These des 
„Intelligen?”schubes des Apparates ist zu begründen und zugleich die unterstellte neue 
„Intelligenz" des Apparates näher zu qualilizieren. 

Die Indikatoren für diese These sind schon genannt. Es sind sowohl der von 5-6 zu 20-25 
Prozent ausgebaute Anteil von Stellen des gehobenen und höheren Dienstes, der Struktur- 
wandel der Ausbildung nach Ziel und Inhalt für die diesen Stellen zugeordneten Funk- 
tionsgruppen und die neu geschaffenen Schleusen. mit denen kontrolliert neue Impulse 
(„frisches Blut”) von außen aufgesaugt werden können. Zu qualilizieren ist vor allem die 
Differenz in der Ausbildung des mittleren Dienstes und der eindrucksvoll ausgebauten 
Führungs-, Leitungs- und Stabsebene des gehobenen Dienstes. 

Die Ausbildung dieser 75-80 Prozent Beamten an der Front polizeilichen Einsatzes ist, 
abgesehen von einigen zeitgemäßen Anpassungen an die allgemeine Bildungsentwicklung 
(der Demokratisierting von Umgangsformen und der stärkeren Betonung desGewaltvoll- 
zuges unterhalb der Sc" welle des Bürgerkrieges), im wesentlichen unverändert geblieben. 
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Anders sieht das Bild beim polizeilichen Zwischenbau und den Führungskadern aus. Mit 
der Verdoppelung der Ausbildungszeiten, der Formalisierung der Zulassungsvorausset- 
zungen und ihrer Anpassung an die Entwicklungim gesamten Bildungs- und Ausbildungs- 
system des öffentlichen Dienstes sindzugleich neue Ausbildungszieleunddaraufbezogene 
Ausbildungsformen und Inhalte getreten. Es darf allerdings nicht übersehen werden, daß 
spezifische Elemente der Form der Ausbildung und der Binnenrekrutierung für die 
Ausbildungsgänge der höheren Laufbahngruppen sich reiben mit den intendierten neuen 
Ausbildungszielen; oder anders formuliert: traditionelle Formen können in Widerspruch 
geraten zu den neuen, angestrebten Qualitäten des polizeilichen Mittel- und Oberbaus. Für 
den auch im Umfang neuen Mittel- und Oberbau des Apparates tritt als Ausbildungsziel 
anstelle traditioneller handwerklicher Routine und Sicherheit und berufspraktischer 
Intuition die Fähigkeit zur Analyse, methodisch-planerische Qualitäten als neue instru- 
mentelle Fähigkeiten. Dies zeigt sich sowohl in den neuen Ausbildungsinhalten wie den 
Ausbildungsformen. Anstelle eines Apparates, dessen Beamte gleichsam wie pawlovsche 
Hunde auf Stimuli gesellschaftlicher Unruhe und abweichenden Verhaltens mit begrenz- 
tem Instrumentarium treffsicher reagieren mit wachsender Entscheidungskompetenz und 
Durchsetzungsfähigkeitnach oben, trittein Apparat.derinder Ausbildungankonditiona- 
len Handlungsmustern bei den Mannschaften festhält und durch Organisations- und 
Ausstattungsveränderungen zudem noch die Entscheidungsspielräume der Beamten in 
Mannschaftsgraden einengt (stärkere Spezialisierung und zugleich stärkere Einengung 
„autonomer“ Entscheidungsräume durch die vermittels moderner Technik gewachsene 
unmittelbare Kontrolle des kleinen Beamten vor Ort und damit Entscheidungsdelegation 
und Inanspruchnahme nach oben und von oben). Der Beamte im Mannschaftsgrad muß 
nun in gewisser Weise weniger auf die Stimuli vor Ort in derEinsatzsituationreagieren mit 
relativ großen Entscheidungs-/Ermessensräumen (police discretion), sondern stärker auf 
von Oben gesetzte konditionale Aufgaben, eine Form der Taylorisierung von Entschei- 
dung und Vollzug. Die Entscheidung über das Ob und Wie des polizeilichen Zu- oder 
Eingriffs vor Ort verlagert sich stärkerdenn jeindie mittlere undobere Führungsebene, wo 
Recht als Konditionalprogramm nur noch eine von mehreren Entscheidungsvariablen 
ist, die auch erst hier zusammengeführt und analysierbar gemacht werden. Aufder Ebene 
der Mannschaften verlangt diese neue Struktur eher noch weniger „Intelligenz“ denn 
zuvor. Auf der mittleren und oberen Führungs- und Entscheidungsebene aber werden 
komplizierte Entscheidungen abverlangt. Diese Verlagerung erfordert, nicht nur den 
personellen Ausbau dieser Ebenen, sondern zugleich einen neuen Typus des Beamten mit 
größerem Reflexions- und Analysevermögen. Ziel ist eine flexiblere Reaktion des Appara- 
tes, nicht des einzelnen Beamten im Einsatz. Flexibler soll aber nicht nur die Reaktion hier 
und jetzt sein, sondern auch auf der Prozeß- oder Zeitebene (Prävention und Prognose). 
Diese neuen Dimensionen lassen sich nicht integrieren auf der Ebene des einzelnen 
Beamten und nicht in einem hierarchisch auf Einzelentscheidungen der Spitze zugeschnit- 
tenen System. Die strikt hierarchische Entscheidung gilt für das Verhältnis mittlerer und 
oberer Führungsebene zum Mann im Einsatz, nicht innerhalb der mittleren und oberen 
Führungs-, Integrations- und Entscheidungsebene. 


Im Vergleich zu den einschneidenden Veränderungen fällt auf, mit welcher Konsequenz 
zugleich an traditionellen polizeilichen Rekrutierungs- und Ausbildungsformen festgehal- 
ten wird, die eines garantieren sollen: daß auch der künftig mit neuen Fähigkeiten 
ausgestattete Beamte im Mittel- und Oberbau im Qualifizierungsprozeß nicht habituell, in 
seinem „Welt“- und damit auch Berufsbild aus dem Polizeicorps herausfällt. 


Die sehr strikte Quotierung des Seiteneinstieges garantiert weiterhin, daß die berufliche 
Eingangssozialisation in kasernierter Vergesellschaftung mit starker Betonung von Ge- 
walt-Techniken in der polizeilichen Aufgabenwahrnehmung erfolgt. Die Ausbildungsau- 
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tarkie der Polizei und die Abschottung der Beamten inden Ausbildungsphasen vonzivilen 
Einflüssen ist trotz veränderter Ausbildungsinstitutionen für den gehobenen und höheren 
Dienst (Fachhochschule und Führungsakademie) so gut wie nicht durchbrochen worden. 
Die Unterwerfung der studierenden Beamten unter das beamtenrechtliche Disziplinarsy- 
stem in Verbindung mit der polizeiinternen „Beschulung“ der Beamten, die erst die 

allgemeinbildenden Voraussetzungen für das Studium nachzuholen haben, sichern, daß 
die Ausbildungkeine Außenkontakte vermittelt und zugleich den gleichen Sanktionsfalten 
unterliegt. wie die Zeiten unmittelbaren Polizei-Dienstes. 


Als Resultat der Veränderungen in Rekrutierung, Stellenkegel und Ausbildung bleibt also 
eindeutig festzustellen eine Qualifikationsschere, deren Winkel sich ausgeweitet hat und 
deren vor allem höher qualifizierter Teil sich beträchtlich verstärkt hat. Diese Scherenbil- 
dung stimmt auch mit den Entwicklungen in anderen Bereichen ‚ vorallem dem industriel- 
len überein. Diese Scherenentwicklung - Mann im Einsatz vs. Mann in Leitungsfunktion-., 
der relativ gesehen einer Dequalifikation der ausführenden Beamten entspricht. ist 
Voraussetzung und Folge einer veränderten Konzeption polizeilicher Aufgaben. Diese 
veränderte, ihrerseits nicht aus dem Faktor Ausbildung oder Rekrutierung zu erklärende 
Konzeption der Aufgaben, dieauch inder Reorganisation der Polizei, einer eigenartigen, in 
sich flexiblen Zentralisierung und Profesionalisierungzum Ausdruck kommt, ist ihrerseits 
erneut Voraussetzung und Folgeeines qualitativen Instrumentewandels der Polizei, sprich 
vor allem der Rezeption der elektronischen Datenverarbeitung. Deren Erfordernisse 
kommen auch in den neu übersetzten’ Ausbildungsinhalten und den veränderten Ausbil- 
dungsformen zur Geltung. 


So auffällig und mutmaßlich lolgenreich aber die Scherenbildung in Qualifikation und 
Ausübung der Aufgaben ist, folgenreich auch für die interne Struktur und die internen 
Umgangsformen der Polizei, so sehr sind die erhofften (oder unter anderer Perspektive 
auch befürchteten) Effekte der Ausbildungsreform, der veränderten Ausbildungsinhalte 
insbesondere, in Zweifel zu ziehen. Denn allen Wandel der Bildungsinhalte und einiger 
didaktischer Formen. deren Art und Grad der Verwendung wir allerdings nicht kennen, 
dominiert die Konstanz der zentralen Ausbildungsformen. Die zwei von uns gebrauchten 
Stichworte hierfür lauten: "Autarkie' polizeilicher Ausbildung und Ghetto-Situation. 
Mchrere Annahmen sind möglich. Es könnte sein, daß zwischen den neuen intellektuellen 
Anlorderungen, die an Polizisten des oberen Scherenteils gestellt werden, wofür sie bis zu 
einem gewissen Grade 'präpariert' werden, und den herkömmlichen, gleichsam gesell- 
schaftlich vernagelten Ausbildungsformen (Formen der Gesellung vor allem) Widersprü- 
che auftreten und sich nicht nur vereinzelt Konflikte ergeben. So wie auch zwischen den 
„dumm"gehaltenen Einsatzbeamten und den „intelligent geschulten Einsatzleitern Kon- 
flikte aufbrechen mögen. Es könnte aber auch sein, daß die Ausbildungsreform von der 
kontinuierlichen Prägung polizeilichen Habitus gleichsam verschluckt wird. Schließlich 
aber wäre es auch möglich, daß die’alte' Form den 'neuen’ Inhalt in der Regel aufeine Art 
"harmonisches’ Zusammenpassen beschränkt; auf eine spezifisch instrumentalisierteund 
instrumentalisierbare Intelligenz. Dafür, daß letzteres geschieht, mit manchen Reibungs- 
verlusten im einzelnen, spricht u.E. die stärkste Vermutung. Geschähe letzteres würden 
nicht nur die’neuen’ Ausbildungsinhalte von der konservierten Form herzu interpretieren 
sein, auch ihre Funktion wäre entsprechend auszulegen. Sofern sich in der Ausbildungsre- 
form (und in der veränderten Rekrutierung) also die 'neue’ Polizei zeigte, käme sie dem 
nahe, was schon eingangs bedacht worden ist: dem etwas neuen Wein in alten Schläuchen. 
Eine Funktionsverbesserung könnte vermutet werden bei bleibendem funktionalen Bezug, 
auch eine ‘Intelligenz’, die genau das nicht ausgreifend vermag, waseiner'neuen’ Polizei in 
ihrem „gesellschaftssanitären“ Verständnis zugemutet werden möchte. 
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“ Vgl. Art. 12-14 des Abkommens über die Polizeilih- 
rungsakademie 
* Schwan a.a.O. 
” Personelle Zusammensetzung. in: Die Polizei. Nr. M/ 
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POLIZEI UND DEMONSTRATIONEN 


Oleg Cernavin 
Polizeitaktik - Startbahn West 
, 


Zu Konflikten zwischen Protestgruppen 
und Polizei kommt es in den letzten Jahren 
nicht mehr nur in den großen Städten. Mit 
dem Anwachsen der Ökologiebewegung 
und Widerstandsaktionen gegen Objekte 
außerhalb der Städte kam es zu neuen Fel- 
dern und Formen der Auseinandersetzung 
in der Geschichte der Bundesrepublik. 
Große Menschengruppen und Polizeiein- 
heiten begegneten sich auf dem offenen 
Gelände, auf Wiesen, in Wäldern. Es ent- 
wickelten sich Koniliktformen mit eigenem 
Charakter. Denn nicht nur der Ort, die 
natürliche Umgebung ist anders als in den 
traditionellen Stätten der Auseinanderset- 
zung. Unterschiede gibt es auch in der Dau- 
er, der Intensität, im Umfang des Polizei- 
einsatzes und in der sozialen Zusammenset- 
zung der Widerstandsgruppen. Im folgen- 
den soll am Beispiel des Konflikts um den 
Bau der Startbahn 18 West des Frankfurter 
Flughafens versucht werden, Typisches an 
einem derartigen Kontfliktnachzuzeichnen. 
Die Auseinandersetzungen um das Flugha- 
fenprojekt werden im folgenden nur unter 
polizeitaktischen Gesichtspunkten be- 
trachtet. Eine Reihe von anderen wesentli- 
chen Aspekten fallen unter den Tisch. So 
zum Beispiel die geradein der Auseinander- 
setzung um die Startbahn besonders deut- 
lich erkennbaren Handlungsformen zwi- 
schen Justiz und Polizei oder Politik und 
Polizei. Auch die Bereiche, in denen die 
Frankfurter Flughafen Konflikteneueoder 
außergewöhnliche Qualitäten erreicht ha- 
ben, bleiben ausgeklammert oder können 
höchstens gestreift werden; unter anderem 
der interessante Aspekt, welche Rolle der 
Startbahnkonflikt für die Erprobung neuer 
Polizeiwaffen gespielt hat oder auch welche 
Rolle die Medien und die Behandlung der 
Pressevertreter in der Auseinandersetzung 
gespielt haben.! 


Ausgeklammert werden im folgenden auch 
die Auseinandersetzungen in den umliegen- 
den Städten (Frankfurt, Darmstadt, Wies- 
baden, Mainz), die in direktem Zusammen- 
hang mit derStartbahn standen unddiez.B. 
in Frankfurt die in CILIP Helt 9/10 (De- 
zember 1981) untersuchten Konfliktabläu- 
fe bestätigten. 


1. Politisches und soziales Umfeld 


Seit 1964 wird in den Umlandgemeinden 
des Rhein-Main-Flughafens gegen die ge- 
plante dritte Startbahn angegangen. In den 
ersten Jahren istesein reinlokales Problem, 
vorangetrieben von einigen wenigen, die 
sich vor allem gegen die Lärmfolgen des 
geplanten Flughafens zur Wehr setzen. Im 
Mittelpunkt des Konfliktes stehen juristi- 
sche Auseinandersetzungen. 1978 kommt 
es zueinem Aufschwung der lokalen Wider- 
standsaktionen. Fast die Bevölkerung der 
gesamten Region ist mittlerweile gegen den 
Ausbau. Vor allem in den direkt betroffe- 
nen Gemeinden Walldorf - Mörfelden sind 
alle sozialen Schichten im Protestpotential 
integriert. Das wird auch darin deutlich, 
daß zeitweise Hauptträger des Widerstan- 
des die „Parteienaktionsgemeinschaft“ aus 
SPD,CDU,DKPundFDP ist.Späterdann 
ist es vor allem die „Bürgerinitiative gegen 
die Flughafenerweiterung“, diegemeinsam 
mit den dutzenden Anti-Startbahninitiati- 
ven des Rhein-Main-Gebietes den Protest 
koordiniert. Seit Juli 1980 eskalierten die 
Auseinandersetzungen. Die Bürgerinitiati- 
ven,diesichinihren Aktionen an die Prinzi- 
pien des gewaltfreien Widerstandes halten, 
organisieren Blockaden, Hungerstreiks, 
Demonstrationen. Das Hüttendorf wird 
gebaut. Die Konflikte mit der Polizei neh- 
men zu. 
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Der Höhepunkt der Auseinandersetzung 
zwischen Polizei und Bürgern beginnt je- 
doch erst mit dem Beginn der Bauarbeiten. 
Zu diesem Zeitpunkt läßt sich das Protest- 
potential folgendermaßen typisieren: 

a) Die wohl nach wie vor größteGruppe, die 
sich gegen die geplante Startbahn zur Wehr 
setzt, kommt aus den direkten Umlandge- 
meinden. Es gibt wohl kaum jemanden in 
dieser Region, der für die Startbahn ist, 
oder der sich für sie auszusprechen wagt. 
Diese Gruppe wendet sich vor allem gegen 
die direkten Folgen der geplanten Start- 
bahn (Lärm, Umweltzerstörung.) Erst im 
Verlaufe der Konflikte spielen politische 
Motive eine Rolle. Vor allem diese Gruppe 
istesauch, diestrengaufdie Einhaltungder 
Prinzipien des gewaltfreien Widerstandes 
achten. 

Gruppen mit diesen Verhaltensweisen und 
Motivationslagen finden sich auch in den 
Bürgerinitiativen der angrenzenden Städte, 
teilweise als Potential, das nur zu Höhe- 
punkten des Konfliktes aktiv wird. 

b) Die aktive städtische Startbahngegner- 
Szene rekrutiert sich aus der „klassischen“ 
OÖkologiebewegung und teilweise auch aus 
der Sponti- und Anarcho-Szene. Die Moti- 
vation dieser Gruppen ist stärker politisch 
mitbeeinflußt, und/oder durch eineumfas- 
sende Unzufriedenheit mit dem System ins- 
gesamt bedingt. Die Startbahn steht für 
diese Gruppen mehr als Symbol für das 
Gesamtsystem und die Aktionen gegen sie 
als Symbol für Leben. Auch diese Gruppen 
haben sich weitestgehend an die Prinzipien 
gewaltfreien Widerstands gehalten, wenn 
bei einigen von ihnen auch die Neigung zu 
militanten Aktionen vorhanden ist. 

c) Die Hüttendorfbewohner, rekrutieren 
sich größtenteils aussozialen Randgruppen 
der umliegenden Städte, die wohl - bei aller 
Problematik der Verallgemeinerung- stark 
mit der aktionistischeren städtischen ‘Sze- 
ne’ sympathisieren. Teilweise kam es aus 
diesen Gründen zu Konflikten mit den Bür- 
gerinitiativen des direkten Umlandes.? 

Für die Landesregierung wurde die Start- 
bahn im LaufedesKonflikts immer mehr zu 
einem Objekt, mit dessen Durchsetzung sie 
ihre eigene Existenz verband. Ministerprä- 
sident Holger Börner mußte in der SPD die 


Entscheidung für oder gegen dieStartbahn 
mit der Entscheidung für oder gegen seine 
eigene Person verbinden. Auch die Landes- 
regierung selbst hatte sich kaum mehr 
Spielraum gelassen, um eventuellnoch von 
der Befürwortung der Startbahn abrücken 
zu können. Gleichzeitig versuchten die Po- 
litiker die Entscheidung für oder gegen die 
Startbahn nun auch zu einer Entscheidung 
für oder gegen den Staat insgesamt hochzu- 
stilisieren. Der Hessische Innenminister 
Ekkehard Gries: „Ich bin in ernster Sorge 
um unseren Rechtsstaat und um die Ord- 
nung unseres Zusammenlebens. Bei den 
Auseinandersetzungen um den Frankfur- 
ter Flughafen geht es schon längst nicht 
mehr um die 4.000 Meter Betonpiste oder 
um die 350.000 Bäume. Inhalteund Metho- 
den des Widerstands rütteln vielmehr an 
den Grundlagen unseres Staates“. 


2. Besonderheit des Einsatzes 


Als staatliche Institutionen den Beginn der 
Bauarbeiten durchsetzen wollten, bahnte 
sich ein erster Höhepunkt in der Auseinan- 
dersetzung an. Von vornherein war der Po- 
lizeiführung klar, das sie das Projekt Start- 
bahn gegen den eindeutigen Willen der an- 
sässigen Bevölkerung durchsetzen muß, die 
durch eine starke politische Bewegung aus 
dem angrenzenden Ballungsraum unter- 
stützt wurde. Hinzu kam, daß es bei dem 
umstrittenen Gelände um ein Waldstück 
ging, das nur schwer mit großem Polizeige- 
rät wie Wasserwerfern zugänglich war (nur 
ein schmaler Streifen am Anfang der ge- 
planten Startbahn an der Okrifteler Straße 
war schon Monate zuvor gerodet wor- 
den). Außerdem bot der Wald den Verteidi- 
gern Schutzunderschwertedenübersichtli- 
chen Einsatz von größeren, geschlossen 
handelnden Polizeiverbänden. 

Um mit der zu erwartenden Vehemenz des 
Protestes der Startbahngegner fertig zu 
werden, mußte die Polizeiführung also eine 
große Anzahl von Beamten einsetzen, die 
bisher jedoch wenig Erfahrungen mit trup- 
penmäßigen Einsätzen im offenen Gelände 
besaßen. Auch die zu bewältigenden Auf- 
gaben waren für die Polizei ungewöhnlich: 
Barrikaden mußten beseitigt werden, Grä- 
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ben und Wälle überwunden, ältere Bürger 
waren aktive „Gegner“. 

Ein offen truppenpolizeilicher Einsatz, mit 
stark militaristischen Zügen paßte nicht ins 
Konzept: die Startbahngegner besaßen zu- 
mindest Anfangs noch zu große Sympat- 
hien, es hätte die polizeiliche und politische 
Führung in erhebliche Legitimations- 
schwierigkeiten gebracht, es hätte dem Bild 
einer rechtsstaatlichen Polizei widerspro- 
chen, das Prinzip der Verhältnismäßigkeit 
der Mittel hätte kaum vermittelt werden 
können. Dazu ergaben sich für die ersten 
Großeinsätze folgende Besonderheiten: 

a) Es galt die einzelnen Einheiten und die 
Beamten an die besondere Situation zu ge- 
wöhnen. Innenminister Gries kündigte den 
Beamten schon vordemersten Großeinsatz 
an, daß „die Polizei eine neue und schwere 
Bewährungsprobe zu bestehen habe“, und 
daß „von vielen Beamten, und nicht nur 
hessischen, ein zusätzliches Soll an Pflich- 
terfülhung und Einsatzbereitschaft erwartet 
wird“.* 

b) Es galt Erfahrungen zu sammeln mit 
einem derartigen Großeinsatz im offenen 
Gelände, Einsatzmöglichkeiten zu testen 
und theoretische Pläne in der Praxis zu 
erproben. 

c) Es galt notwendige Flexibilität zu wah- 
ren, um den jeweiligen - sowohl einsatztak- 
tischen wie auch politischen - Situationen 
entsprechend handeln zu können. 


3. „Flexible response“ 


Am 6. Oktober 198 | begann die Polizei mit 
ihrem Großeinsatz zur Sicherung der Bau- 
arbeiten. In der Nacht zuvor hatten Start- 
bahngegner das gerodete Stück an der 
Okriftler Straße besetzt und in Keilform 
hohe Wälle und Gräben ausgehoben. Am 
unteren Teil des Keils begann der Wald. 
Hinter den Wällen befandensich amMittag 
dieses Tages, als der Polizeieinsatz begann, 
über 10.000 Menschen. 

Auf dem Gelände des Flughafens, direkt 
auf der anderen Seite der Okrifteler Straße 
waren zu diesem Zeitpunkt 6.000 bis 8.000 
(unterschiedliche Angaben selbst aus Poli- 
zeikreisen) Polizisten eingetroffen. Die Po- 


lizisten kamen nicht nur aus Hessen, son- 
dern auch aus Bayern, Baden-Württem- 
berg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfa- 
len und aus dem Saarland. Außerdem wa- 
ren Bundesgrenzschutzeinheiten im Ein- 
satz. Dieser erste Großeinsatz läßt sich in 
vier Phasen einteilen: 

Erste Phase: Der Aufmarsch 

Der Aufmarsch der Polizeieinheiten zog 
sich über mehrere Stunden hin (mindestens 
drei Stunden). Ungefähr zweihundert Me- 
ter von der Spitze des besetzten Gebietes 
entfernt ziehen Polizeiketten auf. Schritt- 
weise nur werden die Polizisten vorgezo- 
gen. Auch an den beiden Längsseiten des 
Keils ziehen Polizeiketten auf (nur an der 
Waldseite befinden sich keine Polizeikräf- 
te). Die Wälle sind jetzt von Polizeiketten 
eingeschlossen, doch immer noch sind un- 
gefähr hundert Meter zwischen Polizeiket- 
ten und Wällen. Nur sehr langsam rücken 
die Polizisten vor, bis sie schließlich direkt 
an den Gräben stehen. Die Startbahngeg- 
ner beginnen jetzt wenige Meter von den 
Polizisten entfernt, mit den Beamten zu 
reden. Auch von einem Turm an der Spitze 
des besetzten Gebietes werden die Polizi- 
sten ununterbrochen über einen Lautspre- 
cher angesprochen (vor allemältere Bürger 
sind es, deren Argumente beieinigen Beam- 
ten sichtbare Verunsicherung oder Unbe- 
hagen hervorrufen). 


Zweite Phase: Der Versuch der Räumung 

Hinter den Polizeiketten postieren sich 
Wasserwerfer. Über Lautsprecher werden 
die Starthahngegner aufgefordert den Platz 
zu verlassen. Die Aufforderungen wieder- 
holen sich. Mehrere „allerletzte Aulforde- 
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rungen“ werden ausgesprochen. Auch die- 
ser polizeiliche Lautsprechereinsatz zieht 
sich über eine Stunde hin. Dann werden an 
zwei Stellen von Raupen die Gräben zuge- 


schüttet. Die ersten Polizisten klettern auf 


den Wall. Sie versuchen die ineinanderge- 
hakten Bürger wegzutragen. Das gelingt 
nicht. Unschlüssig stehen die Polizisten auf 
den Wällen. Einsatzleiter laufen hin und 
her. Gespräche über Funk. Dann werden 
die Polizisten zurückgezogen. Es gab kei- 
nen Knüppeleinsatz. kein Wasserwerfer 
wurde benutzt, kein Tränengas verwendet. 


Dritte Phase: Beschäftigungstherapie 

Die Polizisten bleiben vor den Gräben stec- 
hen. Lichtmasten werden herangefahren. 
Um den gesamten Keil werden S-Draht- 
Rollen über Pfähle gezogen, die zuvor ein- 
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gerammt worden waren. Hinter den Poli- 
zeiketten beginnen Baufahrzeuge der Flug- 
hafengesellschaft Wege anzulegen und eine 
Betonwand zu errichten. Das ganze findet 
im Dunkeln unter gleissenden Flutlicht 
statt und zieht sich die ganze Nacht durch 
hin. Beim -Ausrollen der S-Draht-Rollen 
kommt es an einer Stelle zu Auseinander- 
setzungen zwischen Startbahngegnern und 
Polizisten. Doch Einsatzleiter ordern ihre 
Beamten zurück. 


Vierte Phase: Die „sanfte” Räumung 

Am nächsten Morgen (6. Oktober 81) sind 
nur noch ungefähr 1.000 Startbahngegner 
auf dem Platz. Polizeiketten ziehen jetzt 
auch im Wald auf, schließen die Besetzer 
ein. Auf dem Boden sitzende Demonstran- 
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tengruppen werden durch Polizeiketten 
voneinander getrennt. Einzeln werden die 
Besetzer weggetragen, Widerspenstige von 
bis zu fünf Polizisten. Immer wieder helfen 
Beamte mit Fußtritten und Faustschlägen 
nach. Mehrere Stunden müssen die Polizi- 
sten die Demonstranten wegtragen. 

Gegen Mittag dieses Tages - der Platz war 
schon geräumt - wird erstmals von Seiten 
der Polizei gegen Startbahngegner, die sich 
am Waldrand versammelt hatten, massiver 
vorgegangen. Es kommt zum Wasserwer- 
fereinsatz, Chemical-Mace wird unter De- 
monstranten gespritzt, und Beamte eines 
Sonderkommandos springen ohne Vor- 
warnung - ohne Schild,nur mit Holzknüp- 
peln bewaffnet - über die ausgerollten 
Drahtrollen und prügeln wahllos Demon- 
stranten tiefer in den Wald. Ein Polizeispre- 
cher erklärte später, „die Sorgfaltspflicht 
gegenüber den Beamten hätte den Einsatz 
gerechtfertigt. Aufder anderen Seitehätten 
die Chaoten gestanden“.‘ 


„Flexible response” nannte nach dem Ein- 
satz der Sprecher des Hessischen Innenmi- 
nisteriums, Falko Nassenstein, das Vorge- 
hen der Polizei. Man wolltealles vermeiden, 
um den Eindruck einer Bürgerkriegsübung 
aufkommen zu lassen. Ein halbes Jahr lang 
arbeiteten Experten an einem Konzept, mit 
dem truppenmäßig auftretende Polizei- 
kräfte im offenen Feld mit dem Bürger 
umgehen sollten. Zu diesem Konzept gehö- 
re, so Nassenstein, daß die Polizisten mit 
„extremer Geduld“ vorzugehen hätten. 
außerdem sollten Polizisten gegenüber De- 
monstranten einen „sehr zivilen Ton“ an- 
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schlagen. Zu diesem Konzept gehörte eine 
intensive Schulung und Vorbereitung der 
Polizeibeamten. So fanden beispielsweise 
Diskussionsveranstaltungen “Pro undcon- 
tra Startbahn-West“ sowohl in der hessi- 
schen Polizeischule als auch bei der Bereit- 
schaftspolizei statt.® 

Frankfurts Polizeipräsident Karl-Heinz 
Gemmer beschrieb später dieses Konzept: 
„Wir geben nach, wir versuchen variabel zu 
sein, wir lassen uns in der Einsatzsituation 
von Psychologen beraten, wir holen den 
zuständigen Minister sozusagen vor Ort, 
wir versuchen dieses und jenes für uns ver- 
tretbare Zugeständnis zu machen, wir wol- 
len auf keinen Fall als sture, unbewegliche 
Polizei auftreten“. 

Dieses Konzept der „flexible response“ fin- 
det im offenen Gelände aul einer anderen 
Handlungs- und Präsenssituation statt als 
etwa in der Stadt (vel.: Cilip Heft 9/10: 
Politik, Protest und Polizei). Ketten von 


mehreren tausen Polizeibeamten auf offe- 
ner Flur oder auchim Waldhabennichtnur 
einen entsprechenden Droh- und Ein- 
schüchterungseffekt, sondern besitzen 
auch eine gewisse Trägheit gegenüber flexi- 
blen Einsatzwünschen. Außerdem kommt 
an diesen ersten Tagen der Räumunghinzu, 
daß die große Anzahl der Startbahngegner, 
ihre soziale Zusammensetzung (vieleältere 
Bürger) sowie ihre strategische Position 
(eng zusammengerückt hinter Gräben und 
Wällen) einen Einsatz mobiler Kleingrup- 
pen und Spezialeinheiten der Polizei nicht 
zuließ. So hätte etwa der Einsatz von Trä- 
nengas der Öffentlichkeit nicht als Wah- 
rung des Verhältnismäßigkeitsprinzips an- 
geboten werden können. Der Protest der 
Startbahngegner wurde noch von der brei- 
ten Öffentlichkeit - auch der gedruckten - 
als rechtmäßig angesehen. Das polizeiliche 
Handlungsziel - Räumung des Geländes - 
konnte so auch aus politischen Gründen 
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nicht einfach mit offener physischer Gewalt 
durchgeführt werden. Das auch aus dem 
Grunde nicht, weil ein solches Vorgehen zu 
Unruhe unter den Beamten geführt hätte. 
Viele waren zu diesem Zeitpunkt der Aus- 
einandersetzung noch nicht bereit, massiv 
gegen die Startbahngegner vorzugehen. (Es 
sei „fürchterlich“, meinte ein Polizist nach 
dem ersten Tag, wenn ein alter Mann vor 
einem auf dem Boden sitze und sich fest- 
klammere. „Was soll ich denn da tun? Ich 
kann doch nicht sprühen oder den Stock 
benutzen“.)* 

In dieser Situation konnte das Gesamtziel 
nicht direkt erreicht werden, auch nicht 
durch den Einsatzmobiler Einheiten. Flexi- 
bilität wurde jetzt auf die Gesamtsituation 
angewandt. Nicht mit dem Kopf durch die 
Wand, sondern Aufweichung der Start- 
bahngegnerfront. Es wurde auf Zeit gesetzt. 
Gleichzeitig wurde eine ganze Palette von 
Einschüchterungsmaßnahmen begonnen, 
die den Bürgern die Stärke der Staatsmacht 
demonstrieren sollte: 

— Die zuerst weggeräumt werden sollten, 
wurden dann mit einem mit viel Hektik 
erbauten Drahtzaun eingepfercht. 

— Drohendes mit den Wasserwerfern Hin- 
und Her-fahren. 

— Gleißendes Scheinwerferlicht, das die 
Startbahngegner anstrahlt. 

— Lautsprecheraufforderungen in denen 
den Startbahngegnern immer wieder er- 
klärt wurde, „rechtmäßig“ sei nur die Poli- 
zeiaktion. 

— Lautstarker Einsatz von Baufahrzeugen 
hinter den Polizeiketten und der Beginnder 
Bauarbeiten. 

Erst am nächsten Tag, als viele der Start- 
bahngegner den Platz verlassen hatten, vie- 
le mußten zur Arbeit gehen, viele waren 
vielleicht auch resigniert und entmutigt, 
ging die Polizei gegen die Demonstranten 
vor. Jetzt viel resoluter als am Tag zuvor. 
Jetzt wurde geschlagen und getreten, wenn 
auch immer noch ohne Einsatz des Knüp- 
pels. 

Erst als die Polizei Herr der Lage war, als 
der Platz, geräumt und die Demonstranten 
an den Waldrand zurückgedrängt worden 
waren, als es also keine „Patt-Situation“ 


mehr gab, erst zu diesem Zeitpunkt begann 
die Polizeileitung massiver und mit anderen 
Methoden gegen die Startbahngegner vor- 
zugehen. Jetzt wurde der Wasserwerfer ein- 
gesetzt, Chemical mace versprüht. Zum er- 
sten Mal wurde eine Einheit mit Knüppeln 
über die Absperrung beordert, um Bürger 
zu verprügeln. Eine SEK-Gruppe mußte 
hier den Vorreiter spielen. 

Daß das „flexible response“-Prinzip nicht 
nur vom Verhalten der Demonstranten ab- 
hängt, wie es ein Sprecher des Innenmini- 
steriums erklärt, wird hier sichtbar. Es gab 
keinen Anlaß für den Einsatz der SEK- 
Gruppe. Entsprechend dürftig fällt die Be- 
gründung aus: Weil „Chaoten” am Wal- 
drand „gestanden“ (!) hätten. Hier sollten 
offensichtlich Hemmschwellen bei Beam- 
ten gesenkt werden. Gleichzeitig erschien 
der Polizeileitung wohl dieser Einsatz als 
möglich, weil die Aufmerksamkeit der Öf- 
fentlichkeit nachgelassen hatte. Durch den 
Einsatz der Spezialeinheit ebenso wiedurch 
die Anwendung von Wasserwerfern und 
Chemical mace konnte die Initiative des 
Handelns, die in den Tagen zuvor nicht 
eindeütig bei der Polizei lag, zurück gewon- 
nen werden. 


4. Geländegewinn - flexible rush 

Eine der Erfahrungen der ersten Einsatzta- 
ge war für die Polizeiführung auch, daß es 
zu verhindern galt, daß sich eine größere 
Menschenmenge auf einem Platz versam- 
melt, den die Polizei einzunehmen gedenkt. 
Das Hüttendorf, Symbol des Widerstandes 
und mittlerweile mit umfangreichen Befe- 
stigungsanlagen gesichert (Gräben, Wälle, 
Barrikaden auf Waldwegen), das als näch- 
stes geräumt werden sollte,ist ein Beispiel 
hierfür. Als zusätzliches Problem bei der 
Hüttendorfräumung trat auf, daß das Dorf 
mitten im Wald lag, und daß der Wald 
bisher „Territorium der Startbahngegner“ 
zu sein schien. Zumindest endeten die Poli- 
zeiaktionen bisher weitestgehend am Wal- 
drand. Die Situation im Wald ist einsatz- 
technisch unübersichtlich, der Kontakt 
zwischen den Beamten leichterstörbar, und 
schließlich ging es auch um die Bäume, die 
abgeholzt werden sollten, was bei den Start- 
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bahngegnern eine besondere Beziehung 
zum „Kampffeld“ hervorrief. 
Von vornherein war es ziemlich sicher, daß 
sich die Polizei auch diesmal nicht aufeine 
offene Auseinandersetzung,in der es even- 
tuell zum Kampf Mann gegen Mann im 
Wald kommen würde, einlassen wird. An- 
dererseits versuchte die Polizei gemeinsam 
mit den Landespolitikern eine ganze Reihe 
von Faktoren zu schaffen, die eine Einnah- 
me des Dörfes ermöglichte. Obdieseeinzel- 
nen Maßnahmen, in jedem Einzelfall, tat- 
sächlich planmäßig aufeinander abge- 
stimmt waren, oder ob jeweils die konkret 
auftretenden Situationen genutzt worden 
sind, kann auf Grund der Materiallage 
nicht überprüft werden. Faktisch hat sich 
im Vorfeld der Hüttendorfräumung jedoch 
folgendes gezeigt: 
a) Massive Einschüchterungsaktionen durch 
die Polizei 
Diese Einsätze wurden jeweils von dem 
durch eine Betonmauer gesicherten Gelän- 
de an der Okrifteler Straße aus geführt. 
Zwei Methoden wurden hier angewendet. 
Zum einen der Einsatz technischer Mittel 
aus dem Schutz der Mauer und ohnees zur 
Konfrontation Mann gegen Mann kom- 
men zu lassen: Wasserwerfer, Chemical 
Mace, Pepper Fog, Gasgranaten. Zuman- 
deren kurze Ausfälle von Sondereinsatz- 
kommandos. Diese Kommandos stürmten 
durch Lücken an der Mauer, prügelten Bür- 
ger in den Wald und zogen sich wieder 
zurück. 


b) Vorgehen gegen „Demonstranten“ und 
„Störer“ 

Es wurde nicht mehr zwischen „Normal- 
bürgern“ und militanter vorgehenden Bür- 
gern unterschieden (wobei sich die „milit- 
anteren“ dadurch auszeichneten, daß sie 
versuchten, die Betonmauer zu beseitigen. 
Zu tätlichen Angriffen auf Polizisten ist es 
zu diesem Zeitpunkt noch kaum gekom- 
men). Dieses Vorgehen wurde besonders 
bei einem Einsatz gegen einen Gottesdienst 
am 13. Oktober 1981 sichtbar, an dem meh- 
rere hundert Bürger teilnahmen. Die sin- 
genden Gottesdienst-Teilnehmer wurden 


mit Tränengasgranaten auseinandergetrie- 
ben. Amselben Tagwerden massive Einsät- 
ze als Ausfälle nicht mehr nur von SEK- 
Kommandos, sondern von Einheiten der 
Bereitschaftspolizei durchgeführt. Verprü- 
gelt werden alle Demonstranten, auch 
Rentner und Kinder, auch Menschen, die 
mit erhobenen Händen auf dem Boden sit- 
zen. Der Bürgerinitiativensprecher Leo 
Spahn mutmaßt später: „Man konnte den 
Eindruck gewinnen, daß hier der Bürger- 
krieg geprobt werden sollte“ .? 

In der Offentlichkeit wird von Polizeispre- 
chern und Politikern zwar als Ursache die- 
ses Einsatzes die Aktionen von Störern und 
gewalttätigen Chaoten angeführt, doch 
gleichzeitig sind neue Töne zu hören: Nas- 
senstein, Sprecher des Innenministeriums: 
Die Polizeibeamten hätten bei ihrenSchlag- 
stockeinsätzen nur schwer zwischen Stö- 
rern und friedlichen Demonstranten unter- 
scheiden können.!" Damit wurde nachträg- 
lich öffentlich legitimiert, daß Polizeibeam- 
te auch gegen nichtgewalttätige Demon- 
stranten mit physischer Gewalt vorgegan- 
gen sind. 

Bei diesen Einsätzen vor der Hüttendorf- 
räumung werden auch bei den Beamten, 
dienichtdenSEK’sangehören, Schlaghem- 
mungen abgebaut. Schrieb die „Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung“ noch nach den 
Einsätzen der ersten Tage präzise: „Gegen 
Menschen, dieam Boden gehockt, unterge- 
hakt, anstürmenden Menschen den Rücken 
zuwenden, kann man schlecht den Knüppel 
schwingen“ '! so trifft diese Aussage für die 
folgende Phase der Auseinandersetzungen 
nicht mehr zu. 


c) Chaoten, Kriminelle und Asoziale 
Parallel zu den schärfer werdenden Ausein- 
andersetzungen im Wald versuchten Lan- 
despolitiker etwas gegen dieSympathie der 
Startbahngener in der Gesamtbevölkerung 
zu unternehmen. Im Hüttendorf macht In- 
nenminister Gries „überwiegend kriminelle 
Chaoten und Asoziale“ aus, eineältere De- 
monstrantin bezeichnet er als „diese miß- 
brauchten Frauen, diese Vorzeigebürger 
aus dem Fernsehen“.!? 

Auch polizeiintern wurde die Aktion vom 
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Il. Oktober dazu benutzt, die Startbahn- 
gegner und die Prinzipien des gewaltfreien 
Widerstandes in Mißkredit zu bringen. In 
der „Hessischen Polizeirundschau“ war zu 
lesen: „Der polizeiliche Einsatz zur Räu- 
mung und zum Schutz der FAG-Baustelle 
... endete (vorläufig) sonntags (11. Okto- 
ber) mit unfriedlichen Aktionen von Start- 
bahngegnern, die in ihrer Militanz einen 
Vorgeschmack dessen vermittelten, was 
man unter ’gewaltfreiem Widerstand‘ zu 
verstehen hat“ '*. 


Derart vorbereitet war dann die Räumung 
des Hüttendorfes ein Zusammenspiel von 
massiven truppenpolizeilichen Verbänden 
und mobiler Einsatzgruppen. Die gesamte 
Aktion ist ungenügend mit dem Begriff „fle- 
xible response“ beschrieben, präziser ist 
hier der Begriff „Nexiblerush“. Der Vorstoß 
der Polizei lief anders als von den Start- 
bahngegnern erwartet. Die Vorgehenswei- 
se der Polizei war davon bestimmt; zu ver- 
hindern, daß sich erneut eine große Men- 
schenmenge auf einem einzunehmenden 
Platz sammeln kann. Aufder anderen Seite 
bestand das Problem, daß der Zusammen- 
zug von großen truppenpolizeilichen Ver- 
bänden von den Bürgerinitiativen frühzei- 
tig bemerkt worden wäreundessoübereine 
gut funktionierende Alarmkette doch zu 
einer vielköpfigen Platzbesetzung gekom- 
men wäre. 

So geht die Polizei nicht mit tausenden von 
Beamten gegen das Hüttendorf vor, son- 
dern mit wenigen Hundertschaften, vor al- 
lem SEKs, in den frühen Morgenstunden 
des 2. November 1981. Dierund 50 Hütten- 
dorfbewohner werden zum großen Teil im 
Schlaf überrascht. Als die Alarmkette der 
Bürgerinitiativen ausgelöst wird und die 
Kirchenglocken in den Umlandgemeinden 
läuten, das Zeichen für den Tag X, sind die 
Polizisten schon im Hüttendorf und haben 
die Wälle besetzt, die zur Verteidigung ge- 
gen die Polizeieinheiten ausgehoben wor- 
den waren. Im Laufe des Vormittags sam- 
meln sich zwar jetzt Demonstranten vor 
den Wällen im Wald, dochindem Maße wie 
die Zahl der Startbahngegner anwächst, 
werden auch die Polizeikräfte im einge- 
nommenen Hüttendorf verstärkt. Auch 


durch Einheiten aus benachbarten Bundes- 
ländern. Die nun folgende Polizeitaktik hat 
zwei Seiten: 

a) Zum einen wird durch dietruppenmäßi- 
ge Präsenz auf den Wällen des eingenom- 
menen Dorfes Stärke demonstriert. Es ist 
die statische Funktion des Einsatzes. Ein 
Geländestück wurde eingenommen und 
mit sichtbarer Stärke besetzt. Schulter an 
Schulter stehen die Polizisten um das Dorf. 
b) Zum anderen wird von diesem festen 
Punkt aus unentwegt auf die Demonstran- 
ten eingewirkt. Chemical Mace wird über 
die Wälle gespritzt, Tränengasgranaten in 
den Wald geschossen, später, als Wasser- 
werfer bis an die Wälle vorgedrungen sind, 
folgen Wasserwerfereinsätze mit CN-Gas- 
Zusatz. Schon am Vormittag dann die er- 
sten Ausfälle von Polizeikräften. Zuerst 
waren es wieder SEK-Einheiten, die ohne 
Schild in dunkelgrünen Overalls, bewaffnet 
mit individuel zugeschnittenen Holzknüp- 
peln, über die Wälle und Gräben springen 
und auf die Bürger im Waldeinschlagen, sie 
tiefer in den Wald treiben. Zum Anlaß für 
ihren Einsatz nahm die Polizei den Versuch 
zweier Demonstranten, den Graben an ei- 
ner Stelle zuzuschütten. An den folgenden 
Ausfällen nahmen auch Bereitschaftspoli- 
zisten mit Schilden teil. Nach den ersten 
Einsätzen,bei denen die Beamten auf Sit- 
zende, ältere Bürger oder Pressevertreter 
mit den offiziellen Akkreditierungskarten 
gleichsam einprügelten, begannen einige 
Startbahngegner mit Holzstöcken die Poli- 
zisten hinter den Wällen zu bewerfen. Die 
Situation - Ausfälle, Gaseinsatz, Stöcke- 
werfen - eskalierte weiter. Bei diesen Aus- 
fällen werden keine Startbahngegner ver- 
haftet, sie dienen ausschließlich der Ein- 
schüchterung (hinterher äußerte sich die 
Frankfurter Staatsanwaltschaft „befrem- 
det“ darüber, daß die Polizei im Zusam- 
menhang mit der Räumung die Anklagebe- 
hörde nicht eingeschaltet habe. Man hätte 
in Frankfurt „eigens hiefür“ einen Berteit- 
schaftsdienst eingerichtet, der jedoch von 
der Polizei „nicht in Anspruch genommen“ 
wurde).'* Mit diesen flexiblen Ausfällen aus 
dem fest eingenommenen Hüttendorf ver- 
hindert die Polizei, daß Startbahngegner 
sich zu eventuellen Gegenaktionen sam- 
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meln können. Die Demonstranten werden 
dadurch in Atem gehalten, daß sie sich 
ständig mit der Beschäftigungs- und Ein- 
schüchterungs-Taktik der Polizei ausein- 
andersetzen müssen. 

Der Polizeieinsatz fand ineiner Atmosphä- 
re statt, die nicht mehr mit der bei der 
Räumung an der Okrifteler Straße ver- 
gleichbar ist. Wurden damals noch die De- 
monstranten von den Polizisten einzeln 
weggetragen, wo wurde beider Hüttendorf- 
räumung ganz anders reagiert. Als z.B. 
hunderte von Demonstranten eine Polizei- 
zufahrt blockierten, indem siesich unterge- 
hakt auf einen Weg setzten, wurden sie 
zuerst minutenlang mit einem Wasserwer- 
fer bespritzt und dann von Polizisten so 
lange auf Rücken und Hinterkopf geprü- 
gelt, bis sienach und nach die Straße freiga- 
ben. Die Räumung des Hüttendorfs zeigte so- 
wohl die Methode des „flexible rush“, des 
flexiblen Einsatzes großer truppenpolizeili- 
cher Verbände beim offensiven Vorgehen. 
Sie zeigte im Verhältnis zuden Aktionen an 
der Okrifteler Straße Jedoch auch, welche 
große Rolle die „Atmosphäre“ des Einsat- 
zes auf dessen Qualität besitzt. 

Wobei unter „Atmosphäre“ eine Fülle von 
Faktoren zu rechnen sind, zu denen u.a. 
gehören: politische Situation, Vorberei- 
tung und Einstimmung der Beamten, 
Feindbild, „Geschichte“ der Auseinander- 
setzung, konkrete Einsatzformen und Ver- 
halten der Demonstranten, Einsatzziele, 
Chancen der Legitimierungsmöglichkei- 
ten, Einsatzbedingungen... 


5. Flexible Blocking 


Neben den auf wenige Tage beschränkten 
Großeinsätzen mit umfangreicheren Aus- 
einandersetzungen mit Startbahngegnern 
hatte die Polizei auch in den Zeiträumen 
dazwischen für die Absicherung der Bau- 
stelle zu sorgen. Hier galtes Tagund Nacht 
entweder hinter aufeinandergetürmten S- 
Draht-Rollen oder hinter der Betonmauer 
mit den Sichtblenden das Gelände zu si- 
chern. Da täglich, besonders an den Wo- 
chenenden jeweils hunderte vonStartbahn- 
gegnern am Gelände waren, befanden sich 
die Beamten in ständiger Anspannung. 
Entweder versuchten Bürger, auch hier wie- 
der besonders die Älteren, den Polizisten 
den Charakter ihres Einsatzes klar zu ma- 
chen. Oder die Polizisten hatten sich mit 
Demonstranten auseinanderzustzen, die 
den Betonzaun mit „Kleinaktionen“ besei- 
tigen oder zumindest beschädigen wollten, 
weil sie ihn als unrechtmäßig ansahen. 

In diesern Phasen sah die Polizei ihre 
Hauptaufgabe darin, den Status Quo zu 
sichern. Anfangs wurde auf die intensiven 
Gesprüchsversuche der Bürger eingegan- 
gen, wenn sich auch mit der Dauer des 
Einsatzes das Gesprächsklima zwischen 
Polizisten und Demonstranten merklich 
verschlechterte und schließlich kaum mehr 
Gespräche stattfanden. Angriffe gegen den 
Zaun ließen die Beamten nicht zu. Eskam 
zu sporadischen Wasserwerfereinsätzen so- 
wie zum Einsatz von Tränengasgranaten 


$ 130 Volksverhetzung 
Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, 
die Menschenwürde anderer dadurch angreift, daß er 
1. zum Haß gegen Teile der Bevöikerung aufstacheit, 
2. zu Gewait- oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffordert oder 
3. sie beschimpft, böswiilig verächtiich macht oder verleumdet, 
wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 


& 340 Körperverletzung im Amt 


(1) Ein Amtsträger, der während der Ausübung seines Dienstes oder in 
Beziehung auf seinen Dienst eine Körperverietzung begeht oder begehen 
läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drel Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, 
In minder schweren Fällen Ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 


cilip 11 


35 


er  EEEEEEEEEEETEGSEVZESCHISEE DEE J FGB BOe me KEETE gg gr or eSPOEEgT er BESTREITEN 


und Chemical Mace. Auch gelegentliche 
Ausfälle von Polizeieinheiten gegen De- 


monstranten gehörten zum „Verteidi- 
gungsrepertoire“. 
Dieses „flexible blocking“, das wachsen- 


de Absicherneines Geländes in Verbindung 
mit mobilen Kurzeinsätzen gegenüber De- 
monstranten, umfaßt auch präventivpoli- 
zeiliches Handeln. Es kommt verstärkt zum 
Einsatz von Photo- und Filmgruppen, die 
Demonstranten ablichten. Auch Polizisten 
in Zivil (Zivis) werden im Laufe des Kon- 
flikts in großem Umfang eingesetzt. Essind 
sowohl Zivilstreifen, die weit vorder Mauer 
im Wald operieren, in kleinen Gruppen, 
sich zumeist aufdie Beobachtung beschrän- 
ken, jedoch auch zu Kontrollen übergehen. 
Zum anderen sind es als Demosntranten 
verkleidete Beamte, die teilweise auch als 
Provokateure auftreten. Zeugenaussagen, 
die die „Bunte Hilfe“ in Frankfurt{Gruppe, 
die Hilfsfonds und Gegenöffentlichkeit für 
Startbahngegner herstellen will) der Presse 
übergab, schildern folgendes: „Am Sonn- 
tag, 29. November 1981, um 16 Uhr, sah 
man im Wald, 100 m von der westlichen 
Seite der Mauer ca. 50 Personen. Als wir 
näherkamen, gingen sie langsam zurück. 
Alle Personen waren abenteuerlich kostü- 
miert. Fast alle mit Helmen, die meisten 
vermummt mitschwarzen Tüchern und Be- 
duinen-Schals. Auf einem der Helme sah 
man ein eisernes Kreuz, fast alle hatten 
Holzprügel, Latten, einigehatten Totschlä- 
ger dabei. Als ein Foto gemacht wurde, 


Manchmal _ 
ckt ihn die 
alte Wut. 
Dann würde 
er am i 
liebsten mit 
einer 
Dachlatte 
dazwi- 


schenhauen 


nahm man den Fotograf, Karlheinz 
Schneckenberger, aus Rüsselsheim fest. 
Auf Gespräche ließen sich die Personen 
kaum ein. Der Fotograf wurde mit einem 
Arrest-Fahrzeug abtransportiert“,'® Poli- 
zeisprecher Borchardt erklärte zu diesen 
Aussagen, „natürlich seien die Zivilbeam- 
ten keine Provokateure. Es könne sein, daß 
die Beamten mal einen Schal vor das Ge- 
sicht zögen und auch mal einen Helm auf- 
setzten, um durch Wurfgegenstände nicht 
verletzt zu werden. Sie seien mit Polizei- 
stöcken ausgerüstet. Aber nicht mit Tot- 
schlägern oder Latten. Ihre Aufgabe beste- 
he darin, Steinewerfer oder Leute, die mit 
Stahlkugeln schössen, zu identifizieren und 
wenn möglich festzunehmen. Natürlich 
müßten sich diese Beamten mit ihrem Äu- 
ßeren der Umgebung anpassen.“ !* 


Zu einer weiteren Großaktion kam es am 7. 
November an der ca. 30.000 Startbahngeg- 
ner den Polizisten, nur durch drei S-Drah- 
trollen getrennt, gegenüberstehen. Für die 
Polizei ergab sich eineschwierigeSituation, 
weil ähnlich wie bei der Okrifteler Straßen- 
Aktion die Masse der Startbahngegner 
groß war. Anders jedoch als damals konnte 
sich die Polizei defensiv verhalten. wollte 
nur das Bestehende verteidigen. Um eine 
Eskalation zu vermeiden, trafsich Polizei- 
leitung und Leitungen der Bürgerinitiati- 
ven vorab zu Gesprächen. Die BI-Vertreter 
forderten. daß eine unbegrenzte Anzahl 
von Demonstranten ohne zeitliche Begren- 


Fast wehmütig sagt er, wenn 
man ihn auf gewalttätige Störer 
anspricht: „Ich bedauere. daß es 
mir mein hohes Staatsamt verbie- 
tet, den Kerlen selbst eins in die 
Fresse zu hauen. Früher auf dem 
Bau hat man solche Dinge mit 
Dachlatten erledigt.“ 

Börner 


liebt’s direkt. 
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zung das abgesperrte Gebiet betreten dür- 
fen. um mit Ministerpräsident Börner oder 
Innenminister Gries zu sprechen. Dies 
lehnte die Polizeiführung ab. „Alternativ 
wurde jedoch vereinbart, daß 50 Startbahn- 
gegner sowie 5 Vertreter der Bl die Absper- 
rungübersteigen dürfen. jedoch nach einem 
kurzen Gespräch mit dem Innenminister 
wieder verlassen müssen.” So geschah es 
auch. Rund 60 Demonstranten meist mit 
nacktem Oberkörper überquerten den Sta- 
cheldraht, sprachen mit dem Minister und 
verließen das Gelände wieder. An diesem 
„Nackten-Samstag” kam es zu keinen Zu- 
sammenstößen. Die Pohzeileitung gab sich 
gesprächsbereit. ließ sogar einen Kompro- 
miß mit sich aushandeln, der Minister per- 
sönlich war am Ort der Auseinanderset- 
zung und ließ mit sich reden. Die Polizei 
hatte ihr Handlungsziel erreicht, ohne daß 
es zu einer Großschlacht gekommen wäre. 
Minister Gries übrigens nahm wenige Tage 
nach dem Gespräch vor Ort wesentliche 
Teile seiner Zusagen wieder zurück. 

Doch diese Strategie des 'Tlexible blocking' 
bei diesem Großeinsatlz führte zwar polizei- 
taktisch zum Frfolg, hatte jedoch bei den 
Startbahngegnern - wohl von der Polizei- 
führung nicht vermutete - Konsequenzen. 
Viele Startbahngegner emplanden diesen 
„Nackten-Samstag" alseine Niederlage. die 
möglichst schnell wieder ausgemerzt wer- 
den müsse. 


6. Die „Feldschlachten“ 


Bei der großen Demonstration am 14. No- 
vember in Wiesbaden, als 150.000 Start- 
bahngegner die 220.000 Uhnterschrilten, 
durch die ein Volksbegehren beantragt 
wurde, der l.andesregierung übergeben 
hatten, wurde für den kommenden Tag zu 
einer Blockade des Flughafens aufgerufen, 
nachdem die Landesregierung zuvor auf 
das Ultimatum der Bls nicht eingegangen 
war, einen Baustopp zu erlassen. Diese 
Blockade-Aktion wurde zu einer der lang- 
wierigsten undumlangreichsten Auseinan- 
dersetzungen zwischen Polizisten und 
Startbahngegnern im Zusammenhang mit 
dem Flughafenausbau. Eine Reihe von 
Faktoren haben zusammen eine Atmo- 


sphäre geschaffen. die die Auseinanderset- 
zungen so Nart und unerbittlich werden 
ließen: 


a) Zum einen war die Landesregierung 
selbst in eine Situation geraten, in der sie 
Härte meinte Zeigen zu müssen. Und das 
nicht nur deswegen, um zu demonstrieren, 
daß sie mt Entschlossenheit die Startbahn 
für die FAG durchzusetzen gewillt ist, son- 
dern auch aus den Grund, weilsie durch die 
große Sympathien besitzende Anti-Start- 


- bahnbewegung grundsätzliche Positionen 


ihres Wertesystems angegriffen sah (es 
drohten Mechanismen außer Kraft gesetzt 
zu werden (repräsentative Demokratie). 
auf deren Funktionieren die Politiker die 
l.cgitimität ihres gesamten Handelns bezo- 
gen). 

b) Eine gewisse Unfähigkeit. sich öffentlich 
argumentativ mit der Startbahnbewegung 
auseinanderzusetzen, kam hinzu. Statt zu 
überzeugen, oder zumindest aul' Vorschlä- 
ge der Startbahngegner einzugehen, das 
Volksbegehren durchführen Zu lassen oder 
ähnliches - wasihregrundsätzliche Position 
noch lange nieht angegriffen hätte-reagier- 
te die Landesregierung mit Beschimpfung 
der Startbahngegner. Kurz vor dem Wo- 
chenende von Großdemonstration und 
Flughafenblockade war eine deutliche Ver- 
schärfung des Tons gegenüber den Start- 
bahngegnern erkennbar. Vorallem der Mi- 
nisterpräsident selbst tatsich hervor: Er zog 
Parallelen zwischen den Startbahngegenern 
und den Nazis. Viele der Demonstranten, 
so Börner, würden, wenn auch unbewußt 
„Nazi-Jargon” verwenden. Wer das Parla- 
ment mit dem Hinweis aufden „Volkeswil- 
len vor Ort” abwerten wolle, dem müsse. so 
Börner, gesagt werden: „Goebbels hat an- 
gefangen von der "Schwatzbude’ zu reden 
und meinte den Reichstag; und am Ende 
stand die Reichskristallnacht“.'* 

c) Hinzu kam, daß es über die Aktionsform 
des gewaltfreien Widerstandes zwischen 
Startbahngegnern und Politikern bezie- 
hungsweise Polizei in Bezug aufdie L.egali- 
tät unterschiedliche Auffassungen gab. Die 
Startbahngegner, zusätzlich durch den als 
Niederlage empfundenen „Nackten-Sams- 
tag” motiviert, wollten ihre Entschlossen- 
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Überstunden 


Von den 1,1 Mio. Finsatzstunden der hessi- 
schen Bereitschaftspolitzeiim Jahre 198 Lent- 
fielen 350.000 aufidie Sicherung des Flugha- 
fenausbaus seit Oktober. (lessische Pohzei- 
rundschau 4/82) 

Die Schutzpolizer leistete bei der Bauarbeı- 
ten-Sicherung auf dem Flughafen ım vergaun- 
genen Jahr 417.436 Überstunden (davon die 
Frankfurter Schutzpolizer 191.501), die Be- 


polizei 94.441 Überstunden (davon Kripo 
Krankturt 29932) chpr 3182) 


heit und Stärke, durch die von ihnen als 
legitimes Kampfmittel angesehene Blocka- 
de des Flughafens und der vor dem l’lugha- 
fen verlaufenden Autobahn demonstrie- 
ren. Für Polizei und Politiker waren diese 
Aktionen Rechtsbrüche. 

Vordem hintergrund dieser Situation wur- 
de am 15. November fast den gesamten Tag 
lang die Autobahn besetzt, sowie teilweise 
der Zugang zum Terminalso blockiert. daß 
keine Reisenden ihre Maschinen erreichen 
konnten. Auch auf der anderen Seite des 
Flughäfengeländes. an der Baustelle der 
dritten Startbahn. griffen tausende De- 
monstranten die Mauer an. Die Polizei 
schien an diesem Tag offensichtlich kräfte- 
mäßig nicht ausreichend präsent zu sein. 
Das Areal. das es zu verteidigen, vor Über- 
griffen zu schützen oder zu räumen galt. 
war zu groß. 


An der Autobahn versuchte die Pohzei die 
Blockade aufzuheben. Sie setzte dazu meist 
mobile Kommandos ein, die mit großem 
technischen Aufwand versuchten, die 
Startbahngegner zu vertreiben. Es ent- 
wickeltesich ein typisches Katz-und-Maus- 
Spiel (in dem die Demonstranten jedoch 
taktische Vorteile besaßen: Wasserwerfer 
können z.B. keine keitplanken überque- 
ren). An der Betonmauer, an der Demon- 
stranten teilweise ungestört Betonstreben 
aus der Mauer brech.ı konnten, weil zu 


wenig Polizisten aul' dem Platz waren, be- 
schränkte sich die verbliebene Polizei auf 
Beschäftigungsaktionen der Demonstran- 
ten und auf den Einsatz technischer Mittel. 
Mit übermäßig starken Tränengasgrana- 
teneinsatz wurde der gesamte Wald einge- 
nebelt. Nach Angaben der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung” hatandiesen Tagdıe 
Polizei 600 Tränengasgranaten abgeschos- 
sen. An diesem Tage wurden auch zum 
ersten mal bei Polizeieinsätzen die „NIC - 
02-81" eingesetzt. eine Übungshandgranate 
wie sie auch beider Bundeswehr verwendet 
wird und wie sie die GSG 9 beim Kampf 
gegen die „Terroristen in Mogadischu” be- 
nutzt hatte. Diese Übungshandgranatedart 
nach einer Dienstanweisung der Bundes- 
wehr nicht in der Nähe von Menschenan- 
sammlungen eingesetzt werden. Am 15. 
November wird diese Blendschockgranate 
mitten in den Wald unter hunderte von 
dieht zusammenstehenden Menschen ge- 
schossen. Polizeisprecher Kraus behauptet 
zunächst. daß derartige Blendschockgra- 
naten „nieht zur Polizeibewaflnung” gehö- 
ren. muß sich aber später korrigieren. Eine 
SEK-Einheit sei mit solchen Wurlkörpern 
ausgerüstet, und zwar „in einer Erpro- 
bungsphase”"”. Acht Übungsgranaten sei- 
enandtesem Tag abgeschossen worden. 

Wasandiesem Tagbegann, solltesich in. der 
lolgezeit fortsetzen. Die Polizei setzte in 
immer stärkerem Ausmaß die gesamte 


1.793 Polizisten für GroßNughafen 


Kür Sicherheitsaufgaben werden nach den 
gegenwärtigen Planungen am künftigen 
Iughafen München 111.793 Pohrurbe- 
dienstete benötigt. Dies Dan das Innenmini- 
sterium errechnet. Nach heutigem Stand 
müßten dafür einschliehlich der Suchkosten 
jährlich rund 98 Mio. DM aufgewendet wer- 
den. Sollte die Personen- und Gepäckkon- 
tolle. die eigentlich Aufgabe der Luftlahrt- 
behörde ser. wegfallen, würden aw GroßMlug- 
haften lediglich 1.138 Polizisten benötigt. 


Aus: Die Bayerische Polizei. Heft 6/1981 


Wer ist schuld: Politiker oder Polizei? 


16. Die Angaben der befragten Beamten/-in- 
nen zu der Frage‘, welchem Personenkreis/ 
Umstand die Schuld zuzuschreiben sei, wenn 
bei außergewöhnlichen Einsätzen polizeiliche 
Maßnahmen sich als unzulänglich erwiesen ha- 
ben, erbrachten folgendes Gesamtbild: 

— politische Führung = 709% 
— polizeiliche Führung = 40,9% 
— polizeitaktische Fehler = 01% 
— mangelnde Ausbildung = 9,4% 
— fehlende Einsatzerfahrung = 12,9% 
— unzureichende Ausrüstung = 25.307 
— keine Angaben = 6,5% 


Das hohe Ergebnis von 70,9 zur ersten 
Teilfrage ist augenfällig. 

Bei der differenzierten Betrachtung wird die- 
ser Durchschnittswert 

— bei den jüngeren Beamten 

(20-35 Lebensjahre) = 68,5% 
und die dienstjüngeren Beamten 
(1-15 Dienstjahre) 

nicht erreicht, aber 

— bei den älteren Beamten 
(über 46 Lebensjahre) 

und die dienstälteren Beamten 
(über 31 Dienstjahr«) 

erheblich überschritten 


= 67,0% 


= 79,0% 


= 81.40 


Bei den lL.aufbahngruppen ergibt sich ein völ- 
tig anderes Bild, hier liegen der 

— mittlere Dienst mit 72.7% etwa über (= 
1,8%: ) dem Durchschnittswert, 

— gehobene Dienst leicht (= 3,5%) und der 
höhere Dienst erheblich (= 40,9%) unterdem 
Durchschnittswert. Im Spartenvergleich er- 
geben sich für die Schurzpolizei 72,6% und 
für die Kriminalpolizei 62.7%.. 

Zur Teillragenach der „unzureichenden Aus- 
rüstung” ergeben sich im Verhältnis zurallpe- 
meinen Betrachtung = 25.3% erhebliche Un- 
terschiede zwischen den Aussagen der 
Schutzpolizei= 28.7°% undder Kriminalpoli- 
za = 10%. ' 


Heranszulesen ist hierzu letztlich noch das 
relativ hohe Ergebnis = 10,9% der Kriminal- 
beamien/-innen. die zu diesem Fragenkom- 
p!ex „keine Angaben” machten. Dieser Wert 
hegt deutlich über dem Mittelwert von 6,5% 


Aus: Hoher MotivationsgradbeiNiedersäach- 
sens Polizei, in: Die Polizei 4/1982 


Das Umtrügeergebnis erlaubt zweierlei 


Schlußfolgerungen: 


Entweder: Die Polizeibeamten verlangen, 
daß die Politiker politische Fragen politisch 
lösen, bevor diese zu polizeilichen werden. 


Breite ihrer technischen Ausrüstung ein. 
Bei immer mehr Demonstranten wuchs die 
Bereitschaft zu militanteren Auseinander- 
setzungsformen. In der „Hessischen Poli- 
zeirundschau“ werden dieStartbahngegner 
mit Begriffen belegt, die sie ausschließlich 
als Rechtsbrecher erscheinen lassen: „Straf- 
tätergruppen“, „Einwirkung der vielenKri- 


Oder. Die Polizeibeamten verlangen, daß die 
Politiker die Verantwortung für Polizeiein- 
sätze klar und deutlich übernehmen, klare 
Einsatzvorgaben machen. sodaßder Polizist. 
wenn er bei der Hausräumung etwa Gewalt 
anwenden muß. die Verantwortung für die 
Dosierung der Gewalt nicht mehr tragen 
muß. 


minellen“, „Umfassende Gewalttätergrup- 
pen“, „größerer krimineller Gruppierun- 
gen“, „Politmob*... °°. Der einzelne Polizist 
muß sich geradezu herausgefordert fühlen, 
die Rechtsordnung gegen derartige Grup- 
pen mit allen Mitten zu verteidigen. 
Gleichzeitig wächst bei den Startbahngeg- 
nern die Wut gegen diekompromißlosstar- 
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re Haltung der Landesregierung und die 
überharten Polizeieinsätze. Die Polizeifüh- 
rung versucht weiterhin Großschlachten zu 
vermeiden. Sie hält an ihren flexiblen Ein- 
satzkonzepten fest. Doch die Ebene der 
Auseinandersetzung und die Atmosphärr, 
in Jer sie stattfand. war nicht mehr im 
geringsten vergleichbar mit der in den er- 
sten Tagen. alsmanander ÖkriftelerStraße 
noch schr behutsam mit den Demonstran- 
ten umging. 

a) Viele Polizisten schen sich als Prüßelkna- 
ben für eine verfehlte Politik. Hessens GdP- 
Vorsitzender, Hansgeorg Koppmann: 
„Leider sind unsere Befürchtungen cinge- 
treten: Wut und Enttäuschung der Start- 
bahngegner über die aus ihrer Sicht miß- 
achtete Bürgerbeteiligung wird auf dem 
Rücken der Polizeiausgetragen... Brokdorl 
und Gorleben sind überhaupt nichts dage- 
gen.” Auch der Bundesvorsitzende der 
GdP, Günter Schröder, sieht die Polizei in 
dieser Situation: „Die Politik hat bei der 
Bewältigung der Themen dieser Gesell- 
schaft versagt... Daß man in Frankfurteine 
zusätzliche Startbahn bauen will, ist seit 
rund zehn Jahren bekannt. Aber die Politi- 
ker und das Parlament, die Entschetdungs- 
träger, haben den Betroffenen nicht klar- 
machen können, daß die Startbahn wirk- 
lich notwendig ıst. Die Politik findet nicht 
mehr im Parlament statt, sondern auf der 
Straße. Da finden sie nur noch Bürger und 
Polizisten und keinen Parlamentarier.” "' 


b) Die Dauer und der Umfang des Einsatzes 
hatten zur Folge, daß die Polizeibeamten 
über lange Zeiten stärksten Belastungen 
ausgesetzt waren. So mußten im Oktober 
1981 allein die Frankfurter Polizisten 
78.000 Überstunden leisten. Auch die Un- 
terbringung der Beamten erinnertemehran 
einen militärischen Feldeinsatz. Nach bis 
zu zwanzig Stunden Dienst täglich mußten 
die Beamten in großen Hallen, ohne Tisch 
und Stuhl auf Sommerliegen lagernd mit 
hunderten Kollegen gemeinsam die Nacht 
verbringen. EsgabnurwenigeToilettenwa- 
gen und, so Koppmann, „eine Pferdeträn- 
ke“ als Waschgelegenheit. Einmal wuchs 
die Unzufriedenheit der Beamten derartan, 


daß sie eine Demonstration durchführen 
wollten: Am 8. November fanden Polizi- 
sten, die an der Startbahn eingesetzi waren, 
in ihrem Essen erbsengroße Kieselsteine. 
Zur Demonstration kam es dann doch 
nicht, aber in einem Flugblatt hieß es: „Im 
Mittagessen der Einsatzkräfte in der Guts- 
leutkaserne werden kırschengroße Steine 
gefunden. Die Wirtschaftsverwaltung hatte 
wohl die billigste Erbsensuppe gekauft. 
Einigen Kollegen platzt der Kragen. Sie 
kippen das Essen auf den Hof der Kaser- 
ne“.”* Die GdP Hessen zieht aus den Ein- 
satzbedingungen den Schluß: Kein Wun- 
der, „wenn die Kollegen nicht wieprogram- 
mierte Roboter reagieren“. Als Ventil für 
ihre Frustrationen nehmen vicle Polizisten 
die Startbahngegner. Die mitzunehmender 
Dauer als immer belastender empfundenen 
Einsatzbedingungen der Polizisten bestim- 
men neben den anderen oben erwähnten 
Faktoren die Einsatzsituation. 


Am 30. Januar 1982 kam es dann zur offe- 
nen Auseinandersetzung im Wald. Die Po- 
lizei sollte das Baulos 2 (den 2. Bauab- 
schnitt) absichern, damit Holzfälter in die- 
sem Bereich mit der Arbeit beginnen könn- 
ten. DieStartbahngegner erklärten, sie wer- 
den diesen Bauabschnitt besetzen. Polizei- 
ketten sperrten zunächst den 10-20.000 De- 
monstranten den Weg. Sie wurden jedoch 
von hunderten von Demonstranten an eini- 
gen Stellen derart angegriffen (Werfen von 
Holzschilden, zu Hunderten auf die Polizi- 
sten losstürmen...) daß ganze Ketten ihre 
Positionen verließen und vor den Denon- 
stranten zurückwichen. Die gesamte Poli- 
zei zogsich zunächst bisan dieschon gebau- 
te Mauer des Baulos | zurück. Die neu 
einsetzende Auseinandersetzung wurde 
vonder „Frankfurter Rundschau“ wie folgt 
kommentiert: „Im Gewirr der gefällten 
Bäume (entstand) eine äußerst gefahrvolle 
Konfrontation, die das Leben bedrohte. 
Nie zuvor hat es in der Bundesrepublik eine 
längere Kette von Kämpfen Mann gegen 
Mann gegeben, die sich aufso vieleRisiken 
einließen.“ Später erklärte Polizeidirektor 
Vogel, man wollte keine „Totalauseinan- 
dersetzung” provozieren, sondern eine 
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„Strategie derBeschäftigung“. Doch an die- 
sem Tag traf diese Aussagenichtzu. Eskam 
zu einer Konfrontation auf breiter Ebene. 
Die Auseinandersetzung führte dazu, daß 
die Polizei ihre flexiblen Strategien weitest- 
gehend außer Kraft setzte. Es wurde nicht 
das Baulos ] gesichert. Man versuchte mit 
Spezialeinheiten die Demonstranten zu 
verunsichern, einzuschüchtern und zu be- 
schäftigen und ansonsten mit dem Zeitfak- 
tor zu rechnen und das Baulos 2 erst dann 
wieder zu besetzen, wenn sich weniger 
Startbahngegner auf dem Gelände befän- 
den. Diesmal gingen die Polizeieinheiten 
auf breiter Front zur Offensive über. Poli- 
zeipräsident Gemmer: DiePolizeihabesich 
ursprünglich auf den Schutz der Mauer um 
das Baulos I beschränken wollen. Doch die 
Aggressivität des harten Kerns der Demon- 
stranten habe eine offensivere Taktik not- 
wendig gemacht.’ Mit großer Härte und 
Entschlossenheit drängten die Polizeiein- 
heiten die Demonstranten vom Baulos 2. 
Kein 'flexible rush’ mehr, was auffiel war 


die außergewöhnliche Aggressivität einzel- 
ner Polizeibeamter und ganzer Einheiten. 
So mußten des öfteren Beamte von ihren 
Einsatzleitern zurückgerufen werden. Be- 
amte schossen Gasgranaten nicht mehr im 
Bogen mit schräg nach oben gerichtetem 
Gewehr auf die Demonstraten, sondern sie 
legten das Tränengasgranaten-Gewehr di- 
rekt aufDemonstrantenanunddrückten in 
Kopfhöhe ab. 

Auch in ihrer Sprache fielen die Polizeibe- 
amten in militärische Begriffe zurück, wie 
sie in den Dienstvorschriften der 60er Jahre 
noch enthalten waren. Da wurde „der Geg- 
ner“ in „der Tiefe des Raumes“ bekämpft, 
wurden Gasgranaten „im Zentrum pla- 
ziert”, und es wurde „dem Gegner gezeigt. 
was wir haben“’’. Wenige Tage später 
meinte Innenminister Gries, man werde 
jetzt „mit einer neuen Taktik“ im Wald 
agieren. „Eine Kapitulation wird es nicht 
geben“, schließlich habeman keine „Schön- 
wetterpolizei“*. Die Auseinandersetzung 
hatte sich auf einen Punkt zubewegt, in der 


Schußwaffengebrauch durch Polizeibeamte bei brutalem Vorgehen 
von Gewalttätern nicht mehr auszuschließen 


Unter dem Eindruck massiver Angriffe auf 
Polizeibeamte am Baugelände der Start- 
bahn-West des Frankfurter Flughafens, 
Ende Januar, erklärte der Bundesvorsit- 
zende der PDB, Benedikt Gregg, in Stutt- 
gart, aus Sicht der PDB sei ein Einsatz der 
Schußwaffe durch Polizeibeamte in Not- 
wehr-Situationen nicht mehr auszu- 
schließen. 


Gregg, der in Frankfurt die in ihrer Brutalität 
nicht mehr zu überbietenden Angriffe ge- 
gen die dort eingesetzten Polizeibeamten 
selbst miterlebt hatte, würdigte das beson- 
nene Verhalten der Polizeibeamten bei 
schwerster Einsatzbelasiung. Man müsse 
sich wundern, so erklärte Gregg, daß bei 
rücksichtsiosen Attacken gewalttätiger De- 
monstranten mit Axten, Molotowcocktails, 


Eisenstangen und anderen gefährlichen 
Wurfgeschossen die Polizeibeamten die 
Nerven und in selbst lebensbedrohenden 
Situationen nicht von der Schußwaffe Ge- 
brauch gemacht hätten. 


Nach Auffassung der PDB war bei dem 
Frankfurter Polizeieinsatz der Punkt er- 
reicht, wo Polizeibeamte ernsthaft um 
Leben und Gesundheit bangen mußtenund 
bei der Aggressivität der Gewalttäter dıe 
Nerven hätten verlieren können. 


Gregg will seine Aussage auch als War- 
nung an die Adresse derjenigen verstan- 
den wissen, die bei ihren gewalttätigen 
Attacken selbst tödliche Folgen auf sei- 
ten der Polizei in Kauf genommen 
hätten. 


POLIZEISPIEGEL ‚3/ 1982 ‚5,61 
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die Polizei nicht mehr nur allein flexiblen 
Einsatzkonzepten folgte. Aktionen umfas- 
senden Ausmaßes mit paramilitärischem 
Charakter waren mit in das Handeln der 
Polizeieinheiten integriert worden. Statt 
vom „Auf-keinen-Fall-als-sture-unbeweg- 
liche-Polizei-auftreten” (vgl. Fußnote 7) 
wird jetzt davon gesprochen, keine „Schön- 
wetterpolizei” zu sein. 


Zumindest für den Startbahnkontlikt kann 
man nach sechs Monaten andauerndem 
Konflikt vorläufig festhalten: 

— Die Auseinandersetzungen zwischen 
Protestgruppen und Polizei im offenen Ge- 
lände tragen ihren eigenen Charakter. Zum 
einen ist die soziale Zusammensetzung der 
Bürgerbewegung meist breiter als in der 
Stadt. Zum anderen geht die Auseinander- 
setzung um ein Objekt. das für die Protest- 
bewegung großen Symbolgehalt besitzt. 
Schließlich sind nicht nur dadurch auch die 
Bedingungen des Polizeieinsatzes etwas an- 
ders als in der Stadt. Die Polizei hat meist 
die Aufgabe, das umstrittene Objekt gegen 
Angriffeabzusichern, oder das besetzteOb- 
jekt zu räumen. Hinzu kommt die große 
Dauer des Einsatzes mit den zusätzlichen 
Belastungen für die Polizisten. 


— In dieser Situation wendet die Polizei 
diverse flexible Einsatzkonzeptcein, umihr 
Handlungsziel zu erreichen. Das kann so- 
wohl die Anwendung offensiver Hand- 
lungsweisen bedeuten (flexible rush) als 
auch verteidigender, absichernder (flexible 
blocking). 


— Der Ulmfangund das Ausmaß, indemdie 
jeweiligen flexiblen Konzepte angewendet 
werden, hängen von den vielfältigen Um- 
feldfaktoren ab, von der Atmosphäre in 
dem der Einsatz stattfindet (politische Si- 
tuation, Legitimationsprobleme, Einsatz- 
ziel, Stärke der Protestbewegung...). Im 
Startbahnkonflikt wurde diese Atmosphä- 
re spürbar schlechter und führte mit zur 
Eskalation. 

Es wurde Politik immer mehr abgelöst 
durch die Konfrontation vor Ort. In dem 
Ausmaß, in dem sich die Politiker immer 
stärker aul' die Polizei verließen statı auf 


ihre eigene Überzeugungskraft, wurden 
auch die Startbahngegner militanter. Es 
entstand im Laufevon Monateneine Atmo- 
sphäre, in der die flexiblen Einsatzkonzepte 
zu immer härteren Polizeiübergriffen führ- 
ten. 


— Schließlich eskalierte die Situation so, 
daß die Polizei von den flexiblen Konzepten 
zeitweise abwich, und ans Militärischeerin- 
nernd Großaktionen auf breiter Front in 
ihr Handeln mit einbezog. Kennzeichnend 
für diese Aktionen warauch der umfangrei- 
che Materialeinsatz. 


' Material hierzu vgl.: RFFÜ.dju (Hg.): Vorzen- 
siert und rausgeprügelt - Dokumentation über 
die Behinderung von Journalisten bei der Räu- 
mungdes Baugeländes für dieStartbahn I8 West 
am Frankfurter Rhein-Main-Flughafen. 


"vgl. z.B. Horst Karasek: Das Dor lim Flörshei- 
mer Wald - Eine Chronik von alltäglichem Wi- 
derstand gegen die Startbahn West. Darmstadı/ 
Neuwied 1981. 


"aus: Hessische Polizeirundschau. Heft 1, 1982. 
s.2 


"aus: Hessische Polizeirundschau, Heft 10, 1981, 
S.2. 


“aus: Frankfurter Rundschau vom 8. Oktober 
1981. 


® aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. 
Oktober 1981. 


’ Gemmer, Karl-Heinz: Gespräch mit einer 
Schweizer Beobachtergruppe; in: Der Konflikt 
um die Frankfurter Flughafenerweiterung - Be- 
richt einer Schweizer Beobachtergruppe, Basel 
0.J.,5.50. 


® aus: Frankfurter Rundschau vom 8. Oktober 
1981. 


® aus: Frankfurter Rundschau vom 13. Oktober 
1981. 


10 aus: Ebenda. 


!" aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 8. 
Oktober I981. 
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': aus: Der Spiegel vom 19. Oktober 1981. 


!Y aus: Hessische Polizeirundschau vom 6. No- 
vember 1981. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom6. November 
1981. 


'‘ Zeugenaussagen vom 29. Novenber 1981. Die- 
se Zeugenaussagen wurden am 30. November 


1981 von der „Bunten Hilfe“ in Frankfurt auf 


einer Pressekonferenz im Club Voltaire vorge- 
stellt. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom I. Dezember 
1981. 


!" aus: Hessische Polizeirundschau, Heft 12, 


1981,8.8. 


'* aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13. 
November 1981. 


aus: die tät vom 11. Dezember 1981. 


dokumentiert mit 270 Fotos 2 J. Platzbeset- 
zung, das Hüttendorf, die Räumungsaktio- 
nen 1981/82, die erneuten Platzbesetzungs- 


versuche, die Volksbegehren-Demo der 
150.000, die Flughafenblockaden bis zu den 
Aktionen gegen die Fiughafen- ‚Schandmau- 
er’ im Frühling 1982. Acht Interviews be- 
schreiben Erfahrungen, Lernprozesse und 
Radikalisierung aktiver Bürger. — 108 Seiten 
Vierferb-Umschlag, 15 DM - in 
linken Buchläden, oder direkt bei: 
B. Kretschmann, Jungstr. 11, 
6 FFM 90, Tal.: 0611/77 13 84 


2 


aus: Hessische Polizeirundschau, Heft 12, 
1981,8.2. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom6. November 
1981. 


"" aus: Stern vom 28, November 1981; vgl. auch: 
Deutsche Polizei. Heft 12, 1981,8.3. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom 28. Novem- 
ber I9R1. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom6. November 
1981. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom I. Dezember 
1981. 


" aus: Frankfurter Rundschau vom I. Dezember 
1981. 


"aus: Frankfurter Rundschau vom 23. Februar 
1982. 


— 


Literatur gegen die Startbahn-W est 


Inzwischen gibtes eine ganze Reihe Bücher zum 
“Thema Startbahn West. Ein Teil davon (mit ® 
gekennzeichnet) wurde in Zusammenarbeit mil 
der Bürgerinitiative gegen die Flughalenerwei- 
terung und der AG Volksbegehren herausgege- 
ben und dient zur Finanzierung des Widerstan- 
des, die anderen sind Veröflentlichungen auf 
eigene Rechnung der Autoren und Verlage. 


„Keine Starbahn West”, Argumente, Bilder und 
Berichte. Bl gegen die Flughalenerweiterung. 2. 
erweiterte Auflage, Verlag 2000, DM 13-09 


Im Herbst 1982 erscheint in Zusammenarbeit 
von Bl und Verlag 2000 ein zweiter Band Keine 
Startbahn West” - Erfahrungen, Analysen, Per- 
spektiven. 


„Keine Startbahn West”, Buch und Toncasset- 
te, Neiwork und BI, DM 19,80 (*) 


Oktobertage, Berichte vom Widerstand bis 
Herbst 80, DKP (vergriffen) DM 10,- 


Keine Startbahn West! -"Protestbewegung in 
einem überlasteten Ballungsraum, Marxismus 
aktuell, DM 12,50 
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Das Dorf im Flörsheimer Wald, H. Karasek. 
Sammlung Luchterhand. DM 9.80 


Trotzdem gehört uns der Wald, Volker Luley. 
Saalbau Verlag. DM 30,- 


Es ist nie zu spät. Pfarrer K. Oeser, Verlag 
Gesundleben. DM 7.80 


Bilder einer Räumung. Foto- undDokumentat- 
ionsband zur Räumung des Hüttendorfis, Ms- 
Verlag. DM 16.-(*) 


Der Konflikt um die Frankfurter Flughafener- 
weiterung, Bericht einer Schweizer Beobach- 
tungsgruppe über die Auseinandersetzungen 
mit der Polizei. BI. DM 3.-(*) 


Vorzensiert und rausgeprügelt. Dokumenta- 
tion über die Behinderungen von Journalisten 
bei der Räumung des Baugeländes RFFÜ und 
dju mn der 1IG Druck und Papier, DM 3.- 


Frankfurt Rohrbachstraße. Dokumentation ei- 
nes Polizeiüberlalls aufeine friedliche Demon- 
stration in Frankfurt. DIE GRÜNEN im Rü- 
mer. DM S.-(*) 


Bürger im Widerstand. 170 Bilddokumente 
1977-81 Starıbahn West. Biblis, Diemelstadt/ 
Volkmarsen. 2 Jahre BS-Dammbesetzung. B. 
Kretschmann. DM &.- €) 


Starıbahn West. Fotos und Interviews. Hg. B. 
Kretschmäann. Frankfurt (1982), D. 15.- (*) 


Arbeitsplätze und Strukturpolitik eine Auswer- 
tung der l.andtagsanhörung, BI Walldorf. DM 
4-0") 


Verkehrsnutzen und Alternativen zur Start- 
bahn West. Bl (vergrillen), DM 4.-(*) 


Begründung des Gesetzentwurles zum Volksbe- 
gehren „Keine Startbahn West”, die bisher 
gründlichste Argumentesammlung, AG Volks- 
begehren, DM ?22.- (*) 


Eine ausführlichere Literaturliste findet sich in: 
Zerstörte Umwelt - Bedrohtes Leben. Materia- 
lien zur Weiterbildung 81 (FHS Wiesbaden/ 
Stadtbücherei Rüsselsheim) 


Verlag 2000 
Postfach 591 
6050 Offenbach 4 


”Keine Startbahn West” 
Argumente, Bilder und Berichte 


N 
‚ Vertag 2000| 


Das Buch gibt einen Überblick über den öko- 
nomischen Nutzen der Startbahn West, mög- 
liche Alternativen zur Erweiterung der be- 
stehenden Bahnen unddie ökologischen Folgen 
des Projektes. Es informiert über die Breite 
der Bewegung, über die Lernprozesse inner- 
halb des jahrelangen Kampfes der Bürgerini- 
tiativen sowie über das Verhalten der Parteien 
und Verbände in dieser Auseinandersetzung. 
Wir, die im Kampf gegen die Flughafenerwei- 
terung stehenden Bürger der Region, wollen 
mit dem Aufzeigen der Widerstandsformen, 
die vom Hüttenbau bis zum Volksbegehren 
reichen, zugleich all denen Mut machen, die 
an anderen Orten der Bundesrepublik im 
Kampf gegen menschen- und umweltfeind- 
liche Entwicklungen stehen. 

204 Seiten, DM I3,— 


Vom Knüppel zum Computer: 
Der neue Meldedienst 


„Landfriedensbruch und verwandte 
Straftaten“ 


Am 29. April 1982 beschloß die Konferenz 
der Innenminister der Länder und des Bun- 
des Richtlinien für den kriminalpolizeili- 
chen Meldedienst „Landfriedensbruch und 
verwandte Straftaten”, Der Meldedienst 
soll zunächst probeweise für zwei Jahre 
eingerichtet werden. Ziel ist durch zentrale 
Sammlung und Auswertung von Frkennt- 
nissen überregional oder steuernd handeln- 
de Straftäter und Tatzusammenhänge zu 
erkennen und dadurch Hinweise für die 
Verhütung von Straftaten” zuermöglichen. 
(Nr. der Richtlinien) 

Der Störer-Meldedienst zeigt den Zusam- 
menhang zweier nur scheinbar isolierter 
Elemente der Polizeientwicklung der let7- 
ten Jahre: der Kontrollstellenregelung aus 
dem Musterentwurf’bzw. den entsprechen- 
den Länderpolizeigesetzen und den neuen 
Informationstechnologien der Polizei. 

Die Funktionsweise des Meldedienstes be- 
ruht auf den allgemeinen Planungen für die 
polizeitichen Informationssysteme. die be- 
reits vor Jahren entworfen wurden. Als 
erste Stufe dieser Planungen wurde 1972 im 
Rahmen von INPOL das polizeiliche Fahn- 
dungssystem nach gesuchten Personen auf 
EDV-Basis umgestellt (Fahndungsabfrage 
über Terminal). Im Zuge der Terrorismus- 
Bekämpfung wurde das neue Fahndungs- 
system für die Überwachung von Terroris- 
mus-Verdächtigen und Kontaktpersonen 
eingesetzt (sog. BEFA K 7). Der neue Stö- 
rer-Meldedienst schafft einebundeseinheit- 
liche Grundlage die Kontrollpotenz von 
INPOL auch auf Demonstrationen auszu- 
dehnen. 

Innerhalb der Innenministerkonferenz.häat- 
te es Widerstände gegen diese Ausweitung 
eines erstmals für die Terroristenfahndung 
verwandten Kontrollkonzepts gegeben. 
Übrig blieb davon die Ankündigung des 
Hamburger Innensenators Pawelzyk. daß 
von Hamburg aus der Meldedienst nıcht 
mit Daten beliefert werden würde. Auch die 
Datenschutzbeauftragten ließen ihre Be- 
denken fallen, die sie gegenüber früheren 


Vorschlägen zum Meldedienst noch geäu- 
Bert hatten. 


Zur Vorgeschichte der Richtlinien 

Unter dem Eindruck der Demonstrationen 
der Anti-AKW-Bewegung beschloß 1977 
die AG Kripo (die Arbeitsgemeinschaft der 
l.eiter der Landeskriminaläniter und des 
Bundeskriminalamtes). beim Bundeskri- 
minalamt einen Meldedienst „Gewalttätige 
Störer” einzurichten. Vonden Länder-Polı- 
zeien sollten dem BKA Personen gemeldet 
werden, „die an der Vorbereitung oder 
Durchführung von gewalttätigen Demon- 
strationen, insbesondere gegen den Bau 
und BetriebvonKernkraftwerken. beteiligt 
oder dieser Handlungen dringend verdäch- 
tig sind”. 

Bis 1979 wurden dem BKA die Daten von 
800 Personen gemeldet. Das BKA fertigte 
über diesen Personenkreis sog. „Erkennt- 
nismappen” an. die nähere Angaben über 
den Grund der Meldung, KI’Z-Daäten. 
möglchst auch Lichtbilder der Betroffenen 
enthielten. Folet man demtersten) „Bericht 
des  Bundesinnenministeriums”, dann 
wurden diese Erkenntnismappen jedoch 
nicht an die Landeskrimmnalämter ver- 
sandt. Der Journalist Karl-Heinz Krumm 
von der Frankfurter Rundschau wußte zu 
berichten. daß Bundesinnenminister Baum 
die Beseitigung der beim BKA gesammel- 
ten Daten angeordnet hatte‘. 

Schon damals gabesUlnklarheiten über dien 
in dieser Kartei zu erfassenden Personen- 
kreis bzw. die zu erfassenden Delikte. Dar- 
über hinaus besaß die Einspeicherung in 
das System PIOS beim BKA einen grund- 
sätzlichen Mangel, der die unmittelbare 
Nutzung der gespeicherten Daten nur sehr 
begrenzt zuließ. PIOS ist innerhalb.des poli- 
zeilichen Inlformationssystems INPOTL ei- 
gens abgeschottet. Abfrageberechtigt sind 
nur wenige Stellen innerhalb der Landes- 
kriminalämter, die Mehrzahl der Polizeibe- 
amten ist vom Zugang zu PIOS ausge- 
schlossen. Bei Kontrollen im Vorfeld von 
Demonstrationen war es deshalb nicht 
möglich per Computer-Abfrage aul’ den 
gespeicherten Personenkreis bzw. andere 
Daten wie KFZ-Nummern zurückzugrei- 
fen. 
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1981 wurde der Meldedienst wieder aufge- 
nommen. diesmal mit schon erweiterter 
Aufgabenstellung: gemeldet werden sollten 
dem BKA alle Personen, gegen die „im 
Zusammenhang mit politischen Aktionen” 
ermittelt wird oder die zur Gewalt aufriefen 
oder Gewalt verübten®. Anlıng 1982 waren 
im Bestand „Gewälttätige Störer” bereits 
7.453 Personen zentral beim BKA erfaßt. 
Das BKA, vonder Innenministerkonlerenz 
dazu aufgefordert. legte dieser eine bisher 
unverölfentlichte Analyse vor!” 63° also 
4.621 Personen, waren aufgrundvon Haus- 
triedensbruch bei Hausbesetzungen gemel- 
det worden. 28° also 2.087 Personen. wi- 
ren im Zusammenhang mit Demonstriutio- 
nen gemeldet und der Rest von 10% (745 
Personen) als sog. Mischtäter, die sowohl 
als Hausbesetzer als auch bei Demonstra- 
tionen erfaßt worden waren. 

Das Hauptaugenmerk der Polizei lag auf 
dem Personenkreis, dessen personelle Sc- 
lektion sie sieh aus den insgesamt erfalsten 
Personen erhoffte: den „reisenden” md 
mit.gelährlichen Gegenständen” ausgerü- 
steten Kreis von Personen. Entlarvtsollten 
jene Kreise werden. die-so der Vorsitzende 
der Innenministerkonferenz Barschel- aut 
nationaler, sogar internationaler Fbeneun- 
ruhestiftend in Demonstrationen eingrit- 
fen. die Gewalttatigkeiten und Übergriffe 
organisierten und über Funk leiteten”." 
Die BKA-Analyse filterte insgesamt 162 
„reisende” Täter heraus, von denen ledie- 
ieh +1 zugleich als .reisend” und „gewäalttä- 
te” definert werden konnten. Unbekannt 
ist freilich. ob diese Selektion erst dureh die 
zusammenfäassende Auswertung des BKA 
ermöglicht worden ist, oderobnicht bereits 
die Ränderpolizeien selbst aufgrund vige- 
nen Wissensstandes (7.B. Festnahme emer 
anderswo wohnhaft gemeldeten Person 
etc.) dieentsprechende Einordnung vorge- 
nonmen Matten. 

Es war insbesondere auf Grund dieser Zah- 
lenlage der NRW-Innenminister Schnoor, 
der neben rechtlichen Bedenken an der 
Brauchbarkeit des neuen Meldedienstes 
zweilelte. Der Hamburger Innensenator 
Pawelczyk lehnte ihn darüber hinaus auch 
„aus politischen Gründen” ab.’ (FR 
13.1.82) 


Zum Problem war geworden, daß die Poli- 
zeien der l.änder ihre Meldungen ohne ir- 
gendwelche näher benannten Kriterien vor- 
nahmen und - wie geschehen - allein die 
Tatsache, in einem besetzten Haus ange- 
trolfen worden zu sein, zur Meldung an das 
BKA führte. Die neuen Richtlinien wollen 
hier präzisere Anleitung geben und schlie- 
hen 7.B. den Tatbestand des Hauslriedens- 
bruch von der Meldung aus. 

Für das BKA sind die bisherigen mageren 
Erkenninisseüberdie „reisenden Gewaälttä- 
ter” hingegen kein Anlaß, um ander grund- 
sätzlichen Brauchbärkeit des Meldedien- 
stes zu zweileln. Dort meint man, daß die 
magere Ausbeute vor allem darauf beruhe, 
daß bisher keine systematische Identifizie- 
rung reisender Störer vorgenommen Wwor- 
den ser. Gerade hierin liegt aber dieeigentli- 
che Bedeutung der neuen Richtlinien vom 
April. Denn nur zu einem Teil fixieren die 
Richtlinien bisherige Praxis. nämlich so- 
weites um die Meldungen an das BKA und 
zentrahsierte Auswertung geht. 
Neue Praxis schaffen die Richtlinien hinge- 
gen mit der Aufnahme der gemeldeten Per- 
sonen in den automatisierten Fahndungs- 
bestand von INPOFL. 

Daß die Richtlinien am Tage nach ihrer 
Bilheung durch die Innenministerkonfe- 
renz ın der Franklurter Rundschau veröf- 
fentlicht worden sind, dürfte für viele Poli- 
zeipraktiker und Ministeriale eine UÜnge- 
heuerlichkeit bedeuten. Dies kann man 
daran ermessen, daß sogar der Baden- 
Württembergische Datenschutzbeauftrag- 
ten Leuze - entgegen der gesetzlichen Mitiei- 
lungspflicht im Datenschutzgesetz7 - vom 
L.andeskriminalamt in Stuttgart die Ein- 
sicht in bereits bestehende Planungen und 
Beschlüsse über die Einführung des Melde- 
dienstes verweigert worden ist.‘ 

Auch der Berliner Innensenator hat noch 
im Herbst letzten Jahres eine entsprechen- 
de Parlamentarische Anfrage damit beant- 
wortet, daß ihm die Existenz von „Störer- 
Dateien” gänzlich unbekannt sei.” Die Ver- 
öffentlichung der Richtlinien reiht sich ein 
in die Bemühung um mehr Transparenz im 
Sicherheitsbereich. wie sie seit Amtsantritt 
des FDP-Innenminister Baum festzustellen 
ist. Weiterblickende Polizeipraktiker be- 
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nennen aber auch deutlich die daran ge- 
knüpfte Hoffnung, nämlich der Polizei 
„Entlastungsansätze“ zu schaffen, die sie 
dem öffentlichen Druck der Datenschutz- 
diskussion entheben sollen.” 

In diesem Sinn dürfte auch die für die Öf- 
fentlichkeit gedachte Umbenennung des 
Meldedienstes „Gewalttätige Störer“ in 
Meldedienst „Landfriedensbruch undähn- 
liche Straftaten“ zu verstehen sein, 


Das Handlungsscenario der neuen Richtli- 
nien 


a) Welche Personen werden dem BKA gemel- 
det? 

Nimmt man dic Verlautbarungen des BKA 
zur Grundlage, dann müßten bei Anwen- 
dung der neuen Richtlinien 80%. der bisher 
gemeldeten und beim BKA erfaßten Perso- 
nen wieder aus den BKA-Dateien entfernt 
werden.'' Hierin macht sich insbesondere 
die Ausklammerung des Hausfriedens- 
bruchs bemerkbar. Wovon sich die Richtli- 
nien leiten lassen, das ist der Versuch, an- 
hand des Gewalt-Kriteriums den Melde- 
Fluß zum BKA zu steuern. Darunter fällt 
der Straftatbestand des Landfriedens- 
bruchs (der regelmäßig bei unfriedlichen 
Demonstrationen verwirklicht ist), ebenso 
wie andere Fälle von Gewalteinsatz auch 
gegen Sachen, bis hin zur Störung „einer 
der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
dienenden Einrichtung“ oder gar der der 
„Herbeiführung ciner Explosion durch 


Kernenergie“ (2.1 der Richtlinien 88 126 , 


Abs.I Nr. 6 und 7, 316b Satz I Nr.3, 310b 
Strafgesetzbuch). Die Richtlinien differen- 
zieren nicht nach den jeweiligen Absichten 
der Akteure, sondern knüpfen den Melde- 
vorgang allein daran, daß „die Tat ineinem 
örtlichen, zeitlichen undsachlichen Zusam- 
menhang mit einer politisch bestimmten 
öffentlichen Versammlung oder einem sol- 
chen Aufzug steht“ (2. der Richtlinien). Sie 


sind damit offen für alle Formen der Aus-. 


einandersetzung, ob es sich wieaugenblick- 
lich um Hausbesetzungen oder die Anti- 
AKW-Bewegung handelt, oder auch Ar- 
beitskämpfe. 

Die Richtlinien beschränken sich nicht auf 
die Meldepflicht für unmittelbare körperli- 


che gewalthafte Auseinandersetzungen, 
sondern dehnen die Meldepflicht auch auf 
Meinungsdelikte aus. Jede öffentliche Mei- 
nungsäußerung, dieals „Aufforderung“ zur 
Begehung der vom Meldedienst umfaßten 
Straftaten aufgefaßt wird, ist von nun an 
dem BKA zu melden (2.4 der Richtlinien). 
ie. 2 4 u =) 
Hübner erbost 

Erst aus der Zeitung habe er erfahren, daß 
jetzt ein Ermittlungsverfahren gegen ihn ein- 
gestellt wurde, meinte Polizeichef Hübner. 
Erbost sei er über diesen Stil der Staatsan- 
waltschaft. Ermiltelt worden war gegen Hüb- 
ner wegen Strafvereitelung. Er hatte sich ge- 
weigert, besetzte Häuser sofort zu durchsu- 
chen } 

TAZ Bin. 7.1.82 


Die Regelung, daß erste Voraussetzung der 
Meidung die Einleitung eines Ermittlungs- 
verfahrens scin soll, ist nur einescheinbarc 
Begrenzung. Inder Regelcrfährtein Betrof- 
fener nur dann etwas von einem gegen ıhn 
gerichteten Ermittlungsverfahren, wenn es 
zur öffentlichen Anklage gebracht worden 
ist. Darüber hinaus hater keinerlei gesetzli-, 
chen Anspruch auf Unterrichtung, nicht 
einmal dann, wenn das Ermittlungsverfah- 
ren eingestellt worden ist. Damit hat die 
Polizei einen autonomen Raum der Ver- 
dachtsbestimmung ohne Wissen und Ein- 
wirkungsmöglichkeiten des Betroffenen. 
Die Richtlinien sehen zwar eine Pflicht zur 
Löschung bei Einstellung von Ermittlungs- 
verfahren vor, wann freilich ein Ermitt- 
lungsverfahren einzustellen ist, liegt allein 
im Entscheidungsbereich der Polizei (und 
nur am Rande auch der Staatsanwaltschaft). 


b) Die Übernahme in den INPOL-Fahn- 
dungsbestand 

Die Übernahme der Personen- und auch 
KFZ-Daten der beim BKA erfaßten Perso- 
nen in den INPOL-Fahndungsbestand 
stellt die eigentliche Neuerung des Melde- 
dienstes dar. Bisher waren ım Fahndungs- 
bestand, der von jedem INPOL-Terminal ab- 
fragbar ist, vornehmlich die Daten von zur 
Festnahme mit Haftbefehl gesuchten Perso- 
nen, von Zahlungsunwilligen, die nicht 
mehr auffindbar sind, von auszuweisenden 
Ausländern, von Vermißten etc. Angaben 
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über frühere Ermittlungsverlahren, sonsti- 
ge Straftatverdächtige waren - zumindest 
dem Prinzipnach- nurden jeweiligen ermil- 
telnden  Potizeidienststellen zugänglich. 
Durch die Übernahme des vom BKA ausge- 
filterten Personenkreises in den INPOL.- 
Fahndungsbestand werden nun erstmals in 
großer Zahl allein auf polizeilichen Ver- 
dachtsstrategien beruhende Informationen 
zum Ausgangspunkt von gegen einzelne 
gerichteten Polizeimaßnahmen. Je nach- 
dem, in welchem Teil der Bundesrepublik 
Demonstrationen zu erwarten sind. erhal- 
ten die regionalen Polizeidienststellen mit 
Zustimmung ihres Landes-Innenministers 
die Möglichkeit, mittels INPOL-Abflrage. 
Personen daraufhin zu überprüfen, ob sie 
im Bestand des BKA enthalten sind. Das 
INPOL-Svstem ermöglicht diesen regional 
beschränkten Zugriff auf Daten des Bun- 
deskriminalamtes. Damit gewinnt der Mel- 
dedienst unmittelbar operative Bedeutung 
für die Polizei. „Nur Dateien anzulegen. um 
nachher lediglich feststellen zu können. dal 
der Müller oder der Meier dort erfaßt ist, 
während dieGewalttatlängst geschehen ıst. 
ohne daß die nächste verhindert werden 
konnte. bringt natürlich nichts” - so der 
hessische Innenminister Gries im Landtag. 
„Der Polizist muß ganz konkret wissen. was 
er mit einer solehen Information, wenn er 
sie bekommt. tun kann und tun muß." 
Die Antworten. die die Richtlinien geben. 
verdecken cher das Problem, als daß sie es 
lösen. Sie weisen die Beamten an zur „Kon- 
trolle, soweit nach Pohzeirecht zulässig”. 
sie schreiben eine besonders sorgfältige 
Kontrolle auf „Gegenstände ... dieeineun- 
friedliche Teilnahme oder Störung der Öf- 
fentlichen Versammlung oder des Aufzuges 
befürchten lassen”. vor und mahnen, daß 
Eingriffsmaßnahmen nicht allein 
Grund der Fahndungsnotierung getroffen 
werden dürfen (5.3 der Richtlinien). 

Bei realistischer Sicht läßt sich dies jedoch 
nur verwirklichen, wenn das Gros der De- 
monstrationsteilnehmer selbst dem polizeili- 
chen Computer-Abgleich unterworfen 
wird. Um den neuen Meldedtenst über- 
haupt zur Wirkung bringen zu können, 
muß die Polizei ihre Kontrollmaßnahmen 
auf den Anfahrtswegen beginnen und den 


auf 


gesamten fließenden Verkehr überwachen. 
Autos müssen angehalten werden, die Per- 
sonäalien der Insassen abgeglichen werden, 
un den als gefährlich definierten Personen- 
kreis herausfiltern zu können. Das rechtli- 
che Instrumentarium hierfür stellt der Mu- 
sterentwurf Polizeirecht bereit, der die Ein- 
richtung von Konrrollstellen, dieKonitrolle 
und Duchrsuchung erlaubt. ohne daß ci- 
gens Verdachtsgründe gegen einzelne Per- 
sonen nachgewiesen werden müssen. VOT- 
sieht. Bei der Kalkar-Demonsträation 1977 
hatte die Polizei gezeigt. daß sie zu deran 
umfänglichen Kontrollmaßnahmen in der 
L.age ist. Im Vorfeld der Demonstration 
wurden knapp 150.000 Personen und 
75.000 Kraftfahrzeuge kontrolliert. 

( CHIP Null-Nummer, März 1978) 


445 Personen selt Halg- 
Besuch in Gewahrsam 
genommen 


Seit dem Besuch des amerikanischen 
Außenministers Alexander Haig Im Sep- 
tember vergangenen Jahres sind insge- 
samt 445 Personen aufgrund des allge- 
meinen Gesetzes zum Schutz der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung (ASOG) 
vorü In Gewahrsam genom- 
men worden. Durch diese Maßnahmen 
könnten gewalttätige Ausschreitungen 
im Zusammenhang mit Demonstratio- 
nen erheblich reduziert werden, heißt es 
in dem Bericht des Senats. 

dpa 
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Eine nur vermeintliche Einschränkung ıst 
der oben schon genannte Hinweis in den 
Richtlinien, daß Eingriffsmaßnahmen al- 
fein aus der Fahndungsnotierung nicht her- 
geleitet werden dürfen. Eshatindenletzten 
Jahren in der Bundesrepublik kaun eine 
größere Demonstration gegeben, die nicht 
von einem Tage oder Wochen vorher ein- 
setzenden „Erkenntnis"-Karuself begleitet 
waren, in dem durch Hinweise oder Er- 
kenntnisse der Sicherheitsbehörden die Er- 
wartung gewalttätiger Auseinandersetzun- 
gen verbreitet wurden. Aul’ Grund solcher 
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Hinweise befanden es auch schon Gerichte 
zulässig, anfahrende Busse noch hundert 
Kilometer vor dem cigentlichen Demon- 
strationsort anzuhalten, zu durchsuchen 
und auch schon solange festzuhälten, daß 
eine Teilnahmean der Demonstration nicht 
mehr möglich war.!' 


Hatte bisher schon das Mittel umfassender 
Durchsuchungen potentieller Demon- 
stranten und ihrer Kraftfahrzeuge kaum 
zur Verunmöglichung von A useinanderset- 
zungen geführt, so bietet dieÜbernahme in 
den Fahndungsbestand die Möglichkeit. 
„mutmaßliche Haupträdelsführer” in Vor- 
beugehaft zu nehmen. Dies wird schon seit 
einiger Zeit in den polizeilichen Fachzeit- 
schriften diskutiert,'* ist auch rechtlich 
durch das Bundesverwaltungsgericht(Vor- 
beugehaft für R. Dutschke) bereits 1974 
gebilligt worden, und auch in Jüngster Zeit 
von der Polizei wieder praktiziert worden 
(Verhaftung von ca. 80 Personen vor Be- 
ginn der Haig-Demo ın Berlin, Sept. 8)). 
Die Möglichkeit des selektiven Herausgrei- 
fens einzelner Personen ist aufdem Hinter- 
grund bisheriger Praxis das neue polizeili- 
che Handlungselement, das durch den Mel- 
dedienst und die Eingabe in den INPOL.- 
Fanhdungsbestand eröffnet wird. 


Noch zwei Jahre bis 1984 

Über eine Gefahr, die das mit dem Störer- 
meldedienst verbundene technische Instru- 
mentarium bietet, schweigen sich dieRicht- 
linien aus: Nämlich die technisch gegebene 
und von der Polizei auch schon genutzte 
Möglichkeit, die INPOL-Anfragen nach 
kontrollierten Personen auch zu protokol- 
lieren. Die Protokollierung ermöglichte es 
der Polizei, sich ein umfassendes Bild über 
die personelle Zusammensetzung von De- 
monstrationen zu machen und zugleich den 
„Kern von gewalttätigen Störern“ heraus- 
zufiltern. Diese Protokollierung hätteeinen 
ähnlichen Effekt wie die Rasterfahndung. 
Bei der Rasterfahndung ging es der Polizei 
nicht um die Speicherung sämtlicher Ener- 
giekunden, sondern um die Herausfilte- 
rung von bestimmten „Merkmalsträgern“. 
Man kann der Polizei ruhigabnehmen, daß 


es ihr nicht um die Speicherung aller als 
Demonstranten auffälligen Personen geht. 
Wie bei der Rasterfahndung reicht aber 
schon eine zwischengeschaltete Speiche- 
rung aller aus, um den „Kern reisender 
Gewalttäter” zu selektieren. Nur Nieder- 
sachsen protokolliert bisher sämtliche 
Fahndungsanfragen. Ansonsten lehnt die 
Polizei die Protokollierung aller Anfragen 
als unökonomisch ab. Im eingegrenzten 
Bereich von Demonstrationen wäre die 
Protokollierung allerdings keine Frage der 
„Okonomie” mehr. Bei aller Ausführlich- 
keit im einzelnen. bei allen feststellbaren 
Versuchen das polizeiliche Handlungspro- 
fil festzuschreiben und zu vereinheitlichen, 
gehen die Richtlinien mit keinem Wort auf 
die Frage ein. 

Aber auch ohne diesen Effekt schreiben die 
Richtlinien ein auf Kontrolle und Verdacht 
beruhendes polizeiliches Handlungsprofil 
vor Der Streit darum. welcher Personen- 
kreis in den Meldedienst aufgenommen 
wird, welcher Personenkreis inden INPOL- 
Fahndungsbestand zeitweilig übernom- 
men werden kann, ist nur von untergeord- 
neter Bedeutung. Nicht nur, weil Richtii- 
nien als innerexekutive Verwaltungsvor- 
schriften jenach politischer Groß wetterla- 
ge abgeändert werden können, nicht nur. 
weil einzelne Länderpolizeien ihre Fahn- 
dungssvsteme auf Landesebene ohne Betei- 
ligung des BKA. zumindest auf Landesebe- 
ne, nach eigenem Belieben gestalten kön- 
nen, sondern vor allem deshalb, weil erst- 
mals in der Geschichte der Bundesrepublik 
rein polizeiliche Verdachtsdaten in den 
Fahndungsbestand aufgenommen werden 
und im Bereich der politischen demonstra- 
tiven Meinungsäußerung zur unmittelba- 
ren exckutivpolizeilichen Nutzung freige- 
geben werden. Über den exekutiven Ein- 
griff entscheidet dann nur noch der Ort, an 
dem der durch Aufnahme in den Fahn- 
dungsdienst stigmatisierte Personenkreis 
angetroffen wird. 
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(Erster) Bericht desBundesinnenministerrumsüber die 
Dateien undKarteien des Bundeskriminalamtes. Veröt- 
fentlicht in FR vom 30.4.79 unter $. 


"siehe Fn I 


' Ein Meldedienst der nur Arger brachte, Frankfurter 
Rundschau vom 5.4.82. Karl-Heinz Krumm berichtet 
über eine vom BKA vorgenommene Auswertung der in 
der Datei „Gewalttitige Störer” enthaltenen Daten. 


* zit. nach Karl-Ileinz Krumm aaO 
"Karrl-Heinz Krumm aaO 


° so der schleswig-holsteinische Innenminister und der- 
zeitige Vorsitzende der Innenministerkonferenz. zit. 
nach Kriminalisı Heft 7/8 198 1.8. 317 


"Frankfurter Rundschau von 13.1.8 


* 2. Tarigkeitsbericht der Dandesbeauftragten tür den 
Datenschutz in Baden-Württemberg 1981. Hrsg. von 
der Landesbeauftragen für den Datenschutz Dr. Ruth 
L.euze. Stuttgart oJ. 01982) 8. 85T. 


® Parl Anträge des Abe. Schmidt (Alternative Liste) 
vom 12.10.81 Antwort des Innensenators l.ummer vom 
26.10.81 abgechruckt in CH IP 9/10 8. 136 


" BKA-Vizeprasident Gi. Irmisch aut der BKA-Ar- 
beitstugung 1980. vgl. BK A-Vortragsreibe Bd. 26. Poli- 
zeiundKriminalpolizik. 8.44 


nach Karl-Heinz Krumm au® 

"el. Hessische Poltzeirundschau Heft 4/1982 8.2122 
-Frargestunde des Hessischen Fandtages vom 17.2.1982- 
"yel. CHIP Nr. 7 Nov/Dez. 1980 8. 32. Brokdort- 
Nachlese. „Atypische Poltzeimaßnahme" 

" Pohzwioberrat Augusı Gremer. Prävenin polizeiliche 


Maßnahmen ım Vorteld gew alttätiger Demonstratio- 
nen. Krimmalistik Heft 1171981 8.474 4475) 
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Richtlinien 


1. Zweck des Meldedienstes 

Die Begehung schwerer Straftaten im 
Zusammenhang mit politisch bestimm- 
ten öffentlichen Versammlungen oder 
Aufzügen mißbraucht und bedroht die 
grundgesetzlich garantierte Versamm- 
lungs- und Meinungsfreiheit, 

Ziel des Meidedienstes ist, 

— durch die zentrale Sammlung ünd 
Auswertung von Erkenntnissen überre- 
gional oder steuernd handelr.de Straftä- 
ter und Tatzusammenhänge zu erken- 
nen und dadurch 

— Hinweise für die Verhütung von 
Straftuten der in Satz 1 genannten Art 
zu ermöglichen. 


2. Meldepflichtige Straftaten 

Meldspflichtig ist die Einleitung von 
Ermittlungsverfahren (Paragraphen 152 
Abs. 2, 160, 163 StPO) (Rückwirkend für 
den Zeitraum ab 1. Juli 1981 können 
auch Verurteilungen und noch nicht ab- 
geschlorsene Ermittlungsverfahren im 
Sinne der Nr. 2) gemeldet werden. In 
folgenden Fällen, soweit die Tat in 
einem örtlichen, zeitlichen und sach- 
lichen Zusammenhang mit einer poll- 
tisch bestimmten öffentlichen Ver- 
sammlung oder einem solchen Aufzug 
steht: 

2.1 Landfriedensbruch (Paragraphen 
125, 125 a, 126 Abs, 1 Nr. 1 StGB) 

22 Schwerer Hausfriedensbruch 
(Paragraph 124 StGB) 

2.3 Fälle von 

— Straftaten mit Gewalttätigkeiten 
(aggressiver Einsatz physischer Kraft) 

— gegen Leib oder Leben 

— gegen fremde Sachen mit der Folge 
bedeutender Schäden 

— Plünderungen 

— gemeingefährlichen Straftaten der 
in Paragraph 128 Abs. I Nr. 6 und 7 
StGB bezeichneten Art, 

2.4 Straftaten nach Paragraph 111 
StGB, soweit zu einer strafbaren Hand- 
lung im Sinne der Nm, 2.1 — 2.3 aufge- 
fordert wird. 


3. Meldeverfahren 


3.1 Die Polizeidienststellen melden 
dem Bundeskriminalamt über das Lan- 


deskriminalamt fernschriftlich oder 
durch KP-Meldung: die Einleitung des 
Eımittlungsverfahrens wegen einer der 


. 2 bezeichneten Straftaten unter 
Angabe 

— des Ereignisses (Kurzdarstellung 
des Sachverhalts) 

— des angegriffenen Objakts/Ziels 

— der Personalien des / der Beschul- 
digten 2 

— des Tatmittels und des ggf. benutz- 
en Kraftfahrzeugs. 

Das Bundeskriminalamt teilt anhand 

von ihm geführten Unterlagen 
etwaige ergänzende Erkenntnisse und 
usammenhänge mit. 

3. 2. Ergeben die Ermittlungen oder 
eine der Polizei bekannte Entscheidung 
der Staatsanwaltschaft oder eines Ge- 
richts, daß die Gründe, die zur Aufnah- 
me in den Meldedienst geführt haben, 
nicht zutreffen, so unterrichten die Po- 
ze enaietellen dag Bundeskriminal- 
am 


4. Verarbeitung des Meldeaufkom- 
meus beim Bundeskriminalsmt 


4.1 Das Bundeskriminalamt führt die 
aus dem Meldeaufkommen anfallenden 
Erkenntnisse in einer Zentraldatei (Nr. 
2.2 der Dateien-Richtlinien). 

42 Die Speicherungsfrist beträgt 
längstens 2 Jahre gerechnet vom Datum 
der letzten Erfassung aus Anlaß der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gemäl Nr. 2. Bei Einstellung des Ver- 
fahrens, bei Freispruch oder bei Ande- 
rung des rechtlichen Gesichtspunktes 
im Sinne der Nr. 3.2 erfolgt soforlige 
Löschung. 

4.3 Das Bundeskriminalamt gibt auf 
Anfrage Auskunft über Einzelinforma- 
tlonen unter Beachtung von Nr. 5 der 
Dateienrichtlinien. Die Verpflichtung 


Igaenı. Paragraph 2 Abs. I Nr. 2 BKA- 
Gesets bleibt unberührt. s 
4.4 Das Bundeskriminalamt nimmt in 
regelmäßigen. Abständen Querschnitts- 
auswertungen des Meldeaufkommens 
vor. 
5. Übernahme von Daten in den 
INPOL-Fahndungsbestand 


51 Zur Verhütung von Straftaten im 
ISinne der Nr. 1 werden aus aktuellem 
Anlaß für einen auf Anforderung der 


aus: 


für den Einsatz zuständigen Polizei- 
dienststelle des betroffenen Landes mit 
Zustimmung des Innenministers/-sena- 
tors festgesetzten Zeit- und Fahndungs- 
raum bestimmte, nach Nr. 4 gespeicherte 
Persnnen- und Kfz.-Daten zur Abfrage 
ım INPOL-Fahndungsbestand bereitge- 
halten. 


5.2 Die Übernahme von Daten in den 
Fahndungsbestand erstreckt sich auf 
Fälle, 

5.2.1 die von den Polizeidienstellen bei 
Erstattung der Meldung nech Nr. 3 
wegen 

. — der Schwere der Tat 


-— der besonderen Aggressivität der 
Tatausführung sowie 

— der auf ‚Anhaltspunkte gestützten 
Erwartung weiterer Tatbegehungen 

hierfür durch besondere Kennzeich- 
nung vorgesehen worden sind, 

3.2:2 bei denen das Bundeskriminal- 
amt aufgrund der zentralen Auswertung 
wiederholte Tatbegehung an verschie- 
denen Orten oder steuernde Funktionen 
festgestellt hat. 

6.3 Bei Übernahmie in den Fahndungs- 
bestand ist 

— als Ausschreibungsanlaß 

„Gefahrenabwehr: Landfriedens- 
bruch“ 

— als Ausschreibungszweck 

„Kontrolle, soweit nach Polizeibericht 
zulässig“ vorzusehen. 


Bei Antreffen einer ausgeschriebenen 
Person ist besonders darauf zu achten, 
ob Gegenstände mitgeführt werden, die 
eine unfriedliche Teilnahme oder eine 
Störung der öffentlichen Versammlung 
oder des Aufzuges befürchten lassen. 

Ringriffsmaßnahmen dürfen nicht 
alleın daraus hergeleitet werden, daß 
eine Fuhndungsnotierung gem. Nr. 5.3 
besteht. 

5.4 Nuch Ablauf des festgesetzten 
Fain.dungszeitraums (Nr. 5.1) sind die 
Daten im Fahndungsbestand unverzüg- 
lich zu löschen. 


Frankfurter Rundschau 30.4.8? 
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Das Beispiel: Speicherung der Daten von Berli- 
ner Hausbesetzern 


Die Zweifelhaftigkeit der Begrenzung, die das 
Vorliegen eines Ermittlungsverfahren für die 
Speicherung von Demonstranten pibt, soll hier 
am konkreten Beispiel der Berliner Hausbeset- 
zer und ihrer Sympathisanten erläutert werden. 
In der Presseerklärung des Innensenators vom 
19.10.1981 wird dieZahlder Personen, gegen die 
ein Ermittlungsverfähren eingeleitet wurde. ınit 
851 angegeben (siehe Tagesspiegel 20.10.1981). 
Einige Tage später, am 26.10.. beantwortete der 
Justizsenator im Abgeordnetenhauseine Anlra- 
nnensenator 

lt, Tagesspie- 


ustızsenator 

am 26.10.81 

gel v.20.10.81| (LPD Berlin 
27.10.81/2.11.81) 


ge des AL-Abgeordneten Schmidt und gab die 
Zahl der im Informationssystem der Berliner 
Polizei (ISVB) gespeicherten mit 2665 an, die 
Zahl der von Ermittlungsverfahren Betroffenen 
erhöhte sich gleichzeitig auf 2660. 

Wie st dies zu erklären? 

Nach der Darstellung des Innensenators vom 
19. Oktober reichte bei 851 Personen gemäß 
Strafprozeßordnung der Verdacht aus, um ein 
Ermittlungsverfahren zu eröffnen. 

Der Rest, der im ISVB (und damit natürlich 
auch im Meldedienst Landfriedensbruch) Ge- 
speicherten, wäre damit unrechtmäßig in diese 
Datei aufgenommen worden, da gegen sie kein 
Ermittlungsverfahren liel. Vielmehr war dieser 


nnensenator 
et 11.12.1981 
(Der Krimi- 


nalist 2/82) 


FESTNAHMEN 

bei Durch- 
suchungen etc 
bei Demonstra) 
tionen etc. 


] + 


3.09] 


1,094 


Personenüber- 
prüfung bei 
Räumungen u. 
Durchsuchunge 


ED -Behandlgn. 


Zahl der im 
Informations- 
system der 
Berliner Foli- 
zei gespeicht. 


gegen 
die ein Emit 
lungsverfahren 


mittlungsver- 
fahren insges. 
im Zshg.mit 

Hausbesetzgen. 
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Personenkreis „nur” festgenommen oder über- 
prüft worden. Die erkennungsdienstliche Be- 
handlung, zulässig auch nur im Rahmen eines 
Ermittlungsverfahrens, wurde in der Regel 
gleich an Ort und Stelle durch Anfertigung von 
Polaroid-Photos vorgenonmen. 

Der Justizscnator hat also am 26.10. nichts 
anderes getan. als diese Statistik legitimatorisch 
zu bereinigen. Er zählt die „nur” Überprüften 


und Festgenommenen denen zu, gegen die ein 
Ermittlungsverfahren eröffnet wurde, rettet da- 
mit die Daten und vertuscht die im Grunde 
weiter besichende Unregelmäßigkeit. 

Der Polizeipräsident macht in seiner Rede vor 
dem Bund Deutscher Kriminalbeamter am 8. 
Dezember die Differenz ganz unsichtbar: er 
führt die Personenüberprüfungen gar nicht 
mehr eigenständig auf. 


Besetzte Häuser, Durchsuchungen 


und Räumungen bis Mai 1982 


besetzte. Häuser, davon 77 nur teilbesetzt 


in Kreuzberg 


private Einzeleigentümer 


private Wohnungsbaugesellschaften 


Katholische Kirche 


Städtische Wohnungsbaugesellschaften 


andere gemeinnützige Wohnungsbau- 


gesellschaften (davon Neue Heimat: 


Land Berlin 
Bund 


28) 


ey eu TEEN NEE 


Quelle: Landespressedienst Berlin, 4.6.1982 


Jan.-Juli 1981 


Durchsuchungen insges. 55 


Polizeilich angeordn. 


Aug. 1981 - Mai 


135 


98 


vom Staatsanwalt 


23 


14 


13 
(I nach Gerichts- 
beschluß) 


Neubesetzungen 12 
freiwillig 


Neubesetzungen 
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en 
verlassen 6 SI Pr ce 


8 


Quelle: Presse- 
erklärung 28/ 
1981 des Innen- 
senators vom 


Quelle: Landespresse- 
dienst Berlin, 3.6.1982 
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Neue Verhaltensgrundsätze zwischen Presse 


Polizei 


In der Sitzung vom 14. Januar hat die IMK 
den ?wischen Polizei und dem deutschen Pres- 
serat ausgehandelten Verhaltensgrundsätzen 
zwischen Presse und Polizei zugestimmt. Mit 
diesen Regelungen sollen die Auseinanderset- 
zungen, wie sie anhand der Demonstrationen 
in Berlin und Frankfurt u.a. aufgetreten sind, 
ausgeschaltet werden. 

Streitpunkt war und bleibt die Frage, ob es 
möglich ist, Polizeibeamte im Einsatz zu pho- 
tographieren. Polizisten konnten bisher ıhr 
„Recht am eigenen Bild" sofort durchsetzen, 
inden sie den Photographen zwangen, den 
Film zu belichten. Div neuen Verhaltens- 
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grundsätze bejahben zwar allgemein das Recht. 
Polizei im Einsatz zu photographieren. Por- 
traitaufnahmen von Polizisten zum Zwecke 
der Beweissicherung zu machen. Sie schwei- 
gen sich aber zu der eigentlich entscheidenden 
Frage aus, ob Polizisten das Recht haben, ihr 
Recht am eigenen Bild selbst durchzusetzen 
oder obsie wie jeder andere Bürger dieserst im 
Nachhinein durch den Gang zum Gericht tun 
können. Daß bei der Demonstration gegen 
den amerikanischen Präsidenten Reagan am 
11.6. 1982 in Berlin wieder zwei Pressevertre- 
ter von der Polizei verprügelt wurden, zeigt, 
daß die Probleme zwischen Polizei und Presse 
nicht durch Schönwettererlasse wie die nach- 
stehend abgedruckten Grundsätze zu regeln 
sind. 


Die nachstehenden, mit dem Deutschen 
Presserat abgestimmten Grundsätze sol- 
len Presse und Polizei helfen, sich bei 
entsprechenden Gelegenheiten stets so 
zu verhalten, daß die ungehinderte Aus- 
übung der beiderseitigen Aufgaben nach 
Möglichkeit sichergestellt ist. 


1. 

Ständige persönliche Kontakte zwischen 
Presse und Polizei bilden die beste Vor- 
aussetzung zur Vermeidung unnötiger 
Konfliktsituationen. Hierbei sollten beide 
Seiten bemüht sein, Verständnis für die 
gegenseitige Arbeit zu wecken und auf- 
zubringen. 


2. 

Als vorteilhaft hat es sich in der Vergan- 
genheit erwiesen, besondere Verbin- 
dungsbeamte zu bestellen und ihre Na- 
men den in Frage kommenden Redaktio- 
nen mitzuteilen. Darüber hinaus ist es 
zweckmäßig, persönliche Kontakte her- 
zustellen, da erfahrungsgemäß unmittel- 
bare Aussprachen am ehesten geeignet 
sind, MiBverständn...sen vorzubeugen. 


93. 

Im allgemeinen erleichtert der Presse- 
ausweis der Polizei dieNachprüfung, wer 
als Berichterstatter tätig ist. Der Presse- 
auswels soll nach einem einheitlichen 
Muster möglichst fälschungssicher ge- 
staltet werden. In Situationen, bei denen 
eine Kontrolle von Presseausweisen 
nicht oder nur schwer durchführbar ist. 
empfiehlt es sich für Pressevertreter, 
sich zusätzlich durch Armbinden kennt- 
lich zu machen. 

Die Armbinden sollen nach einem ein- 
heitlichen Muster gestaltet werden. 


4, 

(1) Die Polizei muß bemüht sein, bei ih- 
ren Einsätzen, insbesondere aus Anlaß 
von Demonstrationen, die Berichterstat- 
tung durch die Presse nicht zu beein- 
trächtigen. Umgekehrt haben sich die 
Journalisten zu bemühen, den Polizei- 
einsatz nicht zu behindern. Hierdurch 
werden weder Rechte oder Pflichten 
berührt noch Aufgaben und Befugnisse 
eingeschränkt. Das Fotografieren poli- 
zellicher Einsätze, ohne daß dabei die 
eingesetzten Beamten erkennbar sind 
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oder bei der Veröffentlichung erkennbar 
gemacht werden, unterliegt grundsätz- 
lich keinen rechtlichen Schranken. Auch 
das Fotografieren mehrerer oder ein- 
zeiner Pollzeilbeamter Ist bei aufsehen- 
erregenden Einsätzen im aligemeinen 
zulässig. Für die Herstellung gezielter 
Nahaufnahmen einzelner Polizeibeam- 
ter („Porträtaufnahmen‘“) gilt dies In der 
Regei nicht; Ausnahmen davon sind bei- 
spieisweise Aufnahmen zur gebotenen 
Beweissicherung. 

Auch die Presse wird dafür sorgen, daß 
ein berechtigtes Interesse des Abge- 
bildeten nicht verletzt wird. 

(2) FürdieBeweissicherung soll die Poli- 
zei - sofern vorhanden - auf das von ihr 
erstellte Ton-, Bild- und Filmmaterial zu- 
rückgreifen. Eine Beschlagnahme ent- 
sprechenden Pressematerials darf nur 


erfoigen, soweit es um die Aufklärung 
von Straftaten geht und das Beweis- 
material nicht auf andere Weise sicher- 
gestellt werden kann. 

im Falle einer Beschlagnahme/Sicher- 
stellung hat die Polizei eine Quittung 
über den beschlagnahmten/sicherge- 
stellten Gegenstand auszustellen, aus 
der Name und Dienststelle des be- 
schiagnahmenden/sicherstellenden 
Beamten hervorgehen. 


(3) In Zweifelsfällen soll bei eindeuti- 
ger Feststellung der Person des Presse- 
fotografen vor einer Entscheidung über 
die Beschlagnahme/Sicherstellung eine 
gemeinschaftliche Überprüfung des be- 
treffenden entwickelten Filmmaterlais 
erfolgen. 


(4) Zur näheren Präzisierung wird ein 
Erlaß an die Polizei ergehen. 


Aus: Deutsche Polizei, Nr.3/1982 


Liberalisierung des Temonstrationsrechts In Zur Erinnerung: Auch in der Bundesrepublik 


Frankreich 


Am 25./26. November 1981 wurde von der 
französischen Nationalversammlung das „loi 
anti-casseur" abgeschafft. Mit ihm war 1970 
eine finanzielle und straftrechtliche Kollektiv- 
haftung in das französische Recht eingeführt 
worden, die jeden Teilnehmer, Passanten, 
Zeugen und Unbetciligten bei Demonstratio- 
nen zum potentiellen Objekt staatlicher Ver- 
folgung machte. Allein die Anwesenheit bei 
Auseinandersetzungen konnte nach diesem 
Gesetz bereits die strafrechtliche und finan- 
zielle Haftung in Gang setzen, ohne daß ein 
individueller Schuldvorwurffüreinenentstan- 
denen Schaden nachgewiesen werden mußte. 
Besondere Wirkung bekam der „loi anti-cas- 
seur“ in Verbindung mit dem gerichtlichen 
Schnellverfahren des „flagrant delit“. Damit 
konnte die relativstarke prozeßrechtlicheStel- 
lung eines Angeklagten im Iranzösischen 
Recht umgegangen werden. 


wurde dervergleichbare Tatbestand des l.and- 
Iriedensbruchs ohne Nachweis eines individu- 
ellen Schuldvorwurls im Gefolge der Regie- 
rungsübernahme Anfang der 70er Jahre 
durch die sozial-hberale Koahtion aufgeho- 
ben. 


jun. 323122502 zyryjzyree je ee << 6<— 6 6— 


Hausräumungen in Frankreich 

In NEmaRB] Bietet das Mictrecht einen zu- 
mindest zeitlichen Schutz vor polizeilichen 
Hausräumungen. Selbst wenn der Eigentü- 
mer des Hauses ein zivilrechtliches Räu- 
mungsurteil in Händen hält, darf die Polizei in 
der Zeit vom I. Dezember bis zum 15. März 
(d.h. im Winter) keine Räumung durchfüh- 
ren. Dies gilt unabhängig davon, obessich um 
den Hinauswurf eines, gekündigten Mieters 
oder um eine Hausbesetzung handelt. 
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Fälschungssichere Pleite 


„Es begann alles so schön. Am 30. Juni 1977 
beschloß die Innenministerkonferenz, sich 
nach langen Vorausberatungen für eine be- 
schleunigte Einführung fälschungssicherer 
Personalausweise und Paßvordrucke einzu- 
setzen. In Übereinstimmungmit den Innenmi- 
nistern wurde vom Bundesinnenministerium 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt und diese beauf- 
tragt, dieGrundlagen lürein neues Ausweissy- 
stem zu erarbeiten.” 

So kommentiert die Zeitung der GdP, Deut- 
sche Polizei, in einem Artikel „Fälschungssi- 
chere Personalausweise - oder: Pleite auf’ Ra- 
ten” (Nr. 4/82, Seite 31 ff). Mittlerweile hat die 
Innenministerkonferenz wieder einmal zudie- 
sem Thema getagt. Aufder Sitzung der IMK 
vom 14.1. 1982 teilte der Bundesinnenminister 
mit, daß sich die „Geschäftsgrundlage" in Sa- 
chen Personalausweise möglicherweise verän- 
dert habe. 


„Die Kosten für einen fälschungssicheren 
Ausweis, der automatisch lesbar ist, sind dra- 
stisch gestiegen. Außerdem kann nicht mehr 
davon ausgegangen werden, daß in anderen 
europäischen Ländern ein ähnliches System 
eingeführt wird, geschweige denn, daß der 


fälschungssichere Reisepaß eine Chance auf 


Realisierung hat. 

Da der zweifellos vorhandene Sicherheitsge- 
winn gegen die gestiegenen Kosten abgewo- 
gen werden muß, soll nunmehr vor der Einlei- 
tung eines Gesetzgebungsverlahrens das Vo- 
tum der Ministerpräsidenten eingeholt wer- 
den. Zur Zeit dürfte cin derartiger Persona- 
lausweis mindestens 15.- DM kosten.” (Der 
Kriminalist 3/82, 8. 121) 


Doch auch wenn die neuen Personalausweise 
nun nicht eingeführt werden, so haben sie 
doch schon reichlich Geld gekostet: 

„Eines steht Berichten zufolge bereits heute 
fest. Kosten sind schon entstanden, und zwar 
in einer Höhe von rund 30 Millionen DM. 
Nach einem vom Bundesrechnungshoferstell- 
ten Sondergutachten wurde beispielsweise für 
2,2 Mio. DM eine Rollen-Offsetdruckanlage 
und eine Fotopapier-Entwicklungsmaschine 
angeschafft. Die Industrie erhebt Forderun- 


gen in Höhe von rund 22 Millionen DM, und 
zwar von Firmen für die Entwicklung von 
Spezialmaschinen zur Herstellung fälschungs- 
sicherer Plastikkarten” (Deutsche Polizei, 4/ 
82,8.32) 


Inbegriffen sind dabei auch Lohnkosten für56 
weibliche Hilfskräfte bis Ende 1981 (2,4 Mio. 
DM). 

Laut Stern und Frankfurter Rundschau vom 
9.2.82 kosten die neuen Personalausweise den 
Steuerzahler bisher monatlich 235.000 DM. 
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Dichte Grenzen 


EEE EEELETIRTEIGE SEE SEELE. 
Seit 1973, seit Beginn der wirtschaftlichen, 


Krise, wird in der BRD inkürzeren Abstän- 
den immer wieder über das Ausländerpro- 
blem diskutiert. Dabei geht es vorrangig um 
die Verringerung der Zahl der ausländi- 
schen Arbeiter und ihrer Familien, die An- 
sprüche auf einen Platz im „sozialen Netz“ 
der BRD haben könnten. In CILIP haben 


wir mehrfach über die im weitesten Sinne 
polizeilichen Strategien im Umgang mit 
Ausländern berichtet. 

In diesem Zusammenhang schlagen Politi- 
ker immer wieder alseine mögliche Lösung 
die Schließung der Grenzen, die Einschrän- 
kung des freien Reiseverkehrs auch inner- 
halbderLänderder EEG, vor. (siehe Kasten) 
Die folgendeStatistik zeigt,daß dieGrenzen 
unseres Landes längst nicht mehr so offen 


Jahr | Einreise davon wegen Ver- | Ausreise 
untersagt | dacht auf ill. untersagt 
Arbeitsaufnahme 
1973 183.917 12.001 153.612 
1974 177.691 7.705 154.021 
1975 178.054 9,132 143.634 
1976 201.620 9,967 160.547 
1977 192.418 6.201 169.392 
1978 219.149 7.594 183.208 
1979 211.283 18.265 161.225 
1980 213.575 14.430 158.691 
1981 205.111 2.767 154.918 


Quelle: Tätigkeitsberichte des BGS 


Ausländer in der BRD 


Börner: Grenzen dichtmachen 


Hamburg/Ankara, 14.3. (dpa) Die bundes- 
deutschen Grenzen sollten nach Ansicht 
des hessischen Ministerpräsidenten H. 
Börner gegen den Zustrom der Ausländer 
„ngoros“ geschlossen werden. In einem 
Interview des Hessischen Rundfunks sagte 
Börner am Samstag, nur durch ein Schlie- 
Den der Grenzen erhielten die bereits in der 


TAZ, 15.3.1982 


BRD lebenden ausländischen Arbeiter ei- 
ne Chance zur Eingliederung und zur Ver- 
wirklichung ihres Anspruchs auf Arbeit 
und Wohnung 

Börner forderte die Bundesregierung im 
Hinblick auf einen möglichen Beitntt der 
Türkei indie EG im Jahr 1986 auf, sich für 
eine Änderung der EG-Verträge über die 
Freizügigkeit innerhalb der Gemeinschaft 
einzusetzen, da die BRD noch mehr Zu- 
wanderungen nicht verkraften könne. 
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sind. Die Zahl derjenigen, die an deutschen 
Grenzen zurückgewiesen werden, beträgt 
seit langer Zeit im Jahresdurchschnitt etwa 
200.000. Sieist offensichtlichauchnnichtvon 
der wirtschaftlichen Krise abhängig, denn 
nur ein Bruchteil dieser 200.000 wurde we- 
gen Verdachts illegal, d.h. ohne Arbeits- 
oder entsprechende Aufenthaltsgenehmi- 
gungarbeitenzu wollen, zurückgewiesen. 

Weitere Gründe schlüsseln die Tätigkeits- 
berichte desBGS allerdings nicht auf. 


Welche Erwartungen haben die betrieblichen 
Werkschützer an die deutsche Arbeiterschaft? 
Die Arbeitsgemeinschaft für Sicherheit in der 
Wirtschaft (ASW) hat in Zusammenarbeit 
mit einem Unternehmen zur Herstellung von 
lL.ehrfirmen für den Sicherheitsbereich eine 
Umfrage durchgeführt, um festzustellen, für 
welche Themenkreise ein Bedürfnis nach (für 
die Produktion) solchen unterrichtsstützen- 
den Filmen besteht. Das Ergebnis dieser Üm- 
[rage spiegelt die Erwartungen zumindest des 
betrieblichen Werkschutzes an die Konflikt- 
bereitschaft der bundesrepublikänischen Ar- 
beiterschaft wider. An erster Stelle steht die 
Einübung von Räumungstechniken und Räu- 
mungstaktiken, gefolgt von „Grundlagen der 
Objektsicherung” und „Informationsschutz 
in der Forschung und Entwicklung”. 

Wenn auch Betriebsbesetzungen in der Bun- 
desrepublik etwa im Gegensatz zu Frankreich 
bisher kaum eine Rolle gespielt haben, der 
betriebliche Werkschutz stellt sich darauf ein. 
aus: Wirrschaftsschutz und Sicherheitstechnik, 
Heft 11/81,8. 483 


Mehr Freiraum für die Polizei 


Zur Legalisierung des under cover Agen- 
ten 


Zwei Zeitungsmeldungen: Einerseits: „Wir 
sollten eine Truppe einführen ‚die eineähn- 
liehe Organisation wie die Nachrichten- 
dienste hat" 1). Andererseits: „Gries soll 
Geheimakte D-F 2066 an Berliner Justiz 
übergeben“ *. Dies sind zwei herausgegrif- 
fene Zeitungsmeldungen. welche eng mit- 
einander zusammenhängen. Die erste han- 
delt von verdecktem polizeilichen Handeln, 
die zweite von der Verdeckung des Hand- 
lungsresultais. Die öffentliche Aufmerk- 
samkeit und die Kritik an derartigen Ver- 
deckungsmethoden polizeilichen Handelns 
läßt die Polizei nach Auswegen suchen, um 
dieser zu begegnen. 


Während der letzyjährigen Arbeitstagung 
des BKA am 9.11.81 zum Thema „Bestands- 
aufnahme und Perspektiven der Verbre- 
chensbekämpfung" gewann die bislang vor 
allem in Polizeikreisen der Länder erhobe- 
ne Forderung nach der rechtlichen Rege- 
lung „verdeckter Ermittlungsmethoden” 
erneute Aktualität. Dort machte sich auch 
der Präsident des BKA. Boge, diese Forde- 
rung zucigen. Ausgeglichen werden sollten. 
in den Worten des BKA-Chef, die „gesetz li- 
chen Unzulänglichkeiten im Zusammen- 
hang mit dem Einsatz von Vertrauensperso- 
nen und undercover agents... Hier ıst die 
Kriminalpolitik gefordert, der Polizei die 
notwendige Unterstützung zukommen zu 
lassen”'. Die Polizei kann hierbei aufÜber- 
legungen zurückgreifen, die in den Jahren 
1975-1978 im Rahmen der AG Kripo. dem 
Zusammenschluß der Leiter des Bundes- 
und der Landeskriminalämter angestellt 
worden sind. Der Anstoß kam hierzu vom 
L.andeskriminalamt Baden-Württemberg, 
das ein umfängliches Thesen- und Empfeh- 
lungspapier vorgelegt hatte und das von 
einer gemeinsamen Arbeitsgruppe des ba- 
den-württembergischen Innen- und Justiz- 
ministeriums erarbeitet worden war. Noch 
1979 hatte die AG Kripo von einer befür- 
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wortenden Beschlußfassung über die ba- 
den-württembergischen Vorschläge abge- 
sehen, das brisante Thema von seiner Tages- 
ordnung abgesetzt und den einzelnen Län- 
dern Diskussion und Auswertung anheim 
gestellt. 


Ende letzten Jahres kam dieses Thema wie- 
der auf die Tagesordnung der exekutiven 
Instanzen. Eingerichtet wurde - nun eine 
Etage höher in der exekutiven Hicrarchie - 
ein ad-hoc-Ausschuß des Arbeitskreises II 
(Öffentliche Sicherheit und Ordnung) der 
Innenministerkonferenz. Zu dessen Leiter 
wurde der baden-württembergische Poli- 
zeipräsident Stümper bestellt. Der Spiegel 
berichtet in seiner Ausgabe vom 29.3.82 
über die Vorschläge des ad-hoc- Ausschus- 
ses, Die genaue Kenntnis der Vorschläge ist 
der Öffentlichkeit bisher vorenthalten wor- 
den. Der Bericht des Spiegels und ein Ver- 
gleich mit den vier Jahrezuvor. angestellten, 
ebenfalls nicht veröffentlichten, Vorschlä- 
gen der AG Kripo lassen die Vermutungzu. 
daß die heute gemachten Vorschläge zu- 
mindest in den wesentlichen Teilen iden- 
tisch sind mit den früher gemachten Vor- 
schlägen der AG Kripo. 
Obwohl sowohl das Bundesinnenministe- 
rium als auch das Bundesjustizministerium 
- folgt man dem Spiegel -die Vorschläge des 
ad-hoc-Ausschusses strikt abgelehnt ha- 
ben, und damit dieChance der Realisierung 
der gesetzlichen Zulassung von underco- 
ver-Befugnissen für die Polizei zumindest 
in der vorgeschlagenen Formerheblich ver- 
mindert haben, dokumentieren wir im An- 
schluß an diesen Beitrag das 1978 für die 
AG Kripo erstellte Papier des baden-würt- 
‚tembergischen Landeskriminalamtes im 
Wortlaut. Gerechtfertigt scheint uns dies 
vor allem aus drei Gründen. Erstens lehrt 
die Erfahrung, daß ministerielle Wider- 
stände sehr schnell hinschmelzen, wenn 
einige Veränderungen das Gesetzesvorha- 
ben „hinnehmbar“ machen, auch wennsich 
die polizeiliche Exekutive insgesamt mit 
ihren Vorstellungen durchgesetzt hat. Der 
zweite Grund für die Dokumentation des 
AG-Kripo-Papiers liegt darin, daß z.B. die 
unionsregierten Länder Baden-Württem- 


berg und Bayern It. Spiegel bekundet ha- 
ben, dieneuen Regeln über den Einsatz von 
undercover agents auch dann - als Dienst- 
anweisung an die Polizisten - anwenden zu 
wollen. wenn die Ciesetzesinitiative keinen 
Erfolg hat. Und schließlich lassen die von 
Praktikerhand verfaßten Vorschläge die 
Umrisse der bereits geübten Praxis erken- 
nen. 


Begründung: das gewandelte Bild der Krimi- 
nalität 


V-Personen agents provocateurs, undercover 
agents sind im Rahmen der polizeilichen 
Arbeit nicht neu. Die Forderung nach ge- 
setzlicher, Absicherung beschränkt sich je- 
doch nicht darauf, eine bisher schon geübte 
Praxis rechtlich regeln zu wollen und damit 
zumindest rechtstaatlich einwandfreier Re- 
gelung zuzuführen. Sie ist - folgt man den 
Aussagen über die Notwendigkeit der ge- 
setzlichen Regelung - darin gegründet, die 
Form der verdeckten Polizeiarbeit erheb- 
lich auszuweiten: „Herkömmliche Ermitt- 
lungsmethoden sind nicht mehr ausrei- 
chend, mehr denn je muß sich die Polizei 
heute um Informationen aus der Basis der 
kriminellen Organisation bemühen, um 
noch erfolgreich arbeiten zu können... Da- 
bei muß sich das taktische Konzept der 
Kriminalpolizei an dem Täterverhalten 
orientieren“ und „Nurdurch verdeckteEr- 
mittlungsmethoden ist ein gewisses Maß an 
Waffengleichheit mitdempolizeilichen Ge- 
genüber herzustellen”‘. AlsUrsache für die 
Notwendigkeit wird ein gewandeltes Bild 
der Kriminalität angeführt, dieorganisierte 
Kriminalität, die sich vor herkömmlichen 
polizeilichen Ermittlungsmethoden abzu- 
schotten und abzusichern weiß. Akzeptiert 
man, daß die Ausbreitung des organisierten 
Verbrechens die Ursache polizeilicher Be- 
fugnisdefizite ist, dann bleibt die Frage, ob 
die von der Polizei angestrebte Problemlö- 
sung nicht aus dem Stoff wäre, welcher 
unter dem Stichwort der „Sicherheit“ die Sicher- 
heit des Einzelnen gegenüber der staatlichen 
Machtentfaltung destruiert. Schwierig genug ist 
es schon, das offene Polizeihandeln kontrol- 
lierbar zu machen. Nahezu aussichtslos 
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muß dies erscheinen, wenn Polizeibeamte 
unerkannt agieren und ihr Handeln mit der 
Begründung von Identitätsschutz und Aus- 
sagebeschränkungen vor gerichtlicher 
Kontrolle abschotten können° " 

Bezweifelt werden kann auch, ob die ver- 
stärkte Anwendung konspirativer Polizei- 
methoden über kurzfristige Erfolge hinaus 
die gewünschten Ergebnisse liefert. Im An- 
wendungsbereich der Drogenkriminalität 
hat die zu Anfang mit Festnahmezahlen 
erfolgreich aufwartende Polizei dieMarkt- 
gewohnheiten gründlich verändert. (So der 
Befund einer Studie über Drogenbekämp- 
fung der Frankfurter Polizei.‘) 
Untergrundfahnder als Käufer von Drogen 
auftreten zu lassen, ist nicht mehr realisier- 
bar, danurnoch Türken und in Ausnahme- 
fällen Araber und Afrikaner als Aufkäufer 
bei größeren Geschäften akzeptiert wer- 
den. Innerhalb eines Jahres hat sich der 
Drogenmarkt dem veränderten polizeili- 
chen Instrumentarium angepaßt. Die Me- 
thoden der Abschottung haben sich erheb- 
lich verfeinert. 


Im Vorfeld des Verdachts 


Bisher - und das soll bis zu einerrechtlichen 
Regelung der verdeckten Polizeiarbeit gel- 
ten -, wirddiese Ermittlungsmethodeüber $ 
34 des Strafgesetzbuches. „rechtfertigender 
Notstand", gerechtfertigt. Die Nützlichkeit 
dieses Paragraphen für die staatliche Exec- 
kutive hat sich im Abhörfall Traube erwie- 
sen. Fehlende rechtliche Befugnis wurde 
durch die Anfnahme eines staatlichen Not- 
wehrrechts ersetzt. Für die breitere und 
alltäglichere Anwendung des & 34 StGB 
ergeben sich jedoch bei noch halbwegs 
nachvollziehbarer Gesetzesauslegung er- 
hebliche Rechtfertigungsprobleme und 
nicht immer wird die Exekutive sich auf die 
Annahme eines so brisanten Gefahrenge- 
misches Atomwissenschaftler/Terrorist 

wie im Fall Traube berufen können. Vor- 
aussetzung für die Rechtfertigung illegalen 
Exekutivhandelns nach & 34 StGB ist das 
Vorliegen einer „gegenwärtigen Gefahr“. 
Wo diese nach Ansicht des Berichtes für die 
AG Kripo als gegeben anzunehmen ist, 


präzisiert sich in folgendem Zitat: 

„Die Existenz eines kriminogenen Milieus 
erheblichen Gefährlichkeitsgrades (z.B. in 
der Rauschgift-, Waffen-, Hehler- und An- 
archoscene) begründet jedoch derart die 
Wahrscheinlichkeit der Begehung von 
Straftaten, daß man sich vernünftigerweise 
auf die Möglichkeit des schädigenden Er- 
eignisses einstellen muß“’. 

Das damit verbundene juristische Problem 
besteht im wesentlichen darin, daß die „ver- 
deckten Ermittlungsmethoden“ auf krimi- 
nogene Zonen bezogen sind, und damit in 
der Regel nicht die „gegenwärtige Gefahr“ 
vorliegt, welchegemäß 834 StGBeineMaß- 
nahme als Notstandshandlungrechifertigt. 
Der Akt der Rechtfertigung gelingt hier 
nur, indem die kriminogene Zone vermit- 
tels polizeilicher Erfahrungzum permanen- 
ten Ort gegenwärtiger Gefahr erklärt wur- 
de: „Diese Möglichkeit (nämlich: verdeckte 
Ermittlungsmethoden, d. Verf.) kann je- 
doch im Bereich der prüventiven Verbre- 
chensbekämpfung nach & 34 StGB bereits 
dann gerechtfertigt sein, wenn noch nicht 
konkretisierbare Straftaten erheblichen 
Gewichts nach allgemeiner polizeilicher 
Erfahrung zu erwarten sind.“ * 

In dem vorangehend dargestellten Problem 
der Definition bestimmter „Scenen“ oder 
„Milieus“ alseiner „gegenwärtigen Gefahr“ 
spiegelt sich auch die Stoßrichtung der ge- 
wünschten verdeckten Ermittlungsmetho- 
den wider. Es geht nicht um Ziele der Straf- 
verfolgung, es geht nicht um die Abwehr 
konkreter Gefahren, die bereits mit dem 
gegebenen rechtlichen Instrumentarium 
der Strafprozeßordnung und des Polizei- 
rechts dem polizeilichen Zugriff offensteht, 
sondern darum - und das nennt der Bericht 
als das „eigentliche Ziel“ - „die Begehung 
weiterer, fast ausschließlich sozialschädli- 
cher, Straftaten zu verhirtdern.“? Sicher ist 
es besser, und man kann dem besonders 
beim Rauschgifthandel zustimmen, Straf- 
taten zu verhindern, als erst deren Gesche- 
hen abwarten zu müssen. Nur, und dies ist 
der elementare Bruch zum herkömmlich 
rechtlich fixierten Handlungsprogramm, 
ist das gedachte polizeiliche Gegenüber ver- 
deckter Ermittlungsmethoden im präventi- 
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ven Bereich die unverdächtipe Person, die 
durch Präsenz oder Zugehörigkeit zu ciner 
polizeilich als kriminogen definierten Zo- 
ne zum polizeilichen Ausforschungsobjckt 
wird. Ansonsten würden auch die bereits 
gegebenen Befugnisse ausreichen. 


Methoden wie der Verfassungsschutz 


Die bisher schon praktizierte „Untergrund- 
fahndung“ setzt bereits notwendigerweise 
die Verdeckung der wuhren Identität des 
eingesetzten Polizeibeamten voraus. Dazu 
müssen falsche Papiere etc. angefertigt wer- 
den. j 

Die Vorschläge des Berichts beschränken 
sich jedoch nicht darauf, sondern fordern 
die qualitative Erweiterung der polizeili- 
chen Eingriffsbefugnis, nämlich: die Befug- 
nis zur Überwachugn des Fernmeldever- 
kehrs,zur heimlichen Durchsuchung sowie 
zum Belauschen von Wohnungen im prä- 
ventiven Bereich (Thesen 4 und 5). ohne an 
die Beschränkungen der Zulässigkeit in der 
SıPO und dem Polizeirecht gebunden zu 
sein undohnesich desanrüchigen Rechtfer- 
tgungscharaktersderstrüfrechtlichen Not- 
standsnormen ($ 34) bedienen zu müssen. 
Die Forderung nach einer rechtlichen Re- 
gelung und damit Zulassung bisher eindeu- 
tig verbotener Malinahmen in Präventiv- 
bereich (Fernmeldeüberwachung) und die 
Beseitigung „derzeit bestehender Unsicher- 
heiten“ für die anderen gewünschten Maß- 
nahmen (heimliches Belauschen und 
Durchsuchen von Wohnungen) soll mit 
dem Mittel der zumindest nachträglichen 
Unterrichtung akzeptabel gemacht wer- 
den. 

Die nachträgliche Unterrichtung, die den 
Rechtsschutz allemal schon verkürzt, wird 
freilich zur Farce, wenn die Nachträglich- 
keit selbst das Argument dafür hergeben 
soll, die Unterrichtung entfallen zu lassen: 
„Die Arbeitsgruppe hält - wenn wichtige 
öffentliche Interessen einer nachträglichen 
Bekanntgabe voraussichtlich für längere 
Zeit entgegenstehen - auch eine Regelung 
für notwendigundvertretbar, wonach nach 
Ablauf einer bestimmten Zeitspanne (etwa 
3 Jahre) die Benachrichtigungspflicht end- 
gültig entfällt...“ ?° 


Sollen zugleich Ausnahmen von der Be- 
nachrichtigungspflichte normiert werden. 
dann drehtsichnach undnach die Funktion 
der Verrechtlichung um: sie sichert die 
staatliche Gewalt gegenüber öffentlicher 
Kontrolleab. Das liegt Treilich in der Mate- 
rie selbst, denn die verdeckte Polizeiarbeit 
produziert den Zwang ihrer fortdauernden 
Verdeck ung, um in ihrer Funktionsfähig- 
keit erhalten zu bleiben. 

Die gesetzliche Normierung verdeckter Po- 
Izeiarbeit stellte so allesanderecals ein Indiz 
für Rechtsbewußtsein dar, wie auch schon 
daran deutlich wird, daß Polizeipraktiker 
eine generalklauselartige Normierung for- 
dern, um künftig technischen Entwicklun- 
gen gerecht werden zu können und gerade 
weil ansonsten durch speziälgesetzliche 
Normierung die verdeckten Ermittlungs- 
methoden bloßgelegt werden müßten: 
nämlich im Gesetzestext".  Verrechtli- 
chung verbleibt hier einzig die Funktion, 
nach ınnen Friktionen zwischen den staatli- 
chen Organen auszuschalten. nach außen 
staatliche Maßnahmen legitimatorisch ab- 
zusichern. 

Auch die nicht zu umgehende Tatsache, 
daß verdeckt arbeitende Polizeibeamte 
selbst Straftäter werden, haben die Verfäs- 
ser des Berichts mitbedacht. Eine gesetzli- 
che Regelung scheint ihnen allerdings nur 
dort vonnöten. wo die Straftat des Polizei- 
beamten individuelle Rechtsgüter, nicht je- 
doch die soR. * gemeinschaftsbezogenen 
Rechtsgüter (u.a. Verstoß gegen das Ver- 
sammiungspesetz). verletzt. Beispielhaft 
werden im Bericht als „nahezu unvermeidli- 
che” Verstöße gegen strafrechtlich ge- 
schützte Individualrechtsgüter aufgezählt. 
das Verbreiten von Flugblättern mit belei- 
digendem Inhall, Säachbeschädigungen 
durch Schmierereien und ‚last not least, 
auch Hausbesetzungen. Die rechtliche Ab- 
wicklung der Verfolgung des polizeilichen 
Straftäters stellt man sich, solange keine 
besondere gesetzliche Ermächtigung staat- 
licher Straftatbegehung geschaffen ist, 
recht einfach vor. Läßt sich die polizeiliche 
Straftat nicht mit $ 34 StGB als rechiferti- 
gender Notstand auffassen, dann bemüht 
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man den 835 SıGB, den sog. entschuldigen- 
den Notstand. L.äßtsich beimbesten Willen 
keine dieser Ersatzermächtigungen heran- 
ziehen, dann kommt „im Regelfall” die Ein- 
stellung des Verfahrens nach & 153 SPO 
(u.a. wegen „Geringfügigkent”, „mangeln- 
dem öffentlichen Interesse" etc) m Be- 
tracht (vgl. These 7). 


Abschied vom L.epalitätsprinzip 


Erhebliche Mühe und Aufwand widmet der 
Bericht dem Problem, wie denn verdeckte 
Ermittlungsmethoden mit dem L.egalitäts- 
prinzip vereinbart werden können. Da soll 
der kreisende Joint, die Kenniniserlangung 
von strafbaren Handlungen in der „Scene” 
eie., nicht zu einer [rühzeitigen Enttarnung 
führen müssen und der Beamte nicht der 
Gefahr ausgesetzt werden müssen, sich 
durch zwangsläufige Enttarnung selbst zu 
gefährden. „Dem kann nur durch die Bin- 
schränkung des Legalttätsprinzips abge 
halfen werden.” Erwogen wird eine organi- 
satorische Lösung des Aufbaus besonderer 
Behörden innerhalb der Polizei, deren Be- 


amte generell von der Stralverlolgungs- 
pflicht entbunden sind und nur Informatio- 
nen zu sammeln, nicht jedoch zu exekutie- 
ten hätten. Diese Lösung der Schaffung 
einer eigenen Informabtionspolizei inner- 
halb der Polizei mit ihrer deutlichen Annäü- 
herung an die Organisationsstruktur des 
Verfassungsschutzes wird im Bericht selbst 
als rechtlich und politisch bedenklich ange- 
sehen. 

Für rechtsstaatlich unbedenklich hält dage- 
gen der Bericht den Vorschlag, einzelne 
Polizeibeamte von vornherem für bestumm- 
te Aufträge zeitweilig von der Strafverfol- 
gungspllicht freizustellen. Der Staatsan- 
waltschaft wird dabei die Rollezugewiesen, 
„die Rechislörmigkeit insgesamt zu si- 
chern”. Die Einschaltung des Richters wird 
dagegen wegen der „damit verbundenen 
Schwerfälligken des Verfahrens und mit 
Rücksicht auf die absolute Geheimhal- 
tungsbedürltiekent” ausdrücklich abge- 
lehnt. Daß zumindest der Staatsanwaält- 
schaft die Entscheidung über eineeventuel- 
le vorherige Freistellung vom Legalnäts- 
prinzip eingeräumt werden soll, deutet zu- 
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gleich auch die Brisanz dieser Forderung 
auch in den Augen von Polizeipraktikern 
an, die sich hierzu dem legitimatorischen 
Schutz der Staatsanwaltschaft unterstellen 
wollen. Daß man sich von der Einbezie- 
hung der Staatsanwaltschaft nur diesen le- 
gitimatorischen Schutz und die verfahrens- 
rechtliche Absicherung erwartet, nicht je- 
doch eine tatsächliche, auch die Spannbrei- 
te polizeilicher Opportunitätserwägungen 
beschränkende Einflußnahme der Staats- 
anwaltschaft, läßt sich den programmati- 
schen Äußerungen des BKA-Chefs Boge 
zum Verhältnis Polizei und Staatsanwalt- 
schaft aufder letztjährigen BKA-Arbeitsta- 
gung entnehmen: 

„Die Polizei benötigt mehr Freiraum, um 
dem Auftrag zur Gefahrenabwehr besser 
gerecht werden zu können. In den bisheri- 
gen Diskussionen um das Verhältnis 
Staatsanwaltschaft/Polizei wurde nicht 
deutlich genug herausgeaärbeitet, dal es der 
Polizei darum geht, die einseitige Bindung 
aufzulockern, um diesen Freiraum zu er- 
halten, Sie ist daran interessiert, dort ein- 
vernehmlich rechtsstaatlich abgesicherte 
Spielräume zu erhalten, wo Interessenkol- 
lisionen zwischen Gefahrenabwehr und 
Strafvertolgung auittreten. Kein Verständ- 
nis hat die Polizei dafür, daß ihre Primär- 
funktion der Gefahrenabwehr regelmäßig 
durch dogmatisch begründete Abhängig- 
keit vom Legalitätsprinzip beeinträchtigt 
wird... Wo Gefahren für die innere Sicher- 
heit drohen oder bestehen, kann auch 
Rechtspflege nicht gedeihen.“ 

Der programmatischen Äußerung des BKA- 
Präsidenten stehen allerdings Aussagen 
von Mitarbeitern aus seinem Haus gegen- 
über, die einer Beschränkung des Legali- 
tätsprinzips skeptisch gegenüberstehen. 
Skeptisch vor allem aus zwei Gründen. Bis- 
her hat sich die Polizei bei der verdeckten 
Fahndung noch kaum Schwierigkeiten der 
juristischen Rechtfertigung wegen unter- 
lassener AnwendungdesLegalitätsprinzips 
konfrontiert gesehen, dienedies doch gera- 
deder besseren Realisierung des Legalitäts- 
prinzips, wenn man darüber an dieeigentli- 
chen Hintermänner herankomme.'? 
Schwerer wiegen dürfte hingegen die 
Furcht, angesichts der geringen Regelungs- 
notwendigkeit einedamit zwangsläufig ver- 
bundene öffentliche Diskussion praktizier- 


ter, jedoch anrüchiger Fahndungsmetho- 
den zu entfachen. „Wir tun uns mit einer 
solchen Forderung keinen Gefallen“ - 
warnt der BKA-Mann Steinke -", „Welche 
immense Verantwortung würde uns daauf- 
gebürdet, welchen Vertrauensverlust könn- 
ten wir in der Öffentlichkeit erleiden, wenn 
uns dieser Spielraum gegeben wäre und wie 
groß könnte der Rahmen der Rechtferti- 
gungsnotwendigkeiten werden“. Inder Tat 
besitzt die Polizei diesen Spielraum seit sie 
existiert, und es ist höchstens ein noch bei 
Juristen und Politikern - nicht aber bei 
Polizeipraktikern - weit verbreiteter Glau- 
be, daß das Legalitätsprinzip in wesentli- 
chen Teilen das polizeiliche Handeln deter- 
miniere. Die Forderung, die Einschrän- 
kung des Legalitätsprinzips rechtlich abzu- 
sichern, ist zugleich ein Beleg dafür, daß 
durch den systematischen Einbezug ver- 
deckter Ermittlungsmethoden in das poli- 
zeiliche Handlungsrepertoire die Friktio- 
nen zwischen L.egalitätsprinzip und polizei- 
licher Praxis erheblich gewachsen sind. 
Entnommen werden kann dieser Forde- 
rung ebenfalls, daß die Polizei sich bemüht, 
ihre traditionelle, nahezu vollkommene 
Angewiesenheit auf das Anzeigeverhalten 
der Bevölkerung zu überwinden, um selbst 
einen aktiven Part zu spielen bei der Ent- 
deckung „sozialschädlichen Verhaltens“ - 
oder dessen, was sie dafür hält, Demgegen- 
über ist es nur konsequent, wenn der BKA- 
Präsident die rechtlichen Einwände gegen 
die Aufgabe des Legalitätsprinzips ange- 
sichts der bereits bestehenden Möglichkei- 
ten der verdeckten Tätigkeit als gering und 
als „dogmatisch“ veranschlagt. 


Anmerkungen 


"Stern v. 25.2.82,Kommissaraufkrummen Tou- 
ren, 30 ff. (34) 

FR v.3.3.82,8. |,anläßlichdesSchmücker-Pro- 
zesses. 

‘ Boge H., Perspektiven der Verbrechensbe- 
kämpfung aus der Sicht des Bundeskriminalam- 
tes, Vortrag gehalten auf’ der Arbeitstagung des 
BKA vom 9.-11.11.81, in: Innere Sicherheit, H 
60, 10.12.81,9 ff. (13) 
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DOKUMENTATION 


Rechtsprobleme der Polizei bei verdeck- 
ten Ermittlungen: 

Ergebnisse der von dem Justizministerium 
und dem Innenministerium des l.andes Ba- 
den-Württemberg eingesetzten Arbeitsgrup- 
pe (1978) 


l. Problemdarstellung 


1.1. Die Kriminalitätsentwicklung in den 
letzten Jahren ist insbesondere im Bereich 
der Schwerstkrimmalität gekennzeichnet 
durch 

- vermehrte bandenmäßige Zusammensch- 
Jüsse 

konspiratives Verhalten und 

- arbeitsteiliges Vorgehen der Bandenmit- 


* Ergebnis der vom Innen- und Justizministerium 
eingesetzten Arbeitsgruppe zur rechtlichen Re- 
gelung verdeckter Ermittlungen aus dem Jahre 
1978, in 1.1. vgl. Dokumentation im Anschluß an 
diesen Beitrag, im folgenden zır. Ergebnis 
‘“ Ergebnis, in 1.2. 
* In den letzten 3-4 Monaten häufen sich hierzu 
die Aufsätze in der polizeilichen Fachpresse, die 
die juristische Rechtfertigung für „Identitäts- 
schutz” und Aussageverweiperung entwickeln. 
Es scheint, dal man dieses Feld nicht mehr den 
Schriftstellern aus Justiz- und Universitätskrei- 
sen überlassen will. Das Thema ist zugleich auch 
eine der ersten, die in den „L.ehr- und Lernmate- 
rialien für die Fachhochschulausbildung der Po- 
lizei” der Zeitschrift Kriminalistik behandelt 
worden sind: vgl. Heft 2/82 - Autor W. Steinke. 
"N. Thomas, KOR. Drogenkriminalität: Analy- 
se und Rösungsmöglichkeiten am Beispiel der 
Stadı Frankfurt a.M.. in Schriftenreihe der Poli- 
z&i-Führungsakademie Hefi 1/82,8. 3211(54.62) 
"Ergebnis, in Begründung zu These 2. b 
* Ergebnis, in These 2 
"Ergebnis. in L.l. 
> Ergebnis, in Begründung zu These 6 

!" Steinke, W., Polizei und Verfassungsschutz in: 
Kriminalistik 1981, 8. 355 (356) 

!!Boge (Fn3}S. 13 

1 W. Steinke, Das organisierte Verbrechen/Eine 
kriminalistisch-Kriminologische Analyseın: Kri- 
minalist, 1982, H.2,S. 78 (99) 

N Steinke{Fn 12). 99 


Mitgliedern oder sonstigen in ihren Augen 


glieder 


Zu beobachten ist eine zunehmende profes- 
sionelle Tatausführung unter Anwendung 
modernster Mittel und Techniken. Überre- 
gionale und internationale Verflechtungen 
zeichnen sich neben der politischen Gewalt- 
kriminalität vorallem in folgenden Delikts- 
bereichen ab: 

- Entführungen und Geiselnahmen 

- Raubüberfälle auf Geldinstitute 

- Diebstahl und Verschiebung von Kunst- 
gegenständen und hochwertigen Kf7 

- arbeitsteilig geplante Einbrüche in Kauf- 
häuser. l.agerräume und Fabriken 

- illegaler Handel mit BTM und Wallen 

- Herstellung und Verbreitung von Falsch- 
geld 

- Wirtschaftskriminalität. 


Herkömmliche Ermittlungsmethoden sind 
nicht mehr ausreichend: mehr denn je muß 
sich die Polizeiheutenm Informationen aus 
der Basis der kriminellen Organisationen 
bemühen. um noch erfolgreich arbeiten zu 
können. Dieser Umbruch im Kriminalitäts- 
geschehen erfordert auch eine Neukonzi- 
pierung polizeilicher Arbeitsweisen und - 
methoden. Dabei muß sich das taktische 
Konzept der Kriminalpolizei andem Täter- 
verhalten orientieren. Im einzelnen können 
folgende Verhaltensmuster herauskrristalli- 
siert werden! 


® Die kriminelle Organisation wirdsowohl 
nach innen alsauch nach außen abgeschot- 
tet. Die Bandenmitglieder bevorzugen als 
Treffpunkte meistens Lokale und auch 
Wohnungen, die von Landsleuten. eigenen 


zuverlässigen Personen geführt werden. 


@® Die Vorbereitungund Durchführungder 
Taten werden arbeitsteilig von verschtede- 
nen Personen begangen. Die einzelnen Tä- 
ter kennen sich untereinander nur soweit, 
wie das für das Funktionieren der Organı- 
sation notwendig ist. insbesondere sind.den 
einzelnen Ausführenden und Kurieren die 


Auftraggeber und Hintermänner nicht be- 


kannt. so daß sie bei ihren Festnahmen 
darüber keine Aussagen machen können. 


@ Die für die Verwertung bzw. den Absatz 
der Taterzeugnissenotwendigen Gespräch- 
spartner werden abgeklärt, bevoreszu.den 
ersten Kontakten kommt. Diese Partner 
werden bewußt in die Illegalität gedrängt. 
um sicher zu gehen, daß es sich hierbei um 
keine Polizeibeamte handelt. 


© Vorgesehene Treffs werden kurzfristig 
abgesagt oder an andere Orte verlegt, um 
polizeiliche Observationen zu erschweren. 
Erste Kontakte mit einem noch unsicheren 
Partner werden von den Tätern selbst ge- 
genobserviert. 


© Anfänglich werden größere Geschäfte 
kategorisch abgelehnt. Insbesondere im ıl- 
legalen Rauschgift- und Waflenhandel 
muß das Vertrauen durch sogenannte Ver- 
trauenskäufe erworben werden. Erst nach 
der Durchführung von mehreren Probe- 
und Vertrauenskäufen werden größere 
Mengen angeboten bzw. kann mit den Hin- 
termännern Kontakt aufgenommen wer- 
den. 


@ Dic heiße Ware wird in geheimen Depots 
aufbewahrt, um sich vor evtl. Beschlagnah- 
men zu sichern. Durchsuchungen von 
Wohnungen und Geschäftsräumen von 
Verdächtigen führen daher selten zum Er- 
folg. 


Um diese Form der Kriminalität erfolg- 
reich bekämpfen zu können, genügt es 
nicht, im Rahmen einzelner Ermittlungs- 
verfahren „Randfiguren“ der kriminellen 
Szene zu entziehen. Der Weg zum inneren 
Kreis - zum harten Kern - der Organisation 
setzt voraus, daß die Polizei vor einer Ak- 
tion über Informationen bezüglich der 
Struktur der kriminellen Organisation, 
Vertriebs- und Verteilerringe sowie über 
Abnehmerkreise verfügt, um dannin einem 
Überraschungsangriff die Drahtzieher fest- 
zunehmen und Beweismittel zu sichern. Es 
geht darum, die kriminelle Organisation zu 


zerschlagen und damit - und das ist das 
eigentliche Ziel- die Begehung weiterer fast 
ausschließlich sozialschädlicher Straftaten 
zu verhindern. 


1.2. Die Informationsbeschaffung ist im 
wesentlichen nur möglich durch 

- die Inanspruchnahme von V-Leuten und 
- den verdeckten Einsatz von Beamten 


Nur durch verdeckte Ermittlungsmeiho- 
den ist ein gewisses Maß an Wallengleich- 
heit mit dem polizeilichen Gegenüber her- 
zustellen. Allerdings ergeben sich im Zu- 
sammenhang mit verdeckten Ermittlungen 
sowohl Probleme aus materieller als auch 
ans formeller Sicht, die noch der Lösung 
bzw. der eindeutigen rechtlichen Absiche- 
rung bedürfen, Im wesentlichen handelt es 
sich dabei um: 

- Erwerb von Giegenständen (Hehlerware, 
Waffen, Rauschgilt) im Rahmen verdeck- 
ter Ermittlungen und deren Verwertbarkeit 
im Verfahren 

- Ausstattung der verdeckt eingesetzten Be- 
amten mit fingierten Papieren (z.B. Perso- 
nalausweis, Reisepaß, K17-Schein. Ver- 
dienstbescheiigungen. Entlassungsschein 
für Strafgefangene) und Gebrauchmachen 
im Rechtsverkehr (2.B. Anmietung von 
Wohnungen) 

- Einsatz von V-Leuten und Verwertbarkeit 
der Erkenntnisse im Verfahren 

- Betreten von Wohnungen im Rahmen 
verdeckter Ermittlungen unter Verdecken 
der wahren Absicht 

- verdeckte Ermittlungen und Benachrich- 
tigungspflicht zur Wahrung des Anspruchs 
aus Artikel 19, Abs. 4 Grundgesetz 

- Beteiligung verdeckt eingesetzter Beamter 
an Straftaten (z.B. Erwerb und Gebrauch 
von BTM zur Tarnung oder Teilnahme an 
Einbrüchen als „Keuschheitsprobe") 

- Kenntniserlangung von Straftaten, die im 
Interesse der Zerschlagung der Organisa- 
tion nicht verfolgt werden sollten. 


1.3. Die gewerbsmäßg handelnden Inten- 
sivtäter wenden ähnliche Methoden wie po- 
litisch motivierte Deliquenten an. 

Aus diesem Grund benötigt die Polizei zur 
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wirksamen Bekämpfung Eingriffsbefug- 
nisse vergleichbar mit denen des Verfas- 
sungsschutzes 


Problemlösung 

Zur Lösung dieser Problematik konstitu- 
ierte sich - nach ergangenem Vorschlag des 
Präsidenten des Landeskriminalamtes BW 
-, durch Beschluß des Justizministeriums 
BW - im Einvernehmen mit dem Innenmi- 
nisterium BW - in der Zeit vom 3.6.1975 bis 
21.6.1978 eine aus Juristen und leitenden 
Kriminalbeamten bestehende Arbeitsgrup- 

e. 

Die Arbeitsgruppe erzielte in 20 Sitzungen 
nachgenanntes Ergebnis (gekürzte Fas- 
sung): 


2.1. Ergebnis der Arbeitsgruppe 

These 1: 

Im Rahmen verdeckter polizeilicher Er- 
mittlungen ist auch der Ankaufvon Gegen- 
ständen (Hehlerware. Waffen, Rauschgift 
usw.) zulässig. Das Verhalten hierbei einge- 
setzter Polizeibeamter und die Mitwirkung 
von V-Leuten als Gehilfen ist grundsätzlich 
rechtmäßig. Der Erwerb durch einen zwar 
im Auftrag der Polizei, aber selbständig 
handelnden V-Mann ist durch $ 34 StGB 
gerechtfertigt. wenn der angestrebte Erfolg 
mit derselben Wahrscheinlichkeit weder 
durch eine förmliche Sicherstellung bzw. 
Beschlagnahme noch im Wege des verdeck- 
ten Ankaufs durch einen Polizeibeamten 
erreicht werden kann. Gegen die Verwert- 
barkeit auf diesem Wege erlangter Beweis- 
mittel bestehen keine Bedenken. 


Begründung: 

Der Erwerb derartiger Gegenstände durch 
die Polizeibeamten erfüllt keinen Straftat- 
bestand, da dadurch jedenfalls eine rechts- 
widrige oder rechtswidrig ausgeübte Sach- 
herrschaft durch eine rechtmäßige ersetzt 
wird. 

Anstiftung liegt nicht vor, wenn der Ver- 
käufer bereits zur Abgabe entschlossen ist. 
Dies ist insbesondere dann der Fall. wenn 
die veranlaßte Abgabe bloßer Teilakt einer 
fortgesetzten Handlung ist. Auch eine Bei- 
hilfe zur Straftat des Verkäufers kommt 


nicht in Betracht, wenn eineSchädigungdes 
Rechtsgutes trotz formeller Vollendungder 
Straftat durch polizeiliches Außer-Ver- 
kehr-Ziehen verhindert werden soll... 
Wenn ein V-Mann an der Wareeine- wenn 
auch nur vorübergehende - eigene Verfü- 
gungsgewalt erlangt (eine unmittelbare Zu- 
griffsmöglichkeit der Polizei auf V-Mann 
und Ware nach den konkreten Umständen 
also nicht besteht), kann zwar der Tatbe- 
stand des $ 259 StGB bzw. vonStrafbestim- 
mungen des Waffengesetzes, Betäubungs- 
mittelgesetzes usw. erfüllt sein. In diesen 
Fällen kommt jedoch sowohl für den V- 
Mann als auch für den Polizeibeamten als 
Auftraggeber eine Rechtfertigunggem. $ 34 
StGB in Betracht. 

Beim Ankauf durch den V-Mann mußhin- 
zukommen, daß die Gefahr in gleicher Wei- 
se erfolgversprechend weder durch förmli- 
che Sicherstellung bzw. Beschlagnahme 
noch durch unmittelbaren Erwerb durch 
einen Polizeibeamten beseitigt werden 
kann. In vielen Fällen ist der Einsatz des 
V-Mannes das einzige erfolgversprechende 
Mittel, etwa dann, wenn ein Polizeibamter 
in dieSzene erst eingeschleust werden müß- 
te und damit ein sofortiges Eingreifen nicht 
möglich ist. 


These 2: 

Im Rahmen verdeckter polizeilicher Ermitt- 
lungen und der Tätigkeit des Verfassungs- 
schutzes besteht für die Ausstattung der hier- 
bei tätigen Bediensteten mit Tarnpapieren 
ebenso ein Bedürfnis wie für die Verwendung 
von Tarnkennzeichen für Kraftfahrzeuge. 

- Die Herstellung, Zuteilung und das Ge- 
brauchmachen von amtlich ausgestellten 
Tarnkennzeichen ist rechtmäßig. 

- Herstellung und Gebrauchmachen von in- 
haltlich unzutreffenden Urkunden ist grund- 
sätzlich zulässig. wenn nicht über den Äusstel- 
ler getäuscht wird und - bei öffentlichen Ur- 
kunden - die erhöhte Beweiskraft sich nicht 
auf die inhaltlich unzutreffenden Angaben 
erstreckt. 

- Die Herstellung und das Gebrauchmachen 
von falschen Identifizierungspapieren (Reise- 
paß. Personalausweis) und sonstigen öffentli- 
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chen Urkunden (Entlassungsschein von Strat- 
gefangenen, polizeiliches Führungszeugnis) 
erfüllen den Tatbestand der $$ 348, 271, 273 
StGB. Dieses Verhalten kann jedoch ım Be- 
reich der präventiven Verbrechensbekämp- 
fung nach $ 34 StGB bereits dann gerechtfer- 
tigt sein, wenn noch nicht konkretisierbare 
Straftaten erheblichen Gewichts nach allge- 
meiner polizeilicher Erfahrung zu erwarten 
sind. 


Begründung 

a) Keine Urkunde i.8.d. $ 267 StGB. sondern 
lediglich eine strafrechtlich unerhebliche 
„schriftliche Lüge” liegt vor bei inhaltlich un- 
zutreffenden Bescheinigungen, soweit nicht 
über den Aussteller getäuscht wird. Die Aus- 
stattung verdeckt eingesetzter Personen etwa 
mit falschen Bescheinigungen über Verdienst- 
, Arbeits- und Anstellungsverhältnisse und 
mit fingierten Strafregisterauszügen und de- 
ren Verwendung erfüllt unter diesen Voraus- 
setzungen keinen Straftatbeständ. 

b) Herstellung und Gebrauchmachen von fal- 
schen FKdentifizierungspapieren wie Persona- 
lausweis und Reisepaß erfüllen jedoch den 
Tatbestand der 88 348, 271, 273 StGB. weil 
sich bei diesen öffentlichen Urkunden die Be- 
weiskralt auf den Namen des Abgebildeten 
erstreckt und die Eintragung eines Deckna- 
mens anstatt des bürgerlichen Namens nach 
dem Paßgesetz nicht zulässig ist. Auch der 
Entlassungsschein und das polizeiliche Füh- 
rungszeugnis sind Öffentliche Urkunden 
1.S.o.a. Paragraphen. In allen Fällen kommt 
jedoch eine Rechtfertigung gem. 8 34 StGB in 
Betracht. Bezüglich der geforderten „gegen- 
wärtigen Gefahr“ ist es zwar nicht zulässig, 
den Polizeibeamten schon dann mit falschen 
Papieren auszustatten und in der verdeckten 
Ermittlungsarbeit einzusetzen, wenn noch kei- 
ne Anhaltspunkte für geplante Straftaten vor- 
liegen, vielmehr erst ermittelt werden soll, ob 
derartige Vorhaben geplant sind. Die Existenz 
eines kriminogenen Milieus erheblichen Ge- 
fährlichkeitsgrades (z.B. in der Rauschgift-, 
Waffen-, Hehler- und Anarchoszene) begrün- 
det jedoch derart die Wahrscheinlichkeit der 
Begehung von Straftaten, daß man sich ver- 
nünftigerweise auf die Möglichkeit des schädi- 
genden Ereignisses einstellen muß. Wenn un- 


ter diesen Umständen andere, in gleicher Wei- 
se erfolgversprechende Mittel nicht zur Verfü- 
gung stehen, um die erwarteten Straftaten 
rechtzeitig verhindern zu können, ist der Ein- 
satz des mit falschen Papieren ausgestatteten 
Polizeibeamten gerechtfertigt. 

Beim Verfassungsschutz wird die Eingrilis- 
schwelle zwangsläufig niedriger liegen als bei 
der Polizei. 

ce) Stellt der in der verdeckten Ermittlungsar- 
beit eingesetzte Polizeibeamte durch Unter- 
schreiben mit seinem Deeknamen eine Urkun- 
de her, so kommt eine Urkundenfälschung 
nur dann in Betracht, wenn er damit nicht nur 
über seinen Namen, sondern auch über seine 
Person im Rechtsverkehr täuschen will. 


These 3: 

Die Verwendung von V-l.euten bei der Ver- 
brechensbekämplung und im Rahmen der 
Autklärungstätigkeit des Verfassungsschut- 
zes ist grundsätzlich zulässig. Die Vertraulich- 
keit darf nur aus übergeordneten Gesichts- 
punkten, im allgemeinen nicht allein wegen 
Beweisnot. ausgegeben werden. Die Verneh- 
mung des sachkundigen Beamten als Zeuge 
vom Hörensagen genügt in vielen Fällen den 
Bedürfnissen der Wahrheitstorschung. 

Ist eine V-Person irgendwicalssolchebekannt 
geworden. dann besteht ein dringendes Be- 
dürfnis für eine Beschränkung der Aussage- 
pflicht der V-Person. um die verdeckten Er- 
mittlungsmethoden nicht bloßlegen zu müs- 
sen. Dieses Risiko kann durch vorherige Ver- 
pflichtung gemäß Art. I Abs. I Nr. I des 
Verpflichtungsgesetzes vermieden werden. da 
so eine Schweigepflicht begründet wird, deren 
Verletzung nach 8 353 b Abs. 1 StGB strafbar 
ist. Der V-Mann erhält so ein Zeugnisverwei- 
gerungsrecht gemäß & 54 StPO. 


Begründung: 

Sicherheitsorgane und Strafverfolgungsbe- 
hörden können ihre Aufgaben nur dann wirk- 
sam erfüllen, wenn sie die Zusicherung auf 
vertrauliche Behandlung von Informationen 
grundsätzlich auch einhalten. 

Nur in extremen Ausnahmelällen (7.B. Be- 
weisnot bei Fällen der Sehwerstkriminalität, 
eigene schwerwiegende Straftat desInforman- 
ten) sollte der Informant selbst als Zeuge prä- 
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sentiert werden. Dabei ist es jedoch unzuläs- 
sig, diesen unter Täuschung über oder unter 
Verdeckung seiner Identität dem Gericht als 
Zeuge zu präsentieren oder ihn als Zeuge unter 
Ausschluß von Verfährensbeteiligten und Of- 
fenlegung der Identität nur gegenüber dem 
erkennenden Gericht oder beauftragten oder 
ersuchten Richtern aussagen zu lassen. 


These + 

Das Betreten einer Wohnung durch verdeckt 
eingesetzte Polizeibeamte bzw. durch bei der 
Aulklärungstätigkeit des Verfassungsschut- 
zes eingesetzte Personen unter einen Vor- 
wand erfüllt - soweit nicht ein Recht zum 
Betreten vorgespiegelt wird - nicht den Tatbe- 
stand.des 8 123SıGB und fällt auch nicht unter 
den $ 25 PoIG BW. Ein Eingriffin das Grund- 
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 GG) liegt bei erklärtem oder sich aus 
den Umständen ergebendem Einverständnis 
auch dann nicht vor, wenn das Einverständnis 
durch List erreicht worden ist, Ein systemätl- 
sches Suchen nach Beweismitteln und wissens- 
werten Fatbeständen dabet ist jedoch unzuläs- 
sig: denn dies stellt cine Durchsuchung dar. 
Fine Durchsuchung liegt aber nicht vor, wenn 
sich der Beamte in der Wohnung nur interes- 
siert umschaut oder wenn er Maßnahmen 
durchführt. die Fediglich der Aufrechterhäal- 
tung der Tarnung dienen sollen. 


Begründung: 

a) Die Frage, ob und inwieweit das unter 
diesem Vorwand erlangte Einverständnis des 
Berechtigten in Bezug aul das 'Fatbestands- 
merkmal „Eindringen” 1.8.d. 123 StGB er- 
heblich ist, ist umstritten. Die Arbeitsgruppe 
folgt der Meinung ‚daß das solehermaßen 
erlangte Einverständnis des Berechtigten 
grundsätzlich den Tatbestand des 8 123 S1GB 
ausschließt. 

Ein Eindringen in den geschützten Bereich 
kann nicht schon dann angenommen werden, 
wenn zum Zeitpunkt der Einwilligung der 
vom Eingedrungenen verfolgte Zweck durch 
den Wohnungsinhaber nicht in jeder Hinsicht 
erkannt wird. 

Die zweite Tatbestandsalternative des & 123 
Abs. I StGB (unbefugtes Verweilen in den 
geschützten Räumen) spricht dafür, daß die 


Wohnung in solehem Falle strafrechtlich nur 
geschützt wird, wenn der Berechtigte die Auf- 
forderung zum Verlassen ausgesprochen hät. 


b) Das Einverständnis des Berechtigten deckt 
allerdings nur den Aufenthalt in der Woh- 
nung unddiedamit notwendigerweise verbun- 
dene Wahmehmung von Personen, Sachen 
und Zuständen, nicht aber eine Durchsu- 
chung i.x.d. Arı.13 Ahs.2 GG. 825 Polizeige- 
set7,8 105 SıPO. 


These 5: Polizeiliche Maßnahmen mit Fin- 
grilischarakter bedürfen nach wohl über- 
wiegender Auffassung auch bei Vorliegen 
allgemeiner  stralrechtlicher  Rechtferti- 
gungsgründe grundsätzlich einer Fingritt- 
sermächtigung. Als solehe konmt die poli- 
zeiliche Generalklausel in Betracht. soweit 
nicht spezielle Regelungen bestehen. Nach 
derzeitiger Rechtslage kann die polizeiliche 
Generalklausel nach Auffassung der Ar- 
beitsgruppe als  Eingriffsermächtigung 
auch für Eingriffe schwerwiegender Art 
herangezogen werden, die eigentlich aus 
Gründen der Rechtssicherheit besser in e1- 
ner speziellen Gesetzesbestimmung gere- 
gelt werden sallten. In diesem Sinn er- 
scheint regelungsbedürttig insbesondere 
dastechnische Belauschen von Gesprächen 
unddas Fotografieren von Personen. 
Auch bestehende spezielle Eingriffser- 
miächtigungen reichen zum Teil für ver- 
deckte Ermittlungen nicht aus und sollten 
deshalb erweitert werden. 7.B. im Bereich 
des Betretens und Durehsuchens von Woh- 
nungen(vegl. These$)unddieÜÜbberwachung 
des Fernmeldeverkehrs im präventiven Be- 
reich. 


Begründung: 

Die Frage, ob nicht schon strafrechtliche 
Rechtfertigungsgründe eine ausreichende 
Rechtsgrundlage für hoheitliches Handeln 
abgeben, ist inderrechtswissenschaftlichen 
Frörterung außerordentlich umstritten. 
Überwiegend war bisher die Meinung ver- 
treten worden, für hoheitliche Eingriffe be- 
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dürfe es, jedenfalls außerhalb der Fälle der 
Notwehr imengeren Sinne, d. h. der Selbst- 
verteidigung, über die allgemeinen straf- 
rechtlichen Rechtfertigungsgründe hinaus 
einer öffentlich-rechtlichen Eingriffs- 
grundlage. 

Auch in der Begründung des von der Innen- 
ministerkonferenz verabschiedeten Mu- 


sterentwurtfs eines einheitlichen Polizeige- 
setzes (Abschn 3.44) heißt es: 

„Die Notwehrvorschriften des Strafrechts 
und des Zivilrechts vermögen jedoch ein 


Verhalten nur strafrechtlich oder zivil- 
rechtlich zu rechtfertigen; sie sind nicht 
Ermächtigungsgrundlage für ein hoheitli- 
ches Handeln“. 

Die heimliche Überwachung des Fernmel- 
deverkehrs im präventiven Bereich ist der- 
zeit infolge des abschließenden Charakters 
der Regelung in $$ !00a, 100b StPO nicht 
zulässig. 

Bei anderen besonders schwerwiegenden 
Eingriffen, wie etwa demheimlichen Abhö- 
ren von Gesprächen in Wohnungen, kann 
es zweifelhaft sein, obdiepolizeilicheGene- 
ralklausel eine ausreichende Rechtsgrund- 
lage abgibt. Deshalb sollten die in Recht- 
sprechung und Literatur nicht einhellig be- 
antworteten Fragen gesetzlich geregelt und 


bestehende Ermächtigungen erweitert wer- 
den. 


These 6: Eingriffe, die für den Betroffenen 
von vornherein entweder erkennbar sein 
oder offengelegt werden müssen, vertragen 
sich naturgemäß nicht mit dem Zweck ver- 
deckter Ermittlungen, da diese mindestens 
zum Zeitpunkt der Vornahme des Eingriffs 
geheim gehalten bleiben müssen. Die aus 
Art. 19 Abs. 4 GG hergeleitete Forderung, 
daß Eingriffe grundsätzlich für den Betrof- 


fenen oflen erfölgen müssen. um ihm den 
durch Art. 19 Abs. 4 GG gewährleisteten 
gerichtlichen Schutz gegen etwaige Rechts- 
verletzungen zuermöglichen. gebietet aller- 
dings nicht, daß Eingriffe immer von vorn- 
herein erkennbar sein müssen. Es genügt 
vielmehr eine nachträgliche Unterrichtung. 
sofern und sobald diese ohne Beeinträchti- 
gung wichtiger öffentlicher Interessen, ins- 
besondere ohne Gefährdung des Zwecks 
der Ermittllungen geschehen kann. Die Be- 
nachrichtigungspflicht sollte Kraft Gesct- 
zes endgültig entfallen, wenn diese Voraus- 
setzung auch nach Ablauf einer bestimn- 
ten. allerdings längeren Frist noch nicht 
eingetreten ist. Eine gesetzliche Regelung 
erscheint aber auch wünschenswert, umdie 
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derzeit bestehenden Unsicherheiten über 
die Zulässigkeit verdeckter Eingriffe zu be- 
seitigen sowie um etwälge Ausnahmen vom 
Gebot der Benachrichtigung zu normieren. 


Begründung: 

Soweit Eingriffe im die Rechtsstellung von 
Bürgern notwendiesind.mußaufgrundder 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts davon ausgegangen werden. daß das 
Rechtsstantsprinzip auch bei verdeckten 
Ermittlungen eine mindestens nachträgli- 
che Offenlegung grundsätzlich fordert (vel. 
auch 8 19 Abs. 4 GG). Das Bundesterfas- 
sungsgericht hat zwar schon anerkannt, 
daß es geboten sein kann, aul eine an sich 
mögliche Anhörung des Betrolfenen zu ver- 
zichten. um ihn nicht zu warnen: doch hielt 
es eine Ausnahme vom Grundsatz der vor- 
herigen Anhörung nur für zulässig, „wenn 
dies unabwersbar ist. um nicht den Zweck 
der Maßnahme zu gefährden”. In einem 
solchen Fall verlange der Rechtsstaatsge- 
danke. daß der Betrottene Gelegenheit er- 
hält. wenigsten nachträglich sich gegen die 
angeordneten Maßnahmen zu wehren. 
Eine nachträgliche Unterrichtung des Be- 
troffenen uber verdeckte Ermittlungen ist 
ansich in vielen Fallen wohl möglich. hau- 
fie allerdings nur unter Inkaufnahme er- 
heblicher Nachteile für diepoltzeilichen Fr- 
mittlungen oder für Maßnahmen der Ge- 
Fahrrenabwchr. 

Is müßte deshalb gesetzlich normiert wer- 
den. in welchen Fällen und unter welchen 
Voraussetzungen Ausnahmen von der Be- 
nachrichtigungspllicht zulässte sind. Die 
Arbeitsgruppe ist der Auffassung. daß es - 
jedenfalls bei geringfügigeren Hingriffen, 
wie etwa dem heimlichen Fotografieren, 
soweit es sich dabei um einen Kingrifl han- 
delt - geboten und vertretbar ist. von einer 
Benachrichtigung des Betroffenen abzuse- 
hen. und daß eine Benachrichtigung auch 
unterbleiben kann, wenn der Betrolfene - 
oder nur unter unverhältnismäßtgem Auf- 
wand sein Aufenthalt - lediglich zum 
Zweckeder Benachriehtigung erstermittelt 
werden müßte. Die Arbeitsgruppe hält - 
wenn wichtige öffentliche Interessen einer 
nachträglichen Bekanntgabe voraussicht- 


lich für längere Zeit entgegenstehen - auch 
eine Regelung für notwendig und vertret- 
bar, wonach nach Ablaufeiner bestimmten 
Zeitspanne (etwa nach 3 Jahren) die Be- 
nachrichtigungspflicht endgültig entfällt. 
weil eine nachträgliche Unterrichtung mit 
zunehmendem Zeitablauffürden Betroffe- 
nen inaller Regelan Bedeutung verliert und 
eine unbegrenzte Fortdauer der Prüfungs- 
pflicht hinsichtlich der einer Benachrichti- 
gung entgegenstehenden Gründe die Si- 
cherheitsbehörden auch unverhältnismä- 
Big stark belasten würde. 

Eine gesetzliche Regelung müßte wohlauch 
eine verfahrensmäßige Sicherung vorse- 
hen. etwa die Einschaltung eines Richters 
(rel. auch Begründung zu These 5). 


These 7: Die Begehung von Straftaten dureh 
verdeckt eingesetzte Polizeibeamte ist 
grundsätzlich unzulässig. Sofern durch die 
Straftat Induvidualrechtsgüter beeinträch- 
tet oder verletzt werden, fehlt es nach der 
im Vordringen befindlichen Auffassung 
(vgl. These 5) bereits an einer Eingriflser- 
michtigung. Da aber bei verdeckten Eer- 
mittlungen Einerife geringeren Gewichts 
in Individualrechtsgüter (7.B. Verbreiten 
von Flugblättern mit beleidigendem Inhalt, 
Sachbeschädigungen durch Schmierereien, 
Hausbesetzungen usw.) nahezu unver- 
meiclhich sind. besteht ein dringendes Be- 
fürfnis zur alsbaldigen Schaffung einer Er- 
mächtieungsnorm, die Inhalt. Umfang und 
Girenzen derartiger Eingriffe regelt. Aller- 
dings sind solche Handlungen Bisher mit 
beachtlichen Gründen bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des $ 34 SIGB strafrecht- 
ich als gerechtfertigt angsehen worden. oh- 
ne daß die Zulässigkeit der Eingriffe wegen 
mangelnder Ermächtigung in Zweifel ge70- 
gen worden ist. Deshalb erscheint es bis 
zum Inkrafttreten der angestrebten geset7- 
lichen Regelung vertretbar, übergangseise 
das Fehlen einer Eingriffsermächtigung 
hinzunehmen und die Zulässigkeit solcher 
Maßnahmen allein aul $ 34 SIGB zu stüt- 
zen. 

Die Teilnahme an Straftaten, diesich gegen 
gemeinschaftsbezogene Rechtsgüter rich- 
tentz.B. lirkundendelikte, Vergehen gegen 
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das Versammlungs- oder Waffengesetz 
usw,) und deshalb keine Eingriffe sind, ist 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des & 34 
StGB gerechtfertigt. 

Liegen die Voraussetzungen des $ 34 StGB 
im Einzelfall nicht vor so kann in besonde- 
ren Ausnahmesituationen einem Polizeibe- 
amten, der sich an Straftaten beteiligt, ein 
Entschuldigungsgrund (z.B. $ 35 StGB) zu- 
gebilligt werden. Soweit außerhalb einer 
Notstandssituation zur Aufrechterhaltung 
der Legende die Beteiligung an Straftaten 
geringeren Gewichts erforderlich ist, wird 
im Regelfall die Einstellung des Verfahrens 
gemäß $ 153 StPO in Betracht kommen. 


Begründung: 

a) Bezüglich Straftaten gegen l.eib und l.e- 
ben - von geringfügigen Becinträchtigun- 
gen der körperlichen Integrität einmal ab- 
gesehen - besteht kein echtes Bedürfnis für 
eine Rechtfertigung, da eine so geartete 
Beteiligung außer der politischen Bedenk- 
lichkeit und Unzumutbarkeit für den eın- 
zelnen Beamten nicht zu unterschätzende, 
wenn nicht gar unlösbare Probleme bei 
Ausübung der Notwehr durch den Verletz- 
ten mit sich bringen. 

b) Nur in seltenen Fällen wird sich dem 
Polizeibeamten die Gelegenheit bieten, oh- 
ne Gefährdungseiner Person dieEinholung 
des Einverständnisses des Rechstgutsinha- 
bers zu erwirken. Auch kann es problema- 
tisch sein, den Geschädigten in dieverdeck- 
ten Ermittlungen einweihen zu müssen. 
Darüberhinaus kann in Ausnahmefällen 
die Beteiligung an Straftaten durch die An- 
nahme der mutmaßlichen Einwilligung ge- 
rechtfertigt sein; dies bedarf doch jeweils 
sorgfältiger Prüfung. 

c) In jedem Einzelfall bedarf die Frage, ob 
die Voraussetzungen des $ 34 StGB vorlie- 
gen, besonders sorgfältiger und strenger 
Prüfung. Eine rechtfertigende Notstandsla- 
ge ist aber jedenfalls dann nicht gegeben, 
wenn die Beteiligung eines Polizeibeamten 
an einer strafbaren Handlung nur erfolgt, 
um den Täter ausschließlich wegen dieser 
Tat überführen zu können. 

d) Sollte sich - ohme daß die Voraussetzun- 
gen des $ 34 StGB vorliegen - für einen 


verdeckt eingesetzten Polizeibeamten im 
Einzelfall die unabwendbare Notwendig- 
keit ergeben, an Straftaten gegen Indiviual- 
rechtsgüter teilzunehmen, weil er andern- 
falls seine Enttarnung und damit Angriffe 
auf seine körperliche Integrität oder gar 
sein Leben befürchten muß, so kann er 
persönlich, trotz fehlender Eingriffser- 
mächtigung, entschuldigt sein (z.B. $ 35 
StGB). Dies gilt jedoch nur, wenn es aus 
tatsächlichen Gründen nicht möglich wäre, 
sich ohne Selbstgefährdung ausder Straftä- 
tergruppe zurückzuziehen. Die bloße Ge- 
fahr, bei der Ablehnung einer Beteiligung 
an strafbaren Handlungen begangene Ta- 
ten nicht aufklären bzw. weitere nicht ver- 
hindern zu können, reicht mithin für die 
Begründungeiner Notstandslage nicht aus, 
Wenn es in diesem Fall zu einer Teilnahme 
an Straftaten geringeren Gewichts kommt, 
wird im Regelfall lediglich die Einstellung 
des Verfahrens gem. $ 153 StPO in Betracht 
genommen, 

d) Zur Klarstellung ist darauf'hinzuweisen, 
daß die vorstehend dargelegten Grundsätze 
auf den als sog. agent provocateur tätig 
werdenden Polizeibeamten keine Anwen- 
dung finden. 

ce) Eine Regelung der Entschädigung für 
Verletzte ist zu prüfen, notfalls zu schaffen. 


These 8: Der in der verdeckten Verbre- 
chensbekämpfung eingesetzte Polizeibe- 
amte kann nur erfolgreich sein, wenn ihm 
ermöglicht wird. über längere Zeit Strafta- 
ten zu beobachten, ohne in jedem Fall ver- 
folgend tätig werden zu müssen. Nach gel- 
tendem Recht ist es nur zulässig, daß im 
Rahmen der der Poilizei aus kriminal- 
taktischen Gründen eingeräumten Mög- 
lichkeit der freien Gestaltung der Ermitt- 
lungen ein Finschreiten vorübergehend 
aufgeschoben wird; es ist auch nicht unzu- 
lässig, den Umfang und die Intensität der 
Ermittlungen an den personellen und säch- 
lichen Gegebenheiten einerseits und dem 
Gewicht der zu verfolgenden Straftatande- 
rerseits auszurichten. Den darüber hinaus- 
gehenden Bedürfnissen der Praxiskannnur 
durch eine Modifizierung der Verfolgungs- 
pflicht entsprochen werden. 
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Die erforderliche Geseizesänderung muß 
folgende Gesichtspunkte beachten: 

- Der Beamte muß auftragsbezogen und 
zeitlich begrenzt von der Verfolgungs- 
pflicht (& 163 SıPO) freigestellt werden, 
soweit dies zur Erforschung schwer wiegen- 
der Straftaten und zum Schutz des Ermitt- 
lungsauftrages oder der eingesetzten Perso- 
nen unumgänglich ist. 

-Im Hinblick aufdie Stellung der Staatsan- 
waltschaft als verantwortliche Strafverfol- 
gungsbehörde kann die Befreiung nur 
durch diese erteilt werden. 

- Der Befreiung entspricht die grundsätzli- 
che Verpflichtung der Polizei zur Informa- 
tion der Staatsanwaältschaft, inwieweit von 
der Befretungnach pflichtgemäßem Ermes- 
sen des Beamten Gebrauch gemacht wer- 
den mußte. Damit ist die Staatsanwalt- 
schaft auch in der Lage zu prüfen, ob Er- 
mittlungen ohne Gefährdung des Ermitt- 
lungsauftrages oder der eingesetzten Perso- 
nen durchführbar sind. Für die Fälle. ın 
denen deshalb nicht eingeschritten werden 
kann. muß eine gesetzliche Mäglichkeit ge- 
schälfen werden, von der Strafverfolgung 
abzuschen. 

- Vonder Informationspflichtsind Fälleder 
milieutypischen Krimimalität geringeren 
Gewichts ausgenommen. 


Begründung: 

a) Der verdeckt eingesetzte Polizeibeamte 
wird während seines Einsatzes nicht nurmit 
der schweren Kriminalität, sondern auch 
mit einer Vielzahl von kleineren und mittle- 
ren Straftaten konfrontiert. Das Legalitäts- 
prinzip verpflichtet ihn, in allen Fällen die 
unaufschiebbaren Maßnahmen zu treffen, 
um die Verdunkelung der Sache zu verhin- 
dern ($ 163 Abs. I SıPO). 

In den meisten Fällen wird er sich unaus- 
weichlich als Polizeibeamter zu erkennen 
geben müssen. wenn er dieser Verpflich- 
tung nachkommıen will. 

Ein solches Einschreiten führt zu seiner 
frühzeitigen Enttarnung und damit zueiner 
Behinderung seines Ermittlungsauftrages, 
oft verbunden mit einer Gefährdung seiner 
Person. 
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So wäre der verdeckt eingesetzte Beamte 
nach dem L.egalitätsprinzip verpflichtet, 

- den Verdacht der Trunkenheit im Verkehr 
in bezug auf eine bestimmte Person minde- 
stens der Polizei zur Kenntnis zu geben, um 
Sotortmaßnahmen(Blutprobe}zuermögli- 
chen: 

- wegen des Kreisens von Joints in der 
Rauschgiftszene sofort  einzuschreiten, 
mindestens um das Rauschgilt zu beschla- 
-enahmen; 

- jede Gelegenheit zur Sicherstellung von 
Beweismitteln oder Einzichungsgegenstän- 
den sofort wahrzunehmen. auch wenn die 
Aussicht besteht, daß beim weiteren Zu- 
warten auf weit umlangreicheres Material 
zugegriffen werden könnte: 

- jedweden Anhaltspunkten für strafbare 
Handlungen in der Szene nachzugehen, 
auch wenn er auf diese Straftaten nicht 
angesetzt ist und sein eigentlicher Ermitt- 
lungsauftrag sich dadurch erschwert: 

- die Verfolgung von Straftaten anzuregen, 
deren Aufklärung den Verdacht auf ihn 
lenken muß und damit zu einer Enttarnung 
führt etc. 

Dem kann nur dureh Einschränkung des 
Legalitätsprinzips abgeholfen werden. Die- 
se ist aus rechtsstaatlichen Gründen nur in 
bestimmten Grenzen vertretbar. 

Ein Abschen von den gesetzlich gebotenen 
Sofortmaßnahmen bzw. von der Stralver- 
folgung allgemein kommt nur dort in Be- 
tracht, wo dies im Rahmen einer Güterab- 
wägung zur Erforschung schwerwiegender 
Straftaten geboten ist. Kapitaldelikte oder 
vergleichbare schwerwiegende Straftaten 
kommen für die Freistellung von der Ver- 
folgungspflicht nicht in Betracht. 

b) Zur Frreichung einer entsprechenden 
Modifizierung des L.egalitätsprinzips sind 
verschiedene Wege denkbar. 

- Errichtung einer polizeilichen Sonderbe- 
hörde (z.B. bei den polizeilichen Mittelin- 
stanzen oder als selbständiges Landesamt) 
mit der Aufgabe, lediglich Lagebilder in der 
Szene zu liefern, hätteden Vorzug der Prak- 
tikabilität; insofern läge cine Parallele zu 
den Nachrichtendiensten und den Ämtern 


für Verfassungsschutz vor, die- ohne selbst 
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an das Legalitätsprinzip gebunden zu sein - 
häufig den Strafverfolgungsbehörden In- 
formationen zugänglich machen. 

Gegen diese „organisatorische“ Lösung be- 
stehen jedoch durchgreifende rechtliche 
und politische Bedenken. 

- Denkbar wäre auch eine Lösung, ohne 
besondere behördliche Organisation, ein- 
zelne Beamte des Polizeidienstes generell 
von der Strafverfolgungspflicht zu befrei- 
en. 

Neben rechtlichen und politischen Beden- 
ken würde damit ein besonderer Status von 
Polizeibeamten geschaffen werden. der be- 
amtenrechtliche Probleme aufwerfen wür- 
de. 

- Es bietet sich daher eine „strafprozessua- 
le" Lösung an, d.h. eine dem $ 153 d StPO 
vergleichbare Regelung. wonach unter be- 
stimmten Voraussetzungen von der Straf- 
verfolgung vorläufig oder endgültig abge- 
sehen werden kann. 

c) Hierauf allein kann jedoch ein Abschen 
von der Einleitung von Ermittlungen, ins- 
besondere der Durchführung von unauf- 
schiebbaren Maßnahmen. nicht gestützt 
werden, da die Entscheidung über die Ein- 
stellung des Ermittlungsverfahrens grund- 
sätzlich die Durchführung von Ermittllun- 
gen vorausetzt. Diese Regelung bedarf des- 
halb der Ergänzung insoweit, als der ver- 
deckt eingesetzte Polizeibeamte schon von 
vornherein vom Legalitätsprinzip freige- 
stellt werden sollte. 

Jedoch müßte dieser Ermittlungsbeamte 
pflichtgemäß prüfen, ob die Anwendung 
des Legalitätsprinzips die Erforschung 
schwerwiegender Straftaten verhindern, er- 
schweren oder die Gefährdung der einge- 
setzten Personen hervorrufen könnte. 
Ferner ist die Freistellung auf bestimmte 
Personen, auf einen festgesetzten Zeitraum 
und auf einen konkretisierten Ermittlungs- 
auftrag zu begrenzen. 

d) Die Entscheidung sowohl über die (zeit- 
weilige) Freistellung von der uneinge- 
schränkten Verfolgungspflicht als auch 
über die (vorläufige oder endgültige) Ein- 
stellung des Ermistlungsverfahrens sollte 
allein der Staatsanwaltschaft obliegen. Die 
Staatsanwaltschaft hat die Rechtsförmig- 


keit insgesamt zu sichern. 

So hat der eingesetzte Polizeibeamte oder 
ein Vorgesetzter gegenüber der Staatsan- 
waltschaft. nach Ablauf einer bestimniten 
Frist, über die während desverdeckten Ein- 
satzes bekanntgewordenen Anhaltspunkte 
für Straftaten zu berichten. 

die Einschaltung des Gerichts ist wegen der 
damit verbundenen Schwerfälligkeit des 
Verfahrens und mit Rücksicht aufdieabso- 
lute Geheimhaltungsbedürftigkeit nicht 
angebracht. 


Ayo. 


Rechtsstaatliche Bedenken gegen dicse Al- 
leinzuständigkeit der Staatsanwaltschaft 
bestehen nicht, da die Staatsanwaltschaft 
auch sonst ohne Mitwirkung des Gerichts 
eigenverantwortlich über die Strafverfol- 
gungentscheidet (z.B in Fällender $8 153c. 
154 und 154 c StPO). 

Im Hinblick auf die häufig überregionale 
Bedeutung der Sache sollte die Entschei- 
dungskompetenz durch inncrdienstliche 
Vorschriften (z.B. OrgStA) dem Genceral- 
staatsanwalt zugewiesen werden. 
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URTEILE 


Identitätsfeststellung 


Das Oberverwaltungsgericht Munster hat 
mit Urteil vom 10.6.81 klargestellt, daß ein 
Betroffener dann nicht zur Polizeiwache 
mitgenommen werden darf (sog. Sistie- 
rung), wenn er die Feststellung seiner Identi- 
tät durch Vorlage des Personalausweises 
ermöglicht hat. Die Polizei hatte die Sistie- 
rung u.a. damit rechtfertigen wollen, daß 
erfahrungsgemäß die Anschriftsangaben in 
Ausweisen nicht den tatsächlichen Verhält- 
nissen entsprechen; das Gericht wies dieses 
Argument mit der Bemerkung zurück, die 
nur ausnahmsweise erlaubte Sistierung 
würde dann zur Regel, weil sich unrichtige 
Ausweiseintragungen nie ausschließen las- 
sen. 

(Az. 4 A 922/80, NPA Alle. Polizei- und 
Ordnungsrecht 770, Personalienfeststel- 
lungBl.6) 


Ineinem vomOberlandesgerichtHammmit 
Beschluß vom 1,9.81 entschiedenen Fall 
hatten zweivonPolizeibeamtenkontrollier- 
te Personen sich geweigert, ihre Personalien 
anzugeben, weil die Beamten ihnen keinen 
Grund fürihr Einschreiten genannt hatten. 
Sie wurden zur Wache gebracht und später 
amtsgerichtlich zu Geldbußen wegen der 
Verweigerung der Personalien verurteilt. 
Das Oberlandesgericht sprach die Betroffe- 
nen frei; es betonte, daß keine gesetzliche 
Verpflichtung des Staatsbürgers besteht, 
sichohneGrundaufamtliche Aufforderung 
hin auszuweisen, und daß der Betroffene 
deswegen erkennen können muß, warum 
gegen ihneingeschritten wird,entwederauf- 
grund seines eigenen vorherigen Verhaltens 
oderaber durcheinen Hinweis der Polizei. 
(Az. 5 Ss OWi 1553/81, Strafverteidiger 
1982,26) 


Beleidigung 

Drei Oberlandesgerichte haben die schon 
beachtliche Sammlung von Entscheidun- 
gen, die Beleidigung der Polizei betreffend, 
erweitert; es ging jeweilsnicht um die häufig 
angezeigte Kombination von Beleidigung/ 
Widerstand/Körperverletzung, sondern le- 
diglichum verbale Attacken. 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat in 
einem Urteil vom 14.5.80 die schriftliche 
Außerung des Angeklagten, „unter unserer 
Polizei befindensich haufenweisegewaltan- 
strebende Schläger ohne Skrupel, gut ge- 
schulte Folterknechte und hemmungslose, 
gefühlskalte Mörder“, deswegen nicht als 
Beleidigung gewertet, weil die Polizei als 
solche keinen überschaubaren, näher um- 
schriebenen Personenkreis darstelle,derbe- 
leidigungsfähig sei. 
(Az.285129/80,NPAStrafrecht 332,StGB 
8185 B120=NJW 1981,1522) 


Anläßlich der polizeilichen Durchsuchung 
eines Gebäudekomplexes im Zusammen- 
hangmitderSchleyer-Entführung hatteder 
später Angeklagte zu Polizeibeamten ge- 
sagt, er lebe in einem freien Landeundnicht 
in der DDR, und er halte die Grundrechte 
eher durch fragwürdige Polizeiaktionen als 
durch Terroristen gefährdet. Erbetonte da- 
bei, es gehe ihm nicht umeineKritik andem 
Verhalten dereinschreitenden Polizeibeam- 
ten, sondern nur um Recht- und Zweckmä- 
Rigkeit der gesamten Polizeiaktion. Das 
Oberlandesgericht Kölnalsimmerhindritte 
deswegen bemühte Instanz hielt mit Urteil 
vom 18.11.80 den Freispruch aufrecht; das 
negative Werturteilseivonallen Beteiligten 
nichtals persönliche Ehrverletzungverstan- 
den worden; vielmehr habe der Angeklagte 
allein zum Ausdruck bringen wollen, daß 
solche, von der Polizei selbst als problema- 
tisch erkannte Aktionen dem Rechtsstaat 
mehrschaden als nützen könnten. 

(Az. 185824/80,NPA Strafrecht 332,StGB 
8185,B1.21) 
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Das Oberlandesgericht Hamm begründet 
die mit Urteil vom 15.7.81 getroffene Fest- 
stellung, die Bezeichnung „Bulle“ habe in 
ihrer heutigen Verwendung in der Um- 
gangssprachein der Regelimmernocheinen 
abwertenden und ehrkränkenden Charak- 
ter und stelleeine BeschimpfungderPolizei- 
beamten dar, mit folgenden richterlichen 
Erwägungen: „Dem steht nicht entgegen, 
daß diese auf Polizeibeamte bezogene Be- 
zeichnung schon seit geraumer Zeit in be- 
stimmten Teilen der Bevölkerung - so etwa 
imkriminellenMilieu,beisolchenGruppen, 
die unserem Staat und seinen Organen 
grundsätzlich und bewußt ablehnend ge- 
genüberstehen, darüber hinaus aber auch 
bei Teilen der Jugend - zumüblichen Voka- 
bular gehört. ...Auch diese Kreise messen 
dem Begriff „Bullen“ in aller Regel noch 
keine wertneutraleBedeutung bei; erstrecht 
findet dieser Begriff auch bei den vorge- 
nannten Minderheiten dann keine Verwen- 
dung, wenn das Verhalten der Polizei von 
diesen ausnahmsweise einmal positiv be- 
wertet werdensoll....Nachallemhatsichdas 
Wort „Bullen“ bislang im allgemeinen 


„Verunglimpfung des Staates und seiner Sym- 
bole*$90 aStGB 

Aus einem Urteildes Amtsgericht Bochum vom 
3.8.1981 


„AufdenaufgestelltenPlakaten warenineiner 
Graphik zwei Polizeibeamte dargestellt, die 
eine Person im Würgegriffabführen. Als Text 
fand sich folgender auf den Plakaten: ‘Volks- 
front gegen Reaktion, Faschismus und Krieg 


für Freiheit und Demokratie, Wohlstandund 
Frieden’ und "Nie wieder Faschismus’, ‘Ver- 
hindert ein neues33’sowie'GegendenPolizei- 
und Überwachungsstaat'. 


Insbesondere durch die drei letzten Parolen 
sollten die beiden Angeklagten die Bundesre- 
publik Deutschland und ihre verfassungsmä- 
Bige Ordnung beschimpft und böswillig ver- 
ächtlich gemacht haben und dadurch den 
Tatbestand des$90a Abs. INr. 1StGBerfüllt 
haben. 


Sprachgebrauchnoch(!) „nichtals wertfreie 
Bezeichnung von Polizeibeamten durchge- 
setztundverselbständigt.“ 

(Az. 2Ss920/81,NPA Strafrecht 332, StGB 
8185 Bl.22) 


Versammlungsrechtliche Auflagen 

Zu derzunehmenden Praxiseiniger Landes- 
polizeibehörden, im Wege der versamm- 
lungsrechtlichen Auflagen Einschränkun- 
gen des Versammlungs- und Demonstra- 
tionsrechts vorzunehmen - die als Vorgriff 
oder auf Ersatz für angestrebte entsprechen- 
de gesetzliche Regelungen verstanden wer- 
den können - interessieren die ersten be- 
kanntgewordanen verwaltungsgerichtli- 
chen Entscheidungen. 

Nach einer Meldungder „tageszeitung“ vom 
5.3.82 hat das Verwaltungsgericht Ham- 
burgineiner Entscheidung, dieim Wortlaut 
nicht vorliegt, das polizeiliche Verbot des 
Mitführens von Gasmasken undSchutzhel- 
men für rechtmäßig, das Verbot von Tarn- 
mitteln (Gesichtsmasken, Tüchern) dage- 
genfürrechtswidrigerklärt. 


Hierzu war festzustellen, daß die Parolen 
objektiv nichteindeutigaufdiegegenwärtigen 
in der Bundesrepublik Deuts&hland Bezug 
nehmen. Sie können objektiv genauso dahin 
verstanden werden, daß sich die'Volksfront’ 
gegen einen vielleicht zukünftig sich ent- 
wickelnden ‘Polizei- und Überwachungs- 
staat’ wenden will. Diesaber ist keinkriminel- 
les Ziel, sondern das Ziel aller freiheitlich-de- 
mokratischen Kräfte. 

Die beiden Angeklagten haben sich unwider- 
legt dahin eingelassen, auch persönlich die 
Parolen auf den Wahlplakaten nicht auf die 
gegenwärtigen Verhältnisse in der Bundesre- 
publik Deutschland bezogen zu haben und 
auch nicht beabsichtigt zu haben, daß Be- 
trachter der Plakate dieParolen aufdiegegen- 
wärtigen Verhältnisse beziehen. 

Diebeiden Angeklagten warendanachfreizu- 
sprechen.“ 
(Az.29CS 133 Js291/80/ AK 128/81) 
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Das Verwaltungsgericht Berlin hat mit Be- 
schluß vom 20.1.82 zwei polizeiliche Aufla- 
gen für eine Demonstration für „offensicht- 
lich rechtmäßig“ und „im überwiegenden 
öffentlichen Interesse geboten“ befunden. 
Nämlich die Verbotefürdie Versammlungs- 
teilnehmer, „sich zu maskieren oder das 
Gesicht aufandere Art zu verbergen“ sowie 
„Gegenstände mitzuführen, die ihrer Art 
nach zum Schutz vor der Anwendung un- 
mittelbaren Zwanges durch einen Amtsträ- 
ger geeignet und offenkundig bestimmt 
sind“. Umdiesbegründenzukönnen, mußte 
das Gericht Tatsachen finden, wonach die 
Durchführung der Versammlung ohnedie- 
se Auflagen die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung unmittelbar gefährdet hätte ($ 15 
Versammlungsgesetz). Das Gericht argu- 
mentiert: DieErwartungder Polizei. es wer- 
de zu Störungen kommen, und dies beson- 
ders durch vermummte Demonstrations- 
teilnehmer, sei empirisch („gerichtsbe- 
kannt“) gerechtfertigt. Die Polizei könne 
nicht zwischen friedlichen und unfriedli- 
chen vermummten Teilnehmern unter- 
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scheiden,sodaß ein generelles Verboterfor- 
derlich sei; hieran seien auch friedliche De- 
monstranten interessiert, denn es setze „die 
Hemmschwelle für Ausschreitungen“ her- 
auf. - Dasselbe gelte für die sog. passive 
Bewaffnung; es sei empirisch deutlich ge- 
worden, daß sie den Widerstand gegen 
rechtmäßigepolizeilicheMaßnahmenerhö- 
he. DasGericht fügthinzu: „Dienichtauszu- 
schließende Möglichkeit von Übergriffen 
einzelner Polizeibeamter wird gerade da- 
durch verstärkt, daß es wegen der ‘passiven 
Bewaffnung’ im Rahmen der Durchsetzung 
polizeilicher Zwangsmaßnahmen zu Aus- 
einandersetzungen von gesteigerter Intensi- 
tät kommt.“ Nachdem hiermit die Verant- 
wortung den Opfern zugewiesen ist, fährt 
das Gericht fort (immerhin ohne hierbei 
empirische Erkenntnisse auch nur zu be- 
haupten): „Die Befürchtung..., daßes auch 
bei einem friedlichen Demonstrationsver- 
lauf zu polizeilichen Übergriffen kommen 
könnte, istoffensichtlichunbegründet“. 
(Az.VG1A15/82) 


76 


ee ee ss 


LITERATUR 


vorgänge - Zeitschrift für Gesellschaftspolitik, 
Heft 55 (1/1982) 

Schwerpunkt: GeheimdiensteinderBRD 
Karl-Heinz Ladeur, Verfassungsschutz 
statt Rechtsschutz? Zur Stellung des Indivi- 
duumsinder „streitbaren Demokratie” 
Jürgen Seifert, Hoheitliche Verrufserklä- 
rungen? /Verfassungsschutzberichte von 
BundundLändern im Vergleich 

Diethelm Damm, Lehren aus Affären mit 
dem Bundesnachrichtendienst(BND) 
Gabriele Weber, Das Bundeskriminalamt 
(BKA) und seine geheimdienstliche Tätig- 
keit 

Humanistische Union, Die (un)heimliche 
Staatsgewalt/ Memorandum zur Reform 
des Verfassungsschutzes (Memorandum/ 
Vorbemerkung/ I.Problem/ II.Aufgaben/ 
III. Befugnisse/ IV. Amtshilfe/ V.Kontrol- 
le/ VI.Rechtsschutz/ VITI.Datenschutz/ 
VIII. Auskunftsanspruch/ IX. Vertas- 
sungsschutzberichte/ Literatur- und Mate- 
rialhinweise 

ferner: 

Sieghart Ott, Das Demonstrationsrecht in 
der Diskussion/ Ein Prüfstein für unser 
Demokratenverständnis 

Stephen W.Smith, Die AG „Bürger beob- 
achten die Polizei“ in Berlin/ Bürger spitz- 
findig, oder wem gehört die Polizei? 


Rainer Grießhammer: Reizkampfstoff CS - 
Eigenschaften, Wirkungen und Einsatzbe- 
dingungen; Herausgegeben vom Öko-Insti- 
tut in der Reihe Oko-Berichte Nr.22, März 
1982,36S., DM4,- 

Bezugsadresse: Öko-Institut Freiburg, 
SchönauerStr.3,78 Freiburg, Tel.420.90 
Die vorliegende Studie gibt knapp und den- 
noch gut verständlich Auskünfte über phy- 
sikalische Eigenschaften, Einsatzbedingun- 
gen und gesundheitliche Wirkungen von 
CS. Berücksichtigung finden auch die im 
sog. Gefälligkeitsgutachten des Fraunho- 
fer-Instituts (siehe dazu auch CILIP 9/10 
S.1871ff) vernachlässigten krebserregenden. 
erbgutschädigenden sowie Mißbildungen 
verursachenden Wirkungen beim CS-Ein- 
satz. Neben diesem naturwissenschaftlich 


finden(dazuauch CILIPR/B1). 


erbrachten Nachweis der Gefährlichkeit 
von CS werden vom Autor auch noch kurz 
einige juristische A$pekte des CS-Einsutzes 
beleuchtet. 

Diese Studie bietet einenützliche Argumen- 
tationshilfein der beinaheständigaktuellen 
Diskussion über den „Versuch, technologi- 
sche I ösungen für politische Konflikte“ zu 


Die Realisierung eines Grundrechts. Zur 
Diskussion um das Demonstrations- und Ver- 
sammlungsrecht. l.occumer Protokolle 23/ 
1981. hrsg. von der Evangelischen Akademie, 
l.occum 

Dies ist der Titel des Protokolls einer Ta- 
gung. die vom 4.-6.11.1981 in der Evangeli- 
schen Akademie stattfand. Teilnehmer der 
Tagung warenzumeinenRichter, Staatsan- 
wälte, höhere Polizei und Verwaltungsbe- 
amte, Polizisten, die bei Demonstrations- 
einsätzen dabeigewesen waren und zuman- 
deren Demonstrationsveranstalter und De- 
monstrationsteilnchmer. 

Inhalt der Broschüre: 

- Einleitungsreferat von Oskar Negt: Die 
zwei Realitäten und die Funktion des De- 
monstrationsrechts 

-Redebeiträge von Polizeibeamten und De- 
monstrationsanmeldern über ihre F'rtah- 
rungen mit Demonstrationen und Denion- 
strationsrecht 

- Diskussion über die Neuordnung oder 
genauer VerschärfungdesDemonstrations- 
rechts mit Beteiligung von Parteienvertre- 
tern, darunter für die CDU der Berliner 
InnensenatorLummer 

- Im Anhang des Bandes finden sich die 
Forderungen der GdP zum Demonstra- 
tionsrecht und Demonstrationsgeschehen 
sowie der Bericht des Komitees für Grund- 
rechte und Demokratie über die Demon- 
stration inBrokdorf 1981 

Die kritischen Punkte dieser Tagung, u.a. 
die kurzfristige Besetzung der Akademie 
durch Demonstranten aus Hannover, die 
damit gegen die Anwesenheit von Lummer, 
alsdem verantwortlichenfürdenPolizeiein- 
satz am 22.9.81 inBerlin,beidemKlaus-Jür- 
gen Rattay ums Leben kam, kommen leider 
indem Protokollnuram Randevor.Gerade 
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dies, nämlich die Konfrontation der Ta- 
gungsteilnehmer aus Polizei und Justiz mit 
der „zweiten Realität" wäre aber von gro- 
ßem Interesse gewesen. Trotzdem ist dieser 
Bericht recht informativ. 


BIIC - Bulletin d'information sur l’interven- 
tion clandestine 

BIIC ist eine französische Zweimonats- 
Zeitschrift, die wie CounterSpyundCovert 
Action in den USA sich ausschließlich um 
die Entwicklung von Geheimdiensten Küm- 
mert. Neben größeren Dossiers und Arti- 
keln enthält das Helft regelmäßig Bespre- 


chungen und Hinweise auf Bücher, Bro- 
schüren und Artikel zum Thema Geheim- 
dienste, Urteilsbesprechungen, sowie ein 
Rubrik „Donner les noms“, in der nach 
Ländern aufgeteilt die Aktivität einzelner 
Agenten benannt wird. Gerade wasdie letz- 
tere Rubrik betrifft, ist BIIC das französi- 
sche pendant zu den genannten amerikani- 
schen Vorbildern. 
InhaltlicherSchwerpunktderbeidenletzten 
Ausgaben (Heft 8/ Jan-Feb 82, Heft 9/ 
März-April 82): Geheimdienste im Nahen 
Osten. 


LES SERVICES SECRETS AU MOYEN- ORIENT 
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Jan Naeve ‘De sterke Arm’, Haasbeck, Al- 
phen aan de Rijn, 1979 

Das Buch ist eineausführliche Dokumenta- 
tion der Hintergründe und Ereignisse im 
Amsterdamer "Nieuwmarktkonflikt‘. Die- 
se waren von enischeidender Bedeutung für 
die Weiterentwicklung des Amsterdamer 
Wohnungskonflikts (siehe dazu CILIP 9/ 
10,5.47u.w.) 

Im Zentrum der Untersuchung steht die 
Rolle von Polizei und Justiz. Die Tatsache, 
daß das Vorgehen der Polizei unddie juristi- 
sche Problemverarbeitung nicht isoliert, 
sondern in Zusammenhang mit dem politi- 
schen Entscheidungsprozeß und mit der 
Entwicklung des Widerstands auf dem 
Nieuwmarkt betrachtet werden, macht die- 
ses Buch geradeerwähnenswert. 

‘De Sterke Arm‘ ist ein Textbuch zu einem 
200 Minuten langen Videoband, das in die 
Ausbildung von Jurastudenten ein Stück 
*lebendigen Rechtes‘ bringen soll. So wird 
die Dokumentation über die Periode 1973- 
78 ‘von innen aus‘ gestaltet: aufgrund von 
Interviews, Zeitungsartikeln, Gutachten 
und Broschüren (der Gemeinde, Polizei, 
Gerichte, ausdem Kiez) usw. DieKombina- 
tion von Videoband und Textbuch macht 
die Problematik auch dem, der die holländi- 
sche Sprache nicht beherrscht, einigerma- 
Ben zugänglich. 

Die wesentlichen Elemente und Entwick- 
lungsphasen des Konflikts werden heraus- 
gearbeitet: 

-derumstrittene PlanderGemeindeverwal- 
tung, eine U-Bahn-Linie quer durch die 
Innenstadt zu bauen; 

- diegescheiterten Versuche derStädtischen 
Aktionsgruppen, denlJ-Bahn-Bauauflega- 
lem Wege zu verhindern; 

- die erste Welle der Hausbesetzungen und 
Aktionsgruppen, den U-Bahn-Bau auf lega- 
inbreiten Kreisen der Bevölkerung; 

- die Räumung von Häusern zur Durchset- 
zungdes Plans der Verwaltung; 

- die polizeiliche Strategie (Auffahren eines 
großen Drohpotentialsan Fahrzeugen und 
Mannschaften) und die nicht erwarteten 
Folgen (statt Deeskalation, Anheizen der 
Auseinandersetzung) 


- die juristische VerarbeitungdesKonflikts: 
(für holländische Verhältnisse) hohe Stra- 
ten für Steinewerfer, Abweisung von über 
200 Klagen gegen die Polizei. 


Piet van Reenen "Overheidsgeweld', Verlag 
Samson, Alphen aan de Rijn, 1979 
„Obrigkeitsgewalt", eine soziologische Stu- 
die der Dynamik des Gewaltmonopols. Im 
MittelpunktderStudiesteht dieAnalyseder 
organisierten physischenObrigkeitsgewalt, 
sowie deren Systematik und Wandlung. Als 
theoretischen Anknüpfungspunkt dient 
van Reenen vor allem das soziologische 
Werk Max Webers. 

Van Reenen konstatiert eine Entwicklung 
vom „Amtlichen Gewaltmonopol” hin zu 
einem „Komplexen Gewaltmonopol“; eine 
Verschiebung, die sowohl die Struktur als 
auch die Art der Problemverarbeitung be- 
trifft. Als auslösender Faktor wird die Ent- 
wicklungzur modernen Versorgungsgesell- 
schalt postuliert: das Beziehungsmuster 
zwischen Staatlichen Instanzen und sich ar- 
tikulierenden Bevölkerungsgruppen hat 
sich, im Vergleich zur alten „industriellen“ 
Gesellschaft, prinzipiell verändert. 

Das amtliche Gewaltmonopo! der indu- 
striellen Gesellschaft kennzeichnet sich 
durch eine strukturelle Trennung zwischen 
der „Politischen Rolle“ und der „Gewalt- 
(engl. force) spezialisierten Rolle“. Diese 
Trennung war möglich, weil die Legitmität 
des Obrigkeitsverhaltens weitgehend un- 
problematisch war. Die Reaktion der Ge- 
waltspezialisten war uniform und amtlich 
(„prompt“). 

In den Niederlanden vollendete sich in den 
von politischen Bewegungen geprägten 
sechziger Jahren die Wandlung zum „kom- 
plexen Gewaltmonopol". Die Legitmität 
des Obrigkeitsverhaltenshat ihre Selbstver- 
ständlichkeit verloren; sie muß in jedem 
Konflikt aufs Neue hergestellt werden. Da 
der bürgerliche Gehorsam nicht länger 
selbstverständlich ist, wird es zur wichtig- 
sten Aufgabe der „Politischen Rolle“ ein 
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Fortschritte im Arbeitsschutz 


Für Mensch und Tier wird jetzt der Poli- 
zeidienst gesünder. Polizeizeitschriften 
meldeten Anfang dieses Jahres zwei we- 
sentliche Neuerungen auf dem Gebiet 
des polizeiinternen Arbeitsschutzes, die 
auch wir unseren Lesern nicht vorzuent- 
halten wagen. 

Die Zeitschrift des Bundesgrenzschutz 
veröffentlichte in ihrer Ausgabe 4/1982 
den Tätigkeitsbericht des Bundesgren7- 
schutz, in dem unter Nr. 8.3- Waffenwe- 
sen folgende Errungenschaften für den 
PVB. den  Polizeivollzugsbeamten, 
kundgetan werden: 


Die Entwicklung und Erprobung einer 
neuen 9-mm-Patrone mit bleifreien 
Zündsätzen konnte erfolgreich beendet 
werden. Damit wurde die Gesundheits- 
gefährdung der PVBerheblich gemindert 
und dem Umweltschutz Rechnung ge- 
tragen. 


Die „Bayerische Polizer” berichtete m 
Hett 2/1982. 5. 24. folgendes: 


Kugelweste für Hunde 


Nicht nur Polizisten konnen beı der zu- 
nehmenden Terroristen- und Straßen- 
kampfkriminalität verletzt werden Durch 
Benzinbamten und Schusse sind mehr und 
mehr auch Polızei-Hunde gefährdet Des- 
halb hat jetzt eine englische Firma rıne 
kugelsichere Weste fur Polizeihunde ent- 
worfen Kosten: rund 500 Mark {AP} 
je nn een Se nn U 2 
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RUHEODERCHAOS-TECHNOLOGIE 
POLITISCHER UNTERDRÜCKUNG 
Nach dem mißglückten militaristischen 
Spektakel inBremen am 6.5,80 und in voller 
Breite nach der hunderttausendfachen 
DurchbrechungdesDemonstrationsverbo- 
tes in Brokdorf am 28.2.81 begann in der 
Bundesrepublik eine Diskussion um die 
Aufrüstung der Polizei mit neuen „Distanz- 
waffen“: : 

Das bisher gebräuchliche CN-Gas soll 
durch das Vietnamgas CS ergänzt werden. 
Die Scharfmacher der Inneren Sicherheit 
verlangen außerdem die Einführung von 
Gummigeschossen, die Verschärfung des 
Demonstrationsrechtsu.a. 

Um die politischen Hintergründe dieser.Be- 
strebungen und die t. .ichlichen Wirkun- 
gen bzw. Gefährdungen durch solche „Di- 
stanzwaffen” aufzuzeigen, haben sich ver- 
schiedene Autoren zu dem obengenannten 
Buch zusammengefunden. 


Ausdem Inhalt: 
- Chronologie der inneren Aufrüstung - 
Antifa-KommissiondesKB 

- Mit gebremster Gewalt - Die Argumente 
von Herstellern und Befürwortern - Falco 
Werkentin 
-KriegswaffeCS - AlfredSchrempf 

- Toxikologische Bewertung des Reiz- 
kampfstoffes CS - Rainer Grieshammer 
(Oko-Institut Freiburg) 
-DerfliegendeBoxhandschuh-Gummisfür 
die Polizei? AG Polizeibewaffnung, Cha- 
missoladen Westberlin 

- Testfeld Nordirland - Westdeutsches 
Nordirland Solidaritäts-Komitee(WISK) 


RUHEODER CHAOS- Technologie poli- 
tischer Unterdrückung. Eine Dokumenta- 
tion zum Gesundheitstag, Hamburg 1981, 
ca.140 Seiten mit 60 Abb., DM 7,50, ISBN- 
Nr. 3-923496-00-1 


Ruhe 
oder Chaos 


Technologie 
politischer Unterarückung 


Bestelladresse: 


BUU — Bürgerinitiative Umweltschuiz Unierel- 
be 

Bartelsstraße 26 

200% Hamburg 6 

Tel.-Nr.: 040/ 439 86 71 (mo. - fr. 17 - 19,00 
Uhr) 

Bankverbindung: Postscheckamı Hamburg 
Kto.-Nr.: 280 344-206 
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Programm anzubieten, was seine Akzep- 
tanz und damit Gehorsam zu gewährleisten 
versucht. Dieses situationsgebundene,„con- 
flict management“ signalisiert den andau- 
ernden Streit um die Wiederherstellung der 
obrigkeitlichen Legitimität. 

Strukturell bedeutet diese Dynamik, daß 
eine Mischung zwischen politischer und ge- 
waltspezialisierter Rolle stattgefunden hat: 
die Politiker beschäftigen sich weitgehend 
mit Gewaltstrategien; die Polizei bezieht ın 
ihr Verhalten bewußt politische Gesichts- 
punkte mitein. 

Entscheidender Faktor dabei sind die Me- 
dien: Die Chancen auf Legitimierung des 
Obrigkeitsverhaltens sind abhängig gewor- 
den vom Erfolg im Gewinnen einer positiv 
gestimmten öffentlichen Meinung. Der 
Kampfumdie GunstderKamerahatbeiden 
Gewaltspezialisten zum Ziel, dieeingesetzte 
Gewalt als verhältnismäßig erscheinen zu 
lassen. Das bedeutet, daß in jeder Konflikt- 
situation erneut eine Auswahl aus dem ge- 
samten Gewaltpotential getroffen werden 
muß;einzweckrationaler und flexibler Um- 
gangmitGewalt. 

Für die Politiker bedeutet die Anwendung 
von Gewaltstrategien zweierlei: Sog. „wei- 
che Gewaltstrategien“, d.h. Versöhnungs- 
versuche und Verhandlungen, die aufjeden 
Fallvonden Medien alsglaubwürdigdarge- 
stellt werden müssen, sollen zur Marginali- 
sierung und Kriminalisierung des „Geg- 
ners“ beitragen und somit den politischen 
Normatzustand wiederherstellen; falls dies 
nicht zum polizeipolitisch angestrebten Er- 
folg führt, ist nun die Voraussetzung zur 
Rechtfertigung „härterer“, d.h. physischer 
Gewalteinsetzender Strategien gegeben. 
Zur Methode und Untersuchungsmaterial: 
Mittels teilnehmender Beobachtung, Inter- 
views und Textanalysen hat der Autor über 
den Zeitraum von 1903 bis 1978 etwa vierzig 
größere Ordungsstörungen in den Nieder- 
landen untersucht. Zur aktuellen Bedeu- 
tung der Studie van Reenens sei auf CILIP 
9/10 hingewiesen. 

(Der Autor arbeitet am wissenschaftlichen 
Untersuchungs- und Dokumentationszen- 
trum des niederlaändischen Justizministe- 


rıums({WODC)unddoziertanderPolizeifü- 
hungsakademieHollands. 1964bis1971 war 
er als höherer Polizeibamter in Rotterdam 
tätig.) 


Service fürdie Friedensbewegung 
Rechtzeitig zu den Frühjahrs- und Sommer- 
aktionen der Friedensbewegung der Bun- 
desrepublik erschien die neue Buchliste des 
Antimilitaristischen Buchversands in 
Frankfurt. Über 330 Titel werden kurz be- 
schrieben und kommentiert - eine Artaktu- 
eller Bibliographie der wichtigsten Bücher, 
Broschüren und Materialien für die Frıe- 
densarbeit. Aufgelistetsindsowohlnotwen- 
digeStandardwerke, unumgänglich füreine 
Vertiefung der inhaltlichen undperspektivi- 
schen Diskussionen, alsauchfürdieaktuelle 
Auseinandersetzung wichtige Neuerschei- 
nungen. 

Zur besseren Übersicht sind die Bücher in26 
thematische Rubriken aufgegliedert, z.B.: 
KDV/ZD, Kriegsgelahr und „neue“ Frie- 
densbewegung, Rüstung und Abrüstung, 
Imperialismus und 3. Welt, Unterrichtsma- 
terialien, Soziale Verteidigung, Hilfsmittel 
für die Friedensarbeit und darüber hinaus 
noch zusätzlich antimilitaristische Prosa, 
Anthologien undGrafik. 

Die Liste9/82 kannangefordertwerdenbei: 
Antimilitaristischer Buchversand, Ham- 
burger Allee 49, 6000 Frankfurt 90. Für die 
Büchertische von Friedensinittativen und 
-gruppen gibtesSonderbestellisten. 
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POLIZEIFACHZEITSCHRIFTEN 
-EINÜBERBLICK 


Als eine Aufgabe des Informationsdienstes 
CILIP möchten wir in diesem Heft einen 
Überblick über die wichtigsten Polizeifach- 
zeitschriften anbieten. 

Titel, Herausgeber, Bezugsbedingungenbzw. 
-adresse sowie eine knappe inhaltliche Ein- 
schätzung mögen dabei erst einmal genügen, 
dem LesereineOrientierungshilfeimBlätter- 
wald der offiziellen, halboffiziellen, privaten, 
Standes- und gewerkschaftlichen Polizei- 
fachpresse zuübermitteln. 


1. Offizielle Blätter 


a)aufBundesebene 


INNERE SICHERHEIT 

Informationen des Bundesministers des In- 
nern BMI, Referat Analyse und Informa- 
tion, Öffentlichkeitsarbeit. Graurheindor- 
ferSır.198,5300 Bonn. 
Erscheint ca. fünfmalpro Jahr. 


Recht informativ speziell zurSicherheitspo- 
Iitik auf Bundesebene, Dokumentation von 
Antworten auf Anfragen ım Bundestag zur 
„Politik innerer Sicherheit”; Ausbaupla- 
nungaufBundesebene{BGS,BKA, Verfas- 
sungsschut?)} Einschätzung politischer 
Fragen und Bewegungen aus der Sicht des 
BMloderdirekt von Verfassungsschutz. 


BGS 

Zeitschrift des Bundesgrenzschutzes 
Verlag A.Bernecker, 3508 Melsungen, Un- 
terdemSchöncberg | 

Erscheint monatlich; Jahresabo DM 27,- 
(Einzelpreis DM 2.25) zuzügl. Versandko- 
sten 

Recht materialreich über Struktur, Ausbau 
des BGS: Tätigkeitsberichteete. 


DIEPOLIZEI 
Zentralorgan für das Sicherheits- und Ord- 


nungswesen. Mit Beiträgen aus der Polizei.- 


Führungsakademie. 


Herausgegeben von Spitzenbeamten aus 
PolizeiundInnenministerien. 

Erscheint monatlich: Halbjahrespreis DM 
53,60 einschl. Versandkosten (Einzelheft 
DM 10,40 zuzügl. Versandkosten) Carl 
Heymanns Verlag KG, Gereonstr.18-23, 
5000 Köln. 

Diskussionsblatt und Orientierungshilfe 
fürdie Beamten des gehobenen undhöheren 
Polizeidienstes; neben allgemeinen sicher- 
heitspolitischen Themen, Fragen der Poh- 
zeiverwendung, der Polizeitechnik und des 
Polizeirechtssowiceinzelne praktische Ein- 
sätze und Einsatzweisen; daneben knappe, 
aber materialreicheNachrichten,L.iteratur- 
und Rechtssprechungsübersichten. 


PFA 

Schriftenreihe der Polizei-Führungsakade- 
mie. 

Erscheint vierteljährlich, Jahresabo DM 
44.-incl. Versandkosten. 

Verlag Regensberg, Postfach 6748,44 Mün- 
ster. Daimlerweg5$ 

Berichte von Arbeitstagungen undScmina- 
ren der PFA sowie grundsätzliche Aufsätze. 
Neben ..Kriminalistik” und „Die Poh- 
zei” das dritte „große" theoretische Organ. 


b)aufl.andesebene 


DIEBAYERISCHEPOLIZEI 

Erscheint alle zwei Monate (Jahresabo DM 
10,50; Einzelheft DM 3.-ıncl.) 
Polizei-Verlag Heinz Krause, Rothenbur- 
gerStr.25,85 Nürnberg 

Spiegelt vor allem das Elendder politischen 
Bildung für Polizeibeamte wider; enthält 
wenigkonkrete Nachrichten zur Polizeient- 
wicklung Bayerns. Nachrichten aus dem 
Landtageundden Ministerien. 


HESSISCHE POLIZEIRUNDSCHAU 
Hrg. Der Hessische Minister des Innern, 
Pressereferat 

Erscheint monatlich (Jahresabo DM 30,- 
incl.) 

Verlag A.Bernecker, 3508 Melsungen, Un- 
terdemSchöneberg | 

Selbstdarstellung der Polizei, daneben ıim- 
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mer wieder informative Beiträge und 
Schwerpunktthemen zur Polizeientwick- 
lung Hessens; in den letzten Ausgaben im- 
mer wieder Artikel zum Startbahn-Kon- 
flikt; unter den Länderpolizeifachzeit- 
schriften dieinformativste. 


DIE STREIFE 

Hrg. Der Innenminister des Landes Nordr- 
hein-Westfalen 

Erscheint monatlich zum Einzelpreis von 
DM 1,20 

Druck- und Verlagshaus Enger GmbH, An 
der Kollenburg9-15,4156 Willich 2 
Berichtet matenialreich über Struktur und 
AusbauderLandespolizeiNRW. 


POLIZEISCHAU 

Zeitschrift für die Berliner Polizei 

Jährlich zehn Ausgaben (DM 20,- zuzügl. 
Versandgebühren; Einzelheft DM 2,50) 
Verlag Bartelsund WernitzKG Reinick en- 
dorfer Str.113, 1000 Berlin 65, Postfach 
650.380 

Polizeiliche Stellungnahmen zur innerenSi- 
cherheispolitik; ansonsten wenig informa- 
mv. 2 


2.Halboffizielle und Private 
Polizeifachzeitschriften 


KRIMINALISTIK 

Zeitschrift für die gesamte kriminalistische 
Wissenschaftund Praxis. 

Erscheint monatlich (Jahresbezugspreis 
DM 69,90; Einzelheft DM 6,50 zuzügl. Ver- 
sandspesen) 

Kriminalistik Verlag GmbH, Postfach 
102.640,69 Heidelberg 

Speziell für den kriminalpolizeilichen Ar- 
beitsbereich die informativste und wichtig- | 
ste Zeitschrift, in der die „großen“ Polizei- 
praktiker wie gleichzeitig polizeinahe Wis- 
senschaftler konzeptionelle, strategische 
Artikel veröffentlichen; brauchbareLbitera- 
turhinweise. 


POLIZEI-VERKEHR-TECHNIK 
Fachzeitschrift für Verkehrs- und Polizei- 
technik 

Monatlich DM 3,50 
Schmidt-Römhild-Verlag: Verlag für poli- 
zeiliches Fachschriftentum, Kronprin- 
renstr.13,43 Essen I 

Schwerpunkt: Verkehrspolizeiliche Fagen; 
Einzelhefte wenig informativ;aber unregel- 
mäßig erscheinende Sonderausgaben be- 
richten umfassend über Polizeiprobleme in 
einer bestimmten Region (meist Ballungs- 
räume). 


BEREITSCHAFTSPOLIZEI-HEUTE 
Magazın für Junge Pohzeibeamte 
Jahresabo bei monatlicher Erscheinungs- 
weise DM 24.-; Einzelheft DM 2,50 
Bereitschaftspolizei-heute  Verlagsgesell- 
schalt mbH, Bergsir.2, 6458 Rodenbah b. 
Hanau? 

Regelmäßig über Aus- und Fortbildungmit 
Schwerpunkt auf geschlossene Einheiten; 
insgesamt von begrenztem Informationsge- 
halt. 


DIENLUEPOLIZEI 
lortbildungsorganderdeutschen Polizei. 
Erscheint monatlich (Vierteljahresabo DM 
x,55; Einzelverkaulspreis DM 1,85) 
Biermann Verlag, Rathenaustr. 43-45, 56 
Wuppertal2 

Gemessen etwa an „Die Polizei” oder „Kri- 
minalıstik” wenig informativ und aktu- 
ch. 


WIRTSCHAFTSSCHUTZ und SICHER- 
HEITSTECHNIK 

Zeitschrift für das Sicherheitswesen in der 
Wirtschaft 

Monatlich; Jahresabo DM 94,- (zuzügl. 
Versandspesen); Einzelheft DM9,- 
Kriminalistik Verlag, Postfach 

10.26.40,69 Heidelberg 

Beiträge zu staatlicher und privater Sicher- 
heitspolitik; Autoren aus privater Wirt- 
schaft sowie staatlichen Sicherheitsorga- 
nen. Themen sind Werksicherung, Wirt- 
schaftsspionage, Werkschutz etc.,regelmä- 
Big Informationen über den Stand von in- 
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Vorsicht, Polizell 


im Namen der Polizei verschaffen 
sich unserlöse Anzeigenwerber An- 
noncen-Aufträge von ahnungsiosen 
Geschäftsleuten. 


D: Stimme klang barsch, der Anruf 
verhieß nichts Gutes. „Hier spricht 
die Polizei“, meldete sich im Frühjahr 
198] ein Mann im Sekretariat des Wil- 
helmshavener Ballettstudios Inge Stof- 
fers: „Ich möchte die Inhaberin wegen 
einer Anzeige sprechen.“ 

Die Tanzmeisterin eilte verschreckt 
ans Telephon. Doch dann hörte sie. daß 
es nicht um eine Anzeige ging die gegen 
sie vorlag, sondern um eine, die sie 
aufgeben sollte - in einer Broschüre der 
Polizei, wie sie verstand. 

Der Freund und Helfer am anderen 
Ende der Leitung wurde immer redselı- 
ger‘ Die Broschüre mit dem Titel „Buß- 
geldkatalog” solle von Polizeibeamten 
an Autofährer verteilt werden, die Poli- 
zei habe nicht genug Geld. Aber ordeni- 
liche Bürger würden sie doch sicher bei 
ihrer immer whmereren Aufgabe unter- 
stützen. 

Frau Stoffers. die für ihr seit 3$ Jahren 
bestehendes Ballertstucho eigentlich kei- 
ne Werbung nätig hat. heß sich schließ- 
lich „irgendwie aus staatsbürgerlicher 
Verantwortung” breitschlagen zu arınon- 
cırren. 

aus: 


nerbetrieblichen Kontrollsystemen auf 
EDV -Basis sowie Bezugsquellen-Verzeich- 
niszurSicherheitstechnologie. 


Die Rechnung über 27P.20 Mark an 
eine „Polizei-intern Vertagspesellschaf: 
mbH Anzeigenverwältung KG“ in Lü- 
beck zahlte sie per Vorkasse. Ein kleines 
„I" in einem Polizeistern im Kopf des 
Rechnungsformulars trug zur Beruhi- 
gung der Balletteuse bei. die Sache wirk- 
te offiziell. 

Nach einem halben Jahr - Frau Stof- 
fers hatte die Angelegenheit schon ver- 
gessen - wurde der Tänzerin ein Korrek- 
turbogen zugeschickt. Da Ballett nur mit 
einem „t" geschrieben war, korrigierte 
die Tanzlehrerin den Fehler, unter- 
schrieb den Bogen und schickte ihn zu- 
rück im Glauben, nun sei die Sache mit 
der Polizeibroschüre endgültig erledigt. 

Doch jetzi ging es erst Jos. Denn die 
Anzeigenkundin hatte nicht auf den 
Briefkopf geachtet: „Polizei Digest“ und 
„Das internationale Kriminalmagazın“. 
Ein „Referat Werbung“. nun mit Ham- 
burger Adresse. aber der gleichen Te- 
lexnummer wie die Lübecker Firma. der 
Frau Stoffers das Geld überwiesen hatte. 
stellte sich als Anzeigenredaktion des 
Magazins vor - im Kleingedruckten. das 
die Tänzerin nicht zu Ende las. 

Zum Lesen lud es auch nicht gerade 
ein „Es ist gut zu wissen, daß man 
Freunde hat", hieß es da. „gerade wir 
sind auf gute Freunde in Handel, Hand 
werk. Gewerbe und Industrie argewie- 
sen. da nämlich Publikationen von deı 
Polize: und für die Polizei" oft von der 
Werbung „etwas unterbewertet wer- 
den.“ ... 


DER SPIEGEL Nr.23/1982 


POLIZEIREPORT 

Unabhängiges Magazin für den Polizeibe- 
amten " . 
Sechsmal jährlich; Abo DM 9,- Einzelheft 
DM 1,50 

Polizei Intern Verlagsgesellschaft mbH 
Postfach 1149, Borsigstr.12,24 Lübeck I 
Nachdruck von Presseerklärungen, Reden 
und Aufsätzen, die auch in anderen Zeit- 
schriftenerschienen sind; dürftig 


3, Fachzeitschriften der Standes- und 
Gewerkschaftsorganisationender 
Polizei 


DEUTSCHE POLIZEI 

Zeitschrift derGewerkschaft der Polizei 
Erscheint monatlich (Bezugspreis DM 3,- 
zuzügl. Zustellgebühr 

Alfa-Verlag Stromberg, Hochstr.20-26. 54 
Koblenz 

Enthält Kurzfassungen aller wesentlichen 
gewerkschaftlichen Bechlüssezutarifpoliti- 
schen und polizeilichen Fragen; berichtet 
über Zusammenkünfte der Gewerkschafts- 
führung mit Politikern und ausländischen 
Gewerkschaftsvertretern; daneben werden 
in ein oder zwei Beiträgen polizeitaktische, 
rechtliche oder sicherheitspolitische The- 
men abgehandelt; mit Landesverbandsbei- 
lage, u.U .ergiebigfürRegional-Informatio- 
nen. 


CONTACT 

Organder JUNGENGRUPPE(GdP) 
Erscheint ca. sechsmal im Jahr 
Verlagsanstalt' DEUTSCHE POLIZEI 
GmbH; Forststr.3a,40 10 Hilden 
Mitteilungen aus der Gewerkschafts(jun- 
gend)arbeit, Seminarberichte, Diskussio- 
nen mit Jugendorganisationen der Parteien 
etc.; betont gesellschafts- und reformpoliti- 
sche Aspekte gegenüber bloß polizeilich 
repressiven; insgesamt die „linkeste“ Poli- 
zeifachzeitschrift. 


POLIZEISPIEGEL 

Kurier für die Polizeides Landes Berlin 
Offizielles Fachorgan der Polizeigewerk- 
schaft im Deutschen Beamtenbund 
Erscheint monatlich (Jahresbezugspreis 
DM 49,50; Einzelheft DM 5,20) 
Biermann-Verlag GmbH, Rathenaustr. 43- 
45,56 Wuppertal2 

Berichte aus der Gewerkschaftsarbeit, Stel- 
lungnahmen zu politischen und polizeili- 
chen Fragen. Ingewerkschaftlichen Fragen 
in starker Konkurrenz zur größeren GdP, 
ständische Ausrichtung(Beamtenbund);im 
Fachteil und in Fragen der Politik innerer 
Sicherheit konservative bis reaktionäre Po- 
sitionen. Landesbeilagen. 


DER KRIMINALIST 

Fachzeitschrift des Bundes Deutscher Kri- 
minalbeamter 

Erscheint monatlich (Jahresabo DM 45,- 
incl.; Einzelheft DM4,-zuzügl. Versandspe- 
sen) 

Verlag Deutsche Kriminalpolizei im 
Schmidt-Römhild-Verlag Zweigniederlas- 
sung Essen, Kronprinzenstr.13,43 Essen | 
Viele Beiträge sind vor allem darauf ausge- 
richtet, die Profession vondenanderenPoli- 
zeisparten und insbesondere vom Vertre- 
tungsanspruch derGdPabzugrenzen;dane- 
ben Beiträge zu kriminalistischen Fragen 
wie Fahndung, einzelnen Tätergruppen 
etc., Stellungnahmen der Verbandsvertre- 
terzusicherheitspolitischen Fragen; letztere 
offenbaren teilweiseein erschreckendeindi- 
mensionales Weltbild des konservativen 


“Bundes Deutscher -Kriminalbeamter(siehe 


dazuauchCILIP8,S.39f). 
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SUMMARIES 


nn 
A TRANSITION IN POLICE TRAINING 


AND RECRUITMENT 


Under the slogan „Police Training for the 
year 2000” a qualitative transition in the 
trainingand recruitment forthepolice force 
in the Federal Republic of Germany took 
place. The key conceptin this transitioncan 
best betermeda „mobilisation oftheintelli- 
gentsia“. This was also accompained by a 
shift in the relationship between low, inter- 
mediate and high level employment posi- 
tions within the police force. Up until the 
beginning oftheseventiesmorethan90% of 
the future policewasrecruitedamongyoung 
persons who had completed their main 
school certificate (Hauptschulabschluß) at 
theend ofthe9th grade or had also comple- 
ted an apprenticeship upon leaving junior 
highschool. Withintheofficialbureaucratic 
hierarchy, the relationship between the dilfe- 
rentrank levels wasstructuredsimilartothe 
military: approximately 92% of the posi- 
tions were lower level positions (enlisted 
personnel), approximately 6-7% wereinter- 
mediate level positions(non-commissioned 
officers),an I-2% high-levelpositions(gene- 
ral-rank officers). 

By the beginning ofthe eighties 3-4% ofthe 
positions within the police force were high 
level. Applications for these positions are 
almost exclusively recruited from within the 
intermediate level ranks ofthe police force 
itself. They participateinatwo yeartraining 
program,oneyearofwhichtakesplaceatihe 
policeleadershipacademy. 

The number of positions for intermediate 
level service has been expanded to approxi- 
mately 20% ofthetotal. Here, again, appli- 
cants for these positions are predominantly 
recruited from among lower level forces, 
have already earned a lower-level high 
school diploma (Fachhochschulreife) or a 
high school diploma and complete a three 
year program ofstudiesatapoliceacademy. 
Applicants for lower level entry positions 
into the police force aretodayalmostexclu- 
sivelyrecruitedamongcandidates whohave 
attained their intermediate-levelschool lea- 


ving certificate upon completion of the tenth 
grade. Their three year training program 
which was predominantly oriented to the 
para-military tasks of the policeforce during 
the fifties and sixties today concentrates 
more on the tasks to be performed by the 
individual officer. Today, thetrainingprac- 
tices (complete police autarchy throughout 
all training programs, strict chain-of-com- 
mand discipline throughout the training 
program, mandatory on-base housing in 
barracks for the duration of all training 
programs) withinthe police force guarantee 
a high level of attitudinal continuity; atthe 
same time the shift ofemphasis in the trai- 
ning programs to more substantial que- 
stions of individual police performance - 
combined with the shift in the proportional 
relationship between the service levels with- 
in the police force - has created a new 
intellectualintermediatelevel forcecompri- 
sing roughly 20%. Intellectual and analyti- 
cal capacities have replaced intuition and 
muscles have becomethesalientcharacteri- 
stics of police personnel in leadership and 
command positions which results in the 
application of more sophisticated methods 
intheday todaycontrolofthepopulation. 


EEE EEE SEELEN EEE EEE BERNER 
Oleg Cernavin 
POLICE TACTICS - THE TAKE-OFF 


RUNWAYAT FRANKFURT 


Fhefollowingresumecanbedrawnfromthe 
conflict arising out ofthe expansion ofthe 
Frankfurt airport (the so-called take-oftl 
runway 18 west)interms ofpolicetacticsfor 
the period from the middle of 1981 to the 
beginning of 1982: 

The confrontations between the police and 
protest groups intheopen woodedterrainin 
the vicinity of the runway have their own 
specific nature: on the one hand, the social 
backgroundoftheresistancegroupsissigni- 
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ficantly more heterogenous than the typical 
urban confrontations and at the sametime 
the symbolic significance of the runway 
conflictsismuch greater. 

In this confrontation, the task oftthe police is 
to protect disputed objects and areas from 
attack and to evict all squatters from such 
occupiedobjektsandareas. In thissituation 
the police employ a number of different 
flexibledeploymenttacticssuchastheoffen- 
sive „flexible rush“ and defensive „flexible 
blocking“. The extent and scope of such 
tactics is geared to the atmosphere gover- 
ningthespecifictacticalsituation. 

During the course of the conflict over the 
runway the general atmosphere deteriora- 
ted significantly whichresultedinanescala- 
tion of the conflict. The more politicians 
relied on the police to resolve the conflict, the 
more violentthe conflict became. 
Ultimately the conflict escalated to a point 
that the police began to deviate from their 
flexible tactics combined with an ever in- 
creasing amount of force and to resort to 
increasingly para-military large-scale tac- 
tics. One indication of this transition is the 
wide-range use ofsuch technologicalmeans 
as watercannon,teargasandeven blinding- 
shock grenades. 


PUBLIC DISTURBANCE REPORTING 
SERVICE 


ET TEE EN EEE GENE en Eee EEE 


In April of 1982 the federal and state Mini- 
sters of the Interior resolved to establish a 
reporting service for „public disturbances 
andrelatedcriminalacts“. Accordingtothis 
prosposal state police forces arerequiredto 
report ihenames ofall persons suspected of 
havingperformedorcalledforactsofviolen- 
ce in connection with political demonstra- 
tions to the Federal Criminal Investigation 
Office (Bundeskriminalamt). The Federal 
Criminal Investigation Office isresponsible 
for the evaluation oftheinformation. What 
is new about this service is that persons 
considered to be particulary dangerousare 


to be listed in the wanted lists ofthe police 
computerized informationsystemsINPOL. 
This will make it possible for the police at 
check points along the paths of access to 
demonstration to subjects such individuals 
to more intensivesecuritychecksandtotake 
them into preventive custody for the dura- 
tion of the demonstration. The storage of 
this information in the data banks of the 
INPOL. networks means that it is accessible 
toallonlinepoliceterminals. 


A en En Se EUER ERS EEE EEEEETETESEÜERGEEETEREREES 


POLICE UNDERCOVER OPERATIONS 
— ADOCUMENTATION 


Currentlycommandlevelpoliceofficialsare 
discussing how the use ofpoliceundercenver 

agents can be placed on legally more solid 

ground. The increased use of police under- 

cover agents observed in the past several 

yearshasledtoanumber ofviolationsofthe 

principle of legality in force in the FRG (in 

accordance withthisprinciplethepoliceare 
required to investigate and pursue every 

criminalactknowntothem)andhas madeil 

necessary for police officersto participatein 

eriminal acts. Astudy-group from the state 

of Baden-Württemberg has developed a to 

date unpublished catalogue of ideas and 

proposals on this topic which we document 

inthisarticle. Thestudygrouphasalsocalled 

forthepolicerighttosearch apartmentsand 

tap telephones - even in those cases where 

sufficient legal grounds such as conerete 

grounds for assuming criminal acts do not 

exist. The demands and considerations of 
the working group become all the more 

significant in view ofthe fact that the new 

president ofthe FederalCriminalInvestiga- 

tion Office, Boge, has begun to take them 

intoconsideration. 
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Strafantrag wegen Spiels von Gijon 


Wilhelmshaven (dpa). Unter strafrechtli- 
chen Gesichtspunkten soll sich jetzt die Staats- 
anwaltschaft in Oldenburg mit dem umstrit- 
tenen Fußballspiel Deutschland— Österreich in 
Gijon befassen. Der 48 Jahre alte Polizei- 
hauptkommissar Alexander Klümper aus Wil- 
heimshaven stellte nach eigenen Angaben 
Strafantrag wegen Beleidigung, Körperverlet- 
zung und Beschädigung des Ansehens der 
Bundesrepublik Deutschland. Nach seiner 
Meinung besteht außerdem der Verdacht des 
Betruges an Algerien. Klümper erklärte am 
Dienstag, das oftenbar zwischen beiden Männ- 
schaften abgesprochene Spiel habe bei ihm im 
Laufe der zweiten Halbzeit Magenschmerzen 
und nach dem Abpfiff Brechreiz verursacht. 
Er habe den ganzen Abend über keine Nah- 
rung mehr aufnehmen können. Dies sei eine 
Form der Körperverletzung. Außerdem habe 
er sich als deutscher Staatsbürger über die 
„unverschämte Vorsteliung® geärgert, mit der 
die Fußballer das Ansehen der Bündesrepu- 


blik nicht nur In der Welt des Sports geschä- 
.digt hätten. 
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Freiheit + Gleichheit 


Streitschrift für Demokratie und Menschenrecht 


Mit dieser Streitschrift sollen Geschichte und Gegenwart der Bundesrepublik im 
Spiegel der Menschenrechte als unmittelbar geltende Normen gezeigt werden. Die 
gewordene Wirklichkeit der Menschenrechte aufzuspüren heißt aber, sie in den 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen aufzusuchen, sprich: bei den Majoritä- 
ten und Minoritäten der Bundesrepublik. Die Gefährdung der Grund- und Men- 
schenrechte hat viele Dimensionen, vom Betrieb bis zur Polizei, vom "Atomstaat' 
bis zur Friedensfrage, von der Meinungsfreiheit bis zu den Berufsverboten, von 
den zahlreichen 'Minderheiten’ (Alte, Kinder, Strafgefangene, Obdachlose, 
Homosexuelle, Ausländer, Demonstranten, Kranke. Arbeitslose...) bis zur längsı 
nicht verwirklichten Gleichberechtigung der Frau. 

Die bisher erschienenen Hefte I - 3 der Schriftenreihe "Freiheit + Gleichheit” 
bringen u.a. folgende Beiträge @ Ulrich Albrecht: Soldaten und Demokraten — 
eine bleibende Differenz @ Bernhard Blanke: Schutz der Verfassung durch Spaltung 
der Demokratie? @ Thomas Blanke: Der "innere Feind’ in der Geschichte der BRD 
@ Wolfgang Däubler: Menschenrechte im Betrieb @ Mechthild Düsing/Uwe Wesel: 
Die Feste der freien Advokatur wird gestürmt @ Ute Gerhard/Eva Senghaas- 
Knobloch: Was heißt Gleichberechtigung? @ D. Helmut Gollwitzer: Der Kampf 
für die Menschenrechte — heute noch zeitgemäß? @ Albrecht Funk: Welche Sicher- 
heit schützt die Polizei? @ Michael Th. Greven: Sozialstaat und Freihcitsreche @ 
Klaus-Martin Groth: Asylrecht @ Klaus Horn: Medizinische Versorgung und Men- 
schenrechte @ Erich Küchenhoff: Hausbesetzungen als Menschenrecht? @ Rüdi- 
ger L.autmann: Homosexuelle als Indiz @ Christine Morgenroth: Arbeitslosigkeit 
ist grundgesetzwidrig @ Hannelore Narr: Altscin im gesellschaftlichen Abseits @ 
Roland Narr: Kinder und ihre halberwachsenen Rechte @ Wolf-Dieter Narr/Klaus 
Vack: Menschenrechte, Bürgerrechte, alter Rechte @ Oskar Negt: Menschenrech- 
te als Selbstverwirklichungsrechte @ Helmut Ortner: Wer bestraft wird, verliert 
sein Bürgerrecht @ Ulrich K. Preuß: Grundrechte in der Demokratie @ Roland 
Roth: Bürgerinitiativen — ein demokratisches Ornament am Gebäude des Sicher- 
heitsstaats? @ Özcan Saglam: Ausländische Arbeiter @ Jürgen Seifert: Die Ver- 
fassungsschutzberichte @ Dorothee Sölle: Menschenrechte in Lateinamerika — 
Zum Problem der Verschwundenen @ Peter Schlotter: Die Politik der Angst - 
Rüstung als Thema in der Bundesrepublik @ Außerdem Dokumente des Komitees, 
so unter anderem — Brokdorf 28.2.1981 — Vorschläge für eine alternative Sicher- 
heitspolitik — Ziele und Aufgaben des Komitees — Berufsverbote — Peter Brück- 
ner — Konzept für ein Symposton Menschenrechte. 
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Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V., 
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